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Plötzlich in
aller Munde
Christian Schmidt Er gehörte bisher zu den eher
unauffälligen Ressortchefs im Kabinett Merkel.
Mit der unbotmäßigen Zustimmung in der EU zur

Glyphosat-Verlänge-
rung gegen SPD-Wil-
len ist Agrarminister
Christian Schmidt
(CSU) nun in aller
Munde. Und das in ei-
ner geschäftsführen-
den schwarz-roten Re-
gierung, für die der
Koalitionsvertrag aber
weiter gilt. „So ist er,
der Schmidt“, sagte

der Minister über sich. Er entscheide an der Sache
und „an nichts anderem“. Sein Förderer, CSU-
Chef Horst Seehofer, stand dem Parteivize bei. Mit
Blick auch auf die Landtagswahlen 2018 in Bay-
ern, bei denen die CSU Rücksicht auf die Bauern
nehmen muss. Der langjährige Außen- und Sicher-
heitspolitiker Schmidt griff auf das Ministeramt
zu, als 2014 Amtsvorgänger Hans-Peter Friedrich
(CSU) zurücktrat. Mit seinem Glyphosat-Allein-
gang aber dürfte es Schmidt schwer haben, dem
nächsten Bundeskabinett wieder anzugehören.
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ZAHL DER WOCHE

65,71
Prozent der EU-Bevölkerung werden durch den
Beschluss der EU-Staaten repräsentiert, Glypho-
sat für weitere fünf Jahre zuzulassen. Das liegt
knapp über der nötigen Grenze von 65 Prozent
für eine qualifizierte Mehrheit. Auch die zweite
Bedingung dafür – 55 Prozent der 28 Länder –
wurde mit den 16 Ja-Stimmen erreicht.

ZITAT DER WOCHE

»Wir wollen trotz
allem kollegial
miteinander
umgehen.«
Barbara Hendricks (SPD), Umweltministerin,
zu einem Gespräch in ihrem Ministerium mit
Agrarminister Christian Schmidt (CSU) wegen
des Glyphosat-Zerwürfnisses
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Zurück an die Spitze
BILDUNG Die Ausgaben steigen und dennoch fehlt es an Investitionen in zweistelliger Milliardenhöhe

E
s waren durchaus ambitionier-
te Ziele, die sich die potenziel-
len Koalitionäre gesteckt hat-
ten: „Die Gesprächspartner
wollen in den nächsten vier
Jahren Bildung, Wissenschaft,

Forschung und Innovation deutlich stär-
ken und machen sich das Ziel zu eigen, ge-
samtstaatlich bis zum Jahr 2025 für Bil-
dung und Forschung künftig mehr als zehn
Prozent des Bruttoinlandproduktes (BIP)
aufzuwenden. Wir wollen, dass Deutsch-
land künftig weltweit zu den Spitzenlän-
dern bei Bildungsinvestitionen und der
Qualität der Bildung zählt.“ So formulier-
ten es Union, FDP und Grüne in ihrem ge-
meinsamen Sondierungspapier. Vier Wo-
chen zuvor hatte Unions-Fraktionschef
Volker Kauder (CDU) in einem Interview
mit „Spiegel-Online“ bereits eine „Bil-
dungsoffensive“ gefordert. „Das kann das
große Projekt der gesamten Koalition wer-
den“, sagte der Unions-Fraktionsvorsitzen-
de zuversichtlich. Doch die Gespräche über
eine Jamaika-Koalition scheiterten.
So ambitioniert das ausgegebene Ziel der
Jamaika-Koalitionäre auch klang, neu war
es nicht. Bereits 2008 hatten sich Bund
und Länder auf dem Dresdner Bildungs-
gipfel darauf verständigt, die Gesamtausga-
ben in Deutschland für Bildung, Forschung
und Wissenschaft bis 2015 von 8,9 auf
zehn Prozent des BIP zu steigern – erreicht
wurde es jedoch nicht. Nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes stiegen die Aus-
gaben bis 2014 auf 265,5 Milliarden Euro
und einen Anteil von 9,1 Prozent des BIP.
Nach Berechnungen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes schlagen die fehlenden
0,9 Prozentpunkte mit rund 27 Milliarden
Euro zu Buche.
Die Summe von 265,5 Milliarden Euro
umfasst nicht nur die staatlichen Ausgaben
für Bildungseinrichtungen wie Kindertages-
stätten, Schulen und Hochschulen, son-
dern auch für Forschung und Entwicklung
sowie die Ausgaben von Unternehmen, pri-
vaten Haushalten. Die Ausgaben von Bund,
Ländern und Gemeinden ausschließlich für
den Bildungsbereich lagen
im Jahr 2016 bei rund
129,23 Milliarden Euro
und damit bei 4,1 Prozent
des BIP. Mit 91,14 Milliar-
den Euro tragen die
16 Bundesländer die
Hauptlast der Bildungsaus-
gaben. Weitere 28,07 Milli-
arden Euro bringen die Ge-
meinden auf, 10,01 Milliar-
den Euro kommen vom
Bund. Im Jahr 2010 lagen
die Ausgaben von Bund,
Ländern und Gemeinden
noch bei 106,22 Milliarden Euro. Auch die
Pro-Kopf-Ausgaben sind seitdem ordent-
lich gestiegen: Von 1.299 auf 1.589 Euro.
Der Anteil am Bruttoinlandsprodukt lag
aber auch 2010 bei 4,1 Prozent.
Trotz der gestiegenen Ausgaben gilt das
deutsche Bildungswesen im internationa-
len Vergleich als unterfinanziert. Immer
wieder wird darauf verwiesen, dass
Deutschland für Schulen und Hochschulen
lediglich 4,3 Prozent seines BIP (2013)
aufbringe während der Durchschnitt in
den OECD-Staaten bei 5,2 Prozent liege.
Allerdings liegt der Anteil der Einwohner
unter 30 Jahren in Deutschland auch nur
bei 30 Prozent, in den OECD-Staaten hin-
gegen bei durchschnittlich 38 Prozent.
Umgerechnet auf Schüler und Studenten
pro Kopf liegen die deutschen Bildungs-
ausgaben über dem OECD-Durchschnitt.
Unbestritten ist jedoch, dass es an Geld
fehlt – zum Beispiel in den Kommunen,
die als Schulträger unter anderem verant-
wortlich sind für die Schulgebäude. Rund
ein Drittel aller kommunalen Gebäudeflä-
chen entfallen auf Schulen. Doch während
vor 20 Jahren noch etwa 45 Prozent der
kommunalen Gesamtausgaben für Schulen
in bauliche Investitionen flossen, waren es
2015 nur noch 20 Prozent. In der Folge hat
sich ein erheblicher Investitionsstau gebil-
det. So bezifferte die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau (KfW) den Investitionsbedarf im
Herbst 2016 Jahres auf 34 Milliarden Euro.

An Geld mangelt es aber nicht nur für die
bauliche Infrastruktur, sondern auch für
Personal und Ausstattung von Bildungsein-
richtungen. Im Februar 2016 veröffentlich-
te beispielsweise die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) eine Studie,
die den jährlichen finanziellen Mehrbedarf
für die Bereiche Kindertagesbetreuung, all-
gemeinbildende Schulen, Berufsbildung,
Hochschulen und Weiterbildung ein-
schließlich Inklusion und Integration von
Migranten auf rund 56 Milliarden Euro be-
zifferte. Allein Länder und Kommunen
müssten davon rund 46 Milliarden Euro

aufbringen.
Unabhängig davon, ob
man solchen Maximalfor-
derungen folgen möchte,
oder ob ihre Realisierung
überhaupt möglich wäre,
herrscht auf dem politi-
schen Parkett zumindest
prinzipiell Einigkeit darü-
ber, dass mehr Geld in die
Bildung fließen muss und
soll. Im zurückliegenden
Bundestagswahlkampf
sparten die Parteien auch
nicht mit teuren Wahl-

kampfversprechen. Die Unionsparteien
stellten beispielsweise einen Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung an den
Grundschulen in Aussicht. SPD, Linke und
Grüne wollen die Ganztagsbetreuung sogar
auf alle Schulzweige ausweiten. Bedenkt
man die Investitionen, die Bund, Länder
und Kommunen für die Realisierung des

Rechtsanspruchs auf eine ganztägige Kita-
Betreuung in den letzten Jahren stemmen
mussten, kämen hier schnell ebenfalls ho-
he Milliardenbeträge zusammen. Auch die
von den Parteien angestrebte Digitalisie-
rung der Schulen würde hohe Investitio-
nen erfordern. Rund 2,8 Milliarden Euro
jährlich würde es nach aktuellen Berech-
nungen der Bertelsmann-Stiftung kosten,
alle Grundschulen und weiterführenden
Schulen mit einer zeitgemäßen digitalen
Infrastruktur auszustatten.
Verbunden mit dem Ruf nach mehr Geld
für den Bildungssektor geht seit Jahren die
Forderung einher, der Bund
müsse sich zukünftig stär-
ker beteiligen, weil Länder
und Kommunen die nöti-
gen Investitionen nicht al-
lein stemmen können.
Doch einer direkten Beteili-
gung des Bundes sind
durch das sogenannte Ko-
operationsverbot in der Bil-
dungspolitik enge Grenzen
gesetzt. Im Bereich der
Hochschulen kann sich der
Bund zwar laut Artikel 91b
Grundgesetz „in Fällen
überregionaler Bedeutung“ auch direkt
sich an der Förderung beteiligen, im Schul-
wesen ist dies jedoch nach Artikel 104b
weitestgehend ausgeschlossen, da die Ge-
setzgebungskompetenz bei den Ländern
liegt.
Bereits in der vergangenen Legislaturperi-
ode sprachen sich SPD, Grüne und Linke

dafür aus, die 2006 im Zuge der Föderalis-
musreform vorgenommene Trennung von
Aufgaben und ihrer Finanzierung im Bil-
dungsbereich wieder rückgängig zu ma-
chen. Auch die wieder in den Bundestag
eingezogene FDP strebt eine entsprechen-
de Änderung des Grundgesetzes an. Bis-
lang ist dies jedoch am Widerstand von
CDU und CSU gescheitert. Auch während
der Jamaika-Sondierungen konnten Uni-
on, FDP und Grüne in dieser Frage keine
Einigung erzielen.
So wunderte es auch nicht, dass die Links-
fraktion gleich in der ersten regulären Sit-

zungswoche des Bundesta-
ges erneut einen Antrag
(19/13) vorlegte, in dem sie
sich für die Verankerung ei-
ner „Gemeinschaftsaufgabe
Bildung“ in Artikel 91b
Grundgesetz ausspricht und
dafür, die Beschränkung der
Bundesförderung in Artikel
104b zu streichen. Auch
wenn im Bundestag schon
jetzt eine Mehrheit für die
Abschaffung des Kooperati-
onsverbotes besteht, reicht
sie ohne die Union nicht

für die benötigte Zwei-Drittel-Mehrheit zur
Änderung des Grundgesetzes. Auch die AfD
lehnt das Ansinnen ab.
Zudem wäre für eine Änderung des Grund-
gesetzes auch im Bundesrat eine Zwei-Drit-
tel-Mehrheit nötig. Im September starteten
zwar Berlin, Brandenburg, Bremen, Ham-
burg, Niedersachsen Rheinland-Pfalz und
Thüringen eine Initiative zur Aufhebung
des Kooperationsverbotes, aber selbst Ba-
den-Württembergs Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) will davon bis-
lang nichts wissen. Die Länder hätten ge-
gen mehr Geld vom Bund nichts einzu-
wenden, befürchten aber zugleich, dass
dann auch ihre inhaltlichen Kompetenzen
in der Bildungspolitik auf den Prüfstand
kommen.
Sollte sich die SPD in den kommenden
Wochen doch auf Koalitionsverhandlun-
gen mit der Union einlassen, dann wird
die Frage der Bildungsfinanzierung in je-
dem Fall wieder ein zentrales Thema sein.
Vielleicht geht Volker Kauders Wunsch in
Erfüllung und eine Bildungsoffensive wird
wirklich „das große Projekt der gesamten
Koalition“. Alexander Weinlein T

Zu den Klassenbesten unter den Bildungsnationen gehört Deutschland nicht mehr. Das soll sich jetzt ändern. © picture-alliance/Patrick Pleul/dpa- Zentralbild/ZB

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

EDITORIAL

Rohstoff der
Zukunft

VON JOHANNA METZ

„Schön ist der Glocke Klang, du hörst ihn gern
mein Kind; ruft er zur Schule dich, so geh ge-
schwind.“ So steht es in einer Schulanfänger-
Fibel aus dem 18. Jahrhundert. Schon damals
gab es in einigen Gebieten Deutschlands eine
Schulpflicht, die allerdings ein Großteil der El-
tern ignorierte. Vor allem Bauernfamilien be-
nötigten ihre Kinder als Arbeitskräfte. Warum
zur Schule schicken, wenn sie auf dem Acker
besser zur Existenz beitragen konnten?
Die Zeiten haben sich fundamental geändert.
300 Jahre später gilt Bildung als Währung des
21. Jahrhunderts. Bildung und Wissen, so ist
landauf landab zu lesen, sind die Rohstoffe
der Zukunft. Alle 16 Bundesländer kennen
heute eine gesetzliche Schulpflicht, wer die
Pauke schwänzt, dem drohen Strafen.
Demgegenüber steht jedoch ein schwächeln-
des Schulsystem. Zu wenig Lehrer, zu wenig
Schulen, massive Unterrichtsausfälle, marode
Gebäude. Klassenzimmer, in denen weder
Computer noch WLAN vorhanden sind. Die so-
ziale Herkunft, das zeigen unzählige Studien,
entscheidet auch in Deutschland nach wie vor
stark über die Bildungschancen eines Kindes.
Aus den Universitäten ist zu hören, dass es
dem Nachwuchs an Grundwissen in Deutsch
und Mathematik mangelt. Brauchte Deutsch-
land nicht dringend Fachkräfte?
Klar ist allen Beteiligten, dass dieses Land
mehr Geld in die Hand nehmen muss, um
Schulen zu sanieren und Klassen mit digitalen
Medien auszustatten. Umstritten ist indes die
Frage: Muss Deutschland wirklich 16 Schulsys-
teme haben, einen innerdeutschen Wettbe-
werb der verschiedenen Modelle pflegen, als
wäre Bildung ein Produkt der Marktwirtschaft
wie Autos oder Fernseher? Ausbaden müssen
diesen Wettstreit der (vermeintlich) besten Lö-
sungen die Kinder, die eben nicht in jedem
Land die gleichen Bildungschancen haben.
Wissen ist Macht, wusste schon Francis Bacon.
Aber er sichert auch Wohlstand. Um ihn zu be-
wahren, braucht Deutschland gerade in der
Bildung einen modernen Föderalismus, keinen,
in dem jeder sein eigenes Süppchen kocht. Das
heißt: bundesweite Standards für Schulstufen,
Prüfungen und Abschlüsse, Investitionen von
Bund, Ländern und Gemeinden – Kooperati-
onsgebot statt -verbot. Viele Parteien fordern
das bereits. Abzuwarten bleibt, ob eine neue
Koalition das Thema tatsächlich anpackt.

Die Digita-
lisierung

aller Schulen
würde

2,8 Milliarden
Euro jährlich

kosten.

Die KfW
beziffert den
Sanierungs-
bedarf an

Schulen auf
34 Milliarden

Euro.
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Der Bildungsexperte: Ernst Dieter Rossmann

Ich habe auch ordentlich gearbeitet und nicht nur Politik ge-
macht.“ Der SPD-Parlamentarier Ernst-Dieter Rossmann (66)
meint dies kein bisschen ironisch. Der Satz beziehe sich zum ei-
nen auf seine achtjährige Tätigkeit in einer Obdachlosensied-

lung: „Das war ein sozialer und kultureller Sprung, denn das Milieu
war mir nicht vertraut.“ Zum anderen hebt er ab auf seine Jahre an
einer Fachschule für Sozialpädagogik – Ausbildung von Erzieherin-
nen. Dann das Training von Fußballjugendmannschaften – in zwei
Untersuchungen dazu entwickelte er entsprechende Verhaltenskon-
zepte. Seither ist er promovierter Sportwissenschaftler. Vorher hatte
er seine Ausbildung zum Diplom-Psychologen abgeschlossen.
Warum also Politik? Sich für die Bildung einzusetzen, sieht er als
seine „Lebensmission“. Bildung war für ihn eins der wichtigen
Themen schon in der Kommunalpolitik in Elmshorn. „Ich wollte
später insbesondere in diesem Bereich Politik in Schleswig-Hol-
stein mitgestalten, hiernach deutschlandweit.“ Landtagsabgeord-
neter war er, Bundestagsabgeordneter ist er – seit 1998, Wahl-
kreis Pinneberg. Noch immer geleitet durch die „Faszination“, da-
für zu arbeiten, „dass es vielen Menschen gut geht“.
Dem bildungspolitischen Experten der Fraktion sind nun ein wenig
die Flügel gestutzt – nach der Koalition vorerst die Opposition.
Natürlich sei er „lieber ein gestaltender als ein opponierender Po-
litiker“: „Wir werden schließlich dafür gewählt, unsere Werte und
unsere Ziele möglichst gut umzusetzen.“ Freilich: Die nötige poli-
tische Macht dazu fehle der SPD keineswegs völlig, verweist er
auf die „Allianz“ der Bundestagsfraktion mit den Ländern: „Dort

hat die SPD eine starke Position, gerade in der Bildungs- und Wis-
senschaftspolitik.“
Bei aller Bedeutung des Bildungssektors in der angelaufenen Le-
gislaturperiode: Er glaube „dass auch die Veränderungen in der
Arbeitswelt, die Europäisierung in der Politik mit Blick auf die glo-
balen Herausforderungen und die Ertüchtigung des Sozialstaats
große Themen werden“. Und beschwört dabei den „sozialdemo-
kratischen Gleichklang von Gerechtigkeit und Innovation“.

Steht in der Bildungspolitik die Digitalisierung ganz oben und dann
kommt lange nichts? Er sieht dies keineswegs so: „Wenn wir gut sind,
dann bleiben wir nicht nur an einem Thema hängen, sondern schlagen
den Bogen über die gesamte Bildungsbiografie hinweg.“ Bei den
Schulen herrsche inzwischen Einigkeit zwischen den Parteien über den
Ganztags-Rechtsanspruch: „Aber die Qualität wird noch zu einem gro-
ßen Thema, das Millionen von Kindern und Jugendlichen betrifft.“

Apropos berufliche Bildung: Für 1,3 Millionen junge Menschen
unter 25 Jahren sei die „nachgeholte zweite und dritte Chance“
wichtig. Bekämen sie die nicht, wäre das in Rossmanns Augen
ein „zu großes Potenzial an verschenkter Bildung“. Dazu die Be-
deutung der beruflichen Bildung für die Integration der vielen
Zugewanderten. Zur Hochschulpolitik sagt Rossmann: „Die
Hochschulpakte müssen dringend fortgesetzt werden, 2,5 bis
drei Milliarden Euro stehen da im Feuer.“ Die Hochschulen
bräuchten das Geld unbedingt. Und es gehe auch um die Ver-
längerung der Pakte für die gute Lehre und die Lehrerausbil-
dung.
Rossmann wünscht sich, dass die Bedeutung von beruflicher und
allgemeiner Weiterbildung „mehr in den Mittelpunkt“ rückt: „Und
zwar nicht nur unter dem Aspekt der Fachkräftesicherung, sondern
auch der Teilhabe für alle.“ Dazu gehöre die Frage, „wie wir mit
der Seniorenbildung umgehen“. Schließlich hätten die Menschen
nach dem Rentenbeginn noch gut und gerne 30 Jahre vor sich:
„Was bedeutet für sie dann Teilhabe, wenn nicht Bildungsteilha-
be?“
Abschalten von der Politik: Dazu gehört für Rossmann sein Hobby
als Naturbeobachter. Daheim in der Marschlandschaft allemal.
Aber in der Hauptstadt durchaus auch: „Nirgendwo singen die
Nachtigallen schöner als in Berlin, und hier gibt es viele.“ Da neh-
me er es „gerne hin“, dass sie ihn schon mal „im Frühjahr, wenn
sie richtig losschmettern, um ein oder zwei Uhr um den Schlaf
bringen“. Franz Ludwig Averdunk T

.....................................................................................................................................................

»Die Qualität wird noch
zu einem großen Thema,

das Millionen von
Kindern und

Jugendlichen betrifft.«
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GASTKOMMENTARE
KOOPERATIONSVERBOT ABSCHAFFEN?

Besser gemeinsam
PRO Das Kooperationsverbot folgt seit sei-

ner Geburt bei der Föderalismusre-
form von 2006 einer eigenartigen Lo-
gik: Du sollst nicht helfen! Denn dann

könntest Du auch mitreden wollen. Und das wol-
len manche Länder in der Schulpolitik auf keinen
Fall, ist es doch einer der wenigen Restkompeten-
zen der Landesregierungen, ein Bereich, in dem
diese noch gestalten können. Das ist verständlich
aus der Sicht von Landespolitikern, für Lehrer und
Schüler ist es schädlich.
Denn die Herausforderungen sind groß, so groß,
dass sie gemeinsam von Bund, Ländern und auch
Kommunen gestemmt werden sollten. Das beginnt
bei der Integration Hundertausender Flüchtlings-
kinder, umfasst den Ausbau der Ganztagsangebo-
te, die Einstellung zusätzlicher Lehrkräfte, die In-
klusion förderungsbedüftiger Kinder sowie brö-
ckelnde Schulhäuser, die endlich saniert werden
müssen. Allein für die Gebäude-Erneuerungen hat
die KfW vergangenes Jahr einen Investitionsrück-
stand von etwa 34 Milliarden Euro veranschlagt.
Wie sollen das einnahmeschwache Länder wie
Sachsen-Anhalt alleine schaffen? Zumal die Schul-
denbremse ihre Spielräume weiter verengt. Derzeit
sprudeln die Steuereinnahmen, aber das reicht
nicht in jedem Fall – und bleibt nicht ewig so.
Niemand wünscht sich ein Bundesoberschulamt,
das bis in die Lehrpläne hineinregiert. Der Kern der
Schulpolitik bleibt auch bei einer Kooperation zwi-
schen Bund, Ländern (und Kommunen) in den Lan-
deshauptstädten. Allerdings muss der Bund ein
Mitspracherecht erhalten, was mit dem Geld, das
er gibt, passiert. Sonst droht es für andere Wün-
sche zweckentfremdet zu werden. Dennoch: Einer
solchen freiwilligen Zusammenarbeit sollte keine
föderalistische Prinzipienreiterei entgegenstehen.

Roland Preuß,
»Süddeutsche Zeitung«
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Frau Eisenmann, hierzulande wird

viel vom Erfolgsmodell duale Ausbil-
dung gesprochen. Aber sehr viele Schüler
wollen zum Gymnasium und später zur
Uni. Es gibt in Deutschland mehr Studi-
enanfänger als neue Lehrlinge. Was wol-
len Sie gegen diesen Trend tun?
Wenn man die internationale Aufmerk-
samkeit für unsere duale Ausbildung sieht,
gilt manchmal der Prophet im eigenen
Land nichts. Dass berufliche und akademi-
sche Bildung gleichberechtigt sind und die
duale Ausbildung gleichwertig neben dem
Hochschulstudium steht, muss sich wieder
stärker in der gesellschaftlichen Wahrneh-
mung verankern. Da ist in den vergange-
nen Jahren ziemlich viel verrutscht. Des-
halb ist der Schwerpunkt berufliche Bil-
dung der Kultusministerkonferenz (KMK)
2017 völlig berechtigt.
Die KMK wird Ende des Jahres eine Um-
setzungsstrategie „Berufliche Bildung in
Deutschland“ verabschieden. Da soll auf-
gezeigt werden, welche Wege es in einer
dualen Ausbildung gibt. Welche Möglich-
keiten man zur Weiterqualifizierung, zur
Fortbildung bis hin zum Meister hat. Das
alles erscheint im Vergleich zum Hoch-
schulstudium minderwertiger, ist es aber
nicht. Das muss verdeutlicht werden.
Man muss die berufliche Bildung in den
Schulen stärker verankern. Wir in Baden-
Württemberg tun dies. Das Ganze ist ein
Prozess und geht nicht von heute auf
morgen.

Gerade bei Eltern ist die Ansicht ver-
breitet, durch ein Studium hätten ihre
Kinder später mehr Chancen und
auch die Verdienstmöglichkeiten seien
größer.
Viele Eltern glauben, der einzig erfolgrei-
che Weg in die Zukunft führt über Gymna-
sium, Abitur und Hochschulstudium. Dass
der promovierte Kulturwissenschaftler auf
dem Arbeitsmarkt grundsätzlich mehr ge-
fragt ist und mehr Geld verdient als ein
Schreinermeister, auf diesen Beweis warte
ich allerdings noch.
Eltern sind zunehmend überfordert mit
der Frage, was der richtige Weg für ihr
Kind ist. Wir stellen auch fest, dass bei vie-
len Jugendlichen und Eltern völlig falsche
Vorstellungen über Berufsbilder existieren.
Zu wenige wissen zum Beispiel auch, dass
nach einer dualen Ausbildung ein Studi-
um angeschlossen werden kann.

Ein Problem sind auch die Unterneh-
men, die oft die als Bewerber für die
Ausbildung mit dem höchsten Schulab-
schluss nehmen und den Real- oder
Hauptschüler übergehen. Was sagen Sie
solchen Firmenchefs?
Ich werbe dafür, dass wir diesen Jugendli-
chen die Perspektive geben, die sie tatsäch-
lich verdient haben und brauchen. Wir ha-
ben sehr gute Haupt- und Realschüler, die
leider große Probleme haben, einen Aus-
bildungsplatz zu bekommen. Die Ten-
denz, lieber einen Abiturienten zu neh-
men, auch wenn er mal sitzengeblieben
ist, als einen Real- oder Hauptschüler mit
gutem Abschluss, ist falsch. Die Unterneh-
men sind gefordert, den Kindern und Ju-
gendlichen die entsprechende Perspektive
zu geben. Sonst werden wir noch lange
über Fachkräftemangel klagen.

Das Thema berufliche Bildung war
zuletzt 1997 ein Schwerpunkt der KMK.
Warum stand das Thema trotz der an-
geblichen Dringlichkeit so lange nicht
im Fokus der Bildungspolitik?
Vielleicht ist die berufliche Bildung in den
vergangenen Jahren zum Stiefkind der Bil-
dungspolitik geworden, weil sie sich im
Grunde gut weiterentwickelt hat. Die
größten Probleme haben sich an den all-
gemeinbildenden Schulen abgespielt und
der Blick hat sich dorthin konzentriert. Ich
bin seit Mai 2016 Kultusministerin und es

war der baden-württembergische Vor-
schlag für die KMK 2017, die berufliche
Bildung in den Mittelpunkt zu stellen. Es
war mehr als überfällig, dies wieder zu ei-
nem Schwerpunkt zu machen.

Kaum irgendwo gibt es mehr Quer-
einsteiger unter den Pädagogen als an
den Berufsschulen.
In Baden-Württemberg gehen wir diesen
Weg bei den beruflichen Schulen zum Teil
ganz gezielt. Lehrer mit beruflichen Erfah-
rung, die eine pädagogische Zusatzausbil-

dung haben, können den Schülern in der
Berufsbildung ganz andere Einblicke ge-
ben als reine Pädagogen. Deshalb setzen
wir in einem gewissen Maß bewusst auch
auf Seiten- und Quereinsteiger, weil wir
wissen, dass dies für die Ausbildung sehr
hilfreich ist.

Viel ist die Rede von jungen Flücht-
lingen als Chance der Belebung für die
Berufsschulen. Man hört aber von gro-
ßen Vorbehalten dieser Klientel gegen
die duale Ausbildung. Wie ist die Lage?

Das ist richtig. Ich bin dankbar, dass das
Handwerk und die Unternehmen Ausbil-
dungsplätze für geflüchtete Jugendliche
anbieten. Man braucht dafür natürlich ei-
ne gewisse Sprachkompetenz. Es ist nicht
einfach, diesen Jugendlichen das Thema
duale Ausbildung zu vermitteln. Viele job-
ben schon und verdienen Geld. Ausbil-
dung heißt zunächst weniger zu verdie-
nen. Aber nachher gibt es alle Möglichkei-
ten auf dem Ausbildungsmarkt. Wir arbei-
ten gemeinsam mit Kammern, Gewerk-
schaften und Unternehmen daran, hier
ein anderes Bewusstsein zu erzeugen.

Jeder dritte Hochschüler bricht sein
Studium ab. Sollte man dieses Potenzial
für die Berufsschulen mehr in den Blick
nehmen?
Sicher. Wir haben Studiengänge mit
40 Prozent Abgängen im dritten oder vier-
ten Semester. Davon machen dann über
60 Prozent eine duale Ausbildung. Da wä-
re es besser, wenn sie gleich nach dem Abi-
tur den Weg in die duale Ausbildung wäh-
len. Dass die Alternative duale Bildung
manchmal der bessere Weg für junge Men-
schen ist, ist in den Köpfen noch nicht
richtig verankert. Auch nach dem Abitur
kann man eine duale Ausbildung machen.
Wir in Baden-Württemberg haben deshalb
einen Tag der beruflichen Orientierung in
allen weiterführenden Schulen inklusive
Gymnasien eingeführt.

Auch an den Berufsschulen wird viel
von der Digitalisierung gesprochen. Was
bringen dort Smartboard und Laptop im
Unterricht?
Im beruflichen Bereich ist der Einsatz digi-
taler Medien sehr wichtig und viel zielfüh-
render als etwa an Grundschulen. Ich hal-
te bei Kindern im Grundschulalter den
Medieneinsatz für schwierig, weil dort Le-
sen, Schreiben, Rechnen und das Fördern
der Konzentration am wichtigsten sind. In
beruflichen Schulen ist der Einsatz von di-
gitalen Medien wichtig, weil man dort au-
tomatisierte digitalisierte Ablaufprozesse
erlernt, die später der Arbeitswelt entspre-
chen. Der Laptop hilft auch zum Teil bei
Berechnungen im naturwissenschaftlichen
Bereich und erleichtert das Verständnis.

Das Jahr ihrer Präsidentschaft in der
KMK neigt sich dem Ende zu. Können
Sie schon eine Bilanz ziehen?
Wir werden auf der letzten Kultusminister-
sitzung im Dezember ein abgestimmtes Vor-
gehen der 16 Bundesländer beschließen, wie
wir das Thema berufliche Bildung stärken
wollen. Wir haben in diesem Jahr aus dem
KMK-Ausschuss „berufliche Bildung“ einen
Hauptausschuss gemacht. Er steht nun
gleichberechtigt neben den anderen Schul-
arten in der KMK. Das soll zeigen, dass wir
das Thema berufliche Bildung dauerhaft in
Deutschland voranbringen wollen. Ich hatte
im September ein Gespräch mit Bundesprä-
sident Frank-Walter Steinmeier, der das The-
ma 2018 in einer Woche der beruflichen Bil-
dung in Abstimmung mit der KMK auch zu
einem Schwerpunkt machen will. Das sehe
ich als Erfolg für die berufliche Bildung und
ihr Ansehen in unserem Land.

Das Gespräch führte Hans Krump. T

Susanne Eisenmann (CDU) ist seit Mai
2016 Kultusministerin in Baden-Württem-

berg. Die promovierte Germanistin,
geboren 1964, ist in diesem Jahr Präsidentin

der Kultusministerkonferenz (KMK). Ihr
Schwerpunkt 2017 ist die

berufliche Bildung.
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»Da ist
einiges
verrutscht«
SUSANNE EISENMANN Die
Präsidentin der Kultusminister-
konferenz wehrt sich gegen die
Ansicht, das Akademikertum sei
das Maß aller Dinge. Die berufliche
Bildung müsse in ihrem Wert
wiederentdeckt werden

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Nichts gewonnen
CONTRA Wenn es einen Symbolkonflikt gibt,

dann den zwischen Bundesländern
und Bundesregierung um das Ko-
operationsverbot: Der Bund darf

Schulen nicht finanzieren, Bildung ist Ländersache.
Darum sind unsere Schulen schlecht, denken viele.
Das ist Unsinn. Schulen werden besser, wenn sie
bessere Direktoren bekommen, und wenn diese
Direktoren entscheiden dürfen, welche Fachkräfte
sie einstellen. Wer das finanziert? Das ist egal.
In der öffentlichen Debatte geht das anders: Wer
sich heute für die alleinige Bildungshoheit der
Bundesländer einsetzt, wird der Rückständigkeit
beschuldigt. Er muss sich vorwerfen lassen, ihm
sei egal, was und wie Schüler lernen.
Als ob das Geld und die Kompetenz der Bundesre-
gierung das Problem schlechter Schulen lösen
würden. Es gibt Länder, die erfolgreiche Bildungs-
politik machen – und zwar nicht nur die reichen
oder solche, die besonders viel Geld für ihre Schü-
ler ausgeben. Und es gibt solche, die versagen.
Würde mehr zentrale Zuständigkeit zu besseren
Schulen führen? Mehr Geld alle Probleme heilen?
Sicher nicht. Macht ein Land einen Fehler, wirkt er
sich nur dort aus. Schlimm genug. Aber bekommt
der Bund wieder Einfluss in den Schulen, wirken
sich Fehler bei allen aus. Was ist gewonnen?
Nur zur Erinnerung: Schon einmal, in den 1970er
Jahren, hatte der Bund ziemlich viel Einfluss in der
Schulpolitik. Damals gab es Klagen, die Schulen
würden schlechter, hätten zu wenig Geld. Die Ant-
wort war: Die Länder übernehmen die Sache al-
lein. Heute wissen alle: Es war Symbolpolitik.
Denn besser geworden ist nichts. Deshalb wäre es
vernünftig, sich jetzt nicht auf die symbolische
Ebene zu konzentrieren. Sondern auf die Reale.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 11.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Ursula Weidenfeld,
freie Journalistin
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Wie wir lernten
GESCHICHTE Das Ringen um Bildungsgerechtigkeit prägt die schulpolitischen Debatten und Reformen in Deutschland bis heute

I
n demokratischen Gesellschaften ist
die Organisation von Bildung eine
hoheitliche Aufgabe des Staates. Die-
ser muss gewährleisten, dass seine
Bürgerinnen und Bürger die für die
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben

erforderlichen Haltungen und Kompetenzen
erwerben und kontinuierlich weiterentwi-
ckeln können. Da das Recht auf Bildung seit
1948 als universelles Menschenrecht veran-
kert ist, muss Politik dafür Sorge tragen, dass
das Bildungssystem in seinem Gesamtauf-
bau und in seinen institutionellen Verzwei-
gungen den Grundsätzen der Gleichbehand-
lung genügt. Niemand darf aufgrund seiner
Herkunft oder anderer Merkmale benachtei-
ligt werden. Insbesondere Kinder und Ju-
gendliche müssen die Chance haben, ihre
Persönlichkeit und ihre individuellen Fähig-
keiten im schulischen Bildungsprozess zur
vollen Entfaltung bringen zu können. Dafür
müssen ausgebildete Lehrkräfte verfügbar
sein und Schulen grundlegende, für alle zu-
gängliche und alltagstaugliche Lernangebote
bereitstellen. Da in Schulen aber auch Leis-
tungen zertifiziert und Berechtigungen für
weiterführende Bildungswege und Ausbil-
dungsgänge vergeben werden, bemisst sich
die Bildungsgerechtigkeit eines Systems au-
ßerdem an der angemessenen Entwicklung
der Prüfverfahren und Prüfungszeitpunkte
sowie an der Wertigkeit der Anschlüsse. Ein
kurzer Rückblick auf die schulpolitischen
Kontroversen nach 1945 verdeutlicht, dass
die damit verbundenen Sollwerte bildungs-
politisch hart umkämpft sind.

Pflicht zur Demokratisierung Schon im Au-
gust 1945 stellte die sowjetische Besatzungs-
macht mit der Einrichtung der „Deutschen
Verwaltung für Volksbildung“ in ihrem Ein-
flussgebiet die Weichen für einen zentral ge-
steuerten Umbau der vorgefundenen Bil-
dungsorganisation. Mit dem „Gesetz zur De-
mokratisierung der deutschen Schule“ wur-
den im Juni 1946 die Landes- und Provinzi-
alverwaltungen angewiesen, die dreigliedrige
Schulstruktur mit dem Gymnasium an der
Spitze aufzulösen und stattdessen ein vom
Kindergarten bis zur Hochschule stufenför-
mig aufeinander abgestimmtes Bildungssys-
tem aufzubauen. Herzstück der Strukturre-
form war die Verlängerung der gemeinsamen
Grundschulzeit. Die Bildungswege sollten
sich frühestens nach der achten Klasse ver-
zweigen. Die rigide Trennung von niederen,
mittleren und höheren Schulformen, so die
Begründung, hätte die Klassengegensätze in
der deutschen Gesellschaft verfestigt und das
historisch katastrophale Zusammenwirken
von Militarismus, Imperialismus und Fa-
schismus begünstigt. In einer „antifaschis-
tisch“ orientierten, „demokratischen“ Zu-
kunftsgesellschaft sei kein Platz für ein be-
rufsständisch gegliedertes Schulwesen.
Während die Sowjets die Demokratisierung
des Bildungssystems als politisch-strategi-

sche Aufgabe begriffen, betonten die Westal-
liierten ihren moralischen Auftrag. Im Vor-
dergrund stand deshalb zunächst die Umer-
ziehung der Deutschen. Erst 1947 verstän-
digte man sich im Alliierten Kontrollrat mit
der „Direktive 54“ auf die Leitlinien der
Strukturreform. Alle Kinder sollten, unab-
hängig von Herkunft und Besitz, gleiche Bil-
dungsmöglichkeiten in einem integrierten,
stufenförmig aufgebauten Gesamtsystem er-
halten. Bis zum Ende der Pflichtschulzeit
sollte es keine parallel laufenden, getrenn-
ten Bildungsgänge unterschiedlicher Wertig-
keit mehr geben. Nach den Vorstellungen
der Amerikaner sollten zudem die Mitgestal-
tungsmöglichkeiten der Schulmitglieder
ausgebaut und das Schul-
fach „Politische Bildung“
eingeführt werden. Anders
als in der sowjetischen Be-
satzungszone jedoch ver-
schleppten die für die Um-
setzung der Kontrollratsdi-
rektive zuständigen Behör-
den in den westlichen Besat-
zungszonen das Reformtem-
po.
Die Vorbehalte gegen die
verordnete „äußere“ Schul-
strukturreform wurden nach
der Gründung der Bundesre-
publik Deutschland 1949 immer lauter –
und als deutlich wurde, dass man mit Schul-
politik in den Ländern Wahlen verlieren
konnte, blieben die Bemühungen, die
Grundschulzeit zu verlängern, stecken. Auch
Pädagogen meldeten sich zu Wort und spra-
chen aus, was die Mehrzahl der Bildungspo-
litiker ohnehin dachte. Demokratische
Gleichheitsforderungen seien im schuli-
schen Bildungsbereich durchaus berechtigt,
aber man dürfe die damit verbundenen Teil-
habeansprüche nicht durch eine Absenkung
und Nivellierung der Leistungsanforderun-
gen erkaufen. Darum sei es klüger, vom äu-
ßeren Umbau der Schulorganisation abzu-

sehen und stattdessen die „innere Schulre-
form“ – ohne Mitbestimmungsrechte – vo-
ranzutreiben. Da die Westalliierten ange-
sichts des sich verschärfenden Ost-West-
Konflikts nicht bedingungslos an ihren Plä-
nen festhielten, gelang es der jungen Bun-
desrepublik im Jahr 1955, einen ersten eige-
nen bildungspolitischen Meilenstein zu set-
zen. Auf Drängen der Ministerpräsidenten
wurde im „Düsseldorfer Abkommen“ die
Dreigliedrigkeit des Schulsystems bundes-
weit verbindlich festgeschrieben.

Durchlässigkeit Im „Rahmenplan“ des
„Deutschen Ausschusses für das Erziehungs-
und Bildungswesen“, der Vorläuferorganisa-

tion des 1965 einberufenen
„Deutschen Bildungsrats“
wurden jedoch schon 1959
erste Vorschläge zur Nach-
besserung formuliert. Getra-
gen von der Sorge, dass man
beim Wiederaufbau des
dreigliedrigen Systems nicht
genügend bedacht habe,
dass die Qualifikationsan-
forderungen in allen mo-
dernen Gesellschaften so-
wohl in der Spitze als auch
in der Breite kontinuierlich
steigen, wurde empfohlen,

das gymnasiale Angebot zu verbreitern, die
Volksschulen zu stärken und die „Über-
gangsausgangslese“ in der Grundschule „be-
gabungsgerechter“ anzulegen.
Letzteres sollte verhindern, dass die Kinder
einseitig auf die Aufnahmeprüfung zu den
weiterführenden Schulen vorbereitet wer-
den. Diese Anregungen aufgreifend, legte
die Kultusministerkonferenz 1963 eine Be-
darfsfeststellung für den gesamten Bildungs-
bereich vor. Die Forderung, größere Haus-
haltsmittel bereitzustellen, wurde mit dra-
matischen Bildern verbunden. Der Pädago-
ge Georg Picht sprach angesichts des Lehr-
kräftemangels, der viel zu geringen Abituri-

entenquote und des ausgeprägten Stadt-
Land-Gefälles von einer drohenden Bil-
dungskatastrophe. Den politisch Handeln-
den war klar, dass eine „Anhebung des ge-
samten Ausbildungsniveaus der Jugendli-
chen“, wie es in der „Berliner Erklärung“ der
Kultusministerkonferenz von 1964 hieß,
unerlässlich sei, um Modernitätsrückstände
zu beseitigen. Dazu sollte die Durchlässig-
keit zwischen den weiterführenden Schul-
formen verstärkt und das Angebot an höhe-
ren Schulen ausgeweitet werden.
Zusätzlichen Zündstoff erhielt die Diskussi-
on durch Studien, in denen gezeigt werden
konnte, dass die Chance, ein Gymnasium zu
besuchen, nicht in erster Linie von der Intel-
ligenz oder der Leistungsfä-
higkeit eines Kindes ab-
hängt, sondern vom sozia-
len Status seines Elternhau-
ses. Der Soziologe und spä-
tere FDP-Politiker Ralf Dah-
rendorf monierte, dass das
„Bürgerrecht“ auf Bildung in
der Bundesrepublik noch
nicht verwirklicht sei. Solan-
ge gleichwertige Bildungsan-
gebote nicht für alle verfüg-
bar wären, die Zugänge zur
höheren Bildung eng be-
grenzt, die Verteilung auf die
weiterführenden Schulen herkunftsabhängig
und die Bildungskarrieren schon im Alter
von zehn Jahren vorentschieden seien, blie-
be Chancengerechtigkeit ein demokratiepo-
litisch uneingelöstes Versprechen.

Neue Institutionen Die Zeit für eine tiefer-
greifende Bildungsreform schien mit dem
Regierungsantritt der sozialliberalen Koaliti-
on im Jahr 1969 gekommen. Damit der
Bund mehr Möglichkeiten erhielt, gemein-
sam mit den Ländern Bildungsplanung zu
betreiben, wurde das Grundgesetz geändert.
Neu eingerichtet wurden das „Bundesminis-
terium für Bildung und Wissenschaft“ sowie
die „Bund-Länder-Kommission für Bil-
dungsplanung“ (BLK). Letztere hatte den
Auftrag, auf der Grundlage des „Struktur-
plans“, den der Bildungsrat 1970 vorgelegt
hatte, einen langfristigen „Bildungsgesamt-
plan“ vorzulegen. Der Abbau herkunftsbe-
dingter Disparitäten und die Ausweitung
der Bildungsbeteiligung sollten – entgegen
der im „Hamburger Abkommen“ von 1964
bekräftigten Dreiteilung – über ein Schul-
stufenmodell realisiert werden. Geplant
war, dass die Schülerinnen und Schüler am
Ende ihrer Pflichtschulzeit, in der nicht
mehr nach Schulformen differenzierten Se-
kundarstufe I, ein erstes Abgangszeugnis er-
halten, wobei der Abschluss nicht mehr die
Bezeichnung eines Bildungsgangs führt,
sondern als Abitur I ausgewiesen ist. Mehr
jedoch als die versuchsweise Einrichtung
von insgesamt 40 „Gesamtschulen“ und die
Erprobung einer zweijährigen „Orientie-

rungsstufe“ war politisch nicht durchsetz-
bar.
Mit der Ölkrise und der einsetzenden Rezes-
sion wuchsen die Finanzierungsvorbehalte
gegenüber den im „Bildungsgesamtplan“
1973 skizzierten Leitlinien. Insbesondere
den Gesamtschulen wurde vorgeworfen,
dass sie aus Gründen der Gleichheit den
Unterricht in leistungsheterogenen Gruppen
durch eine Absenkung der durchschnittli-
chen Leistungsansprüche ermöglichen wür-
den. Auch wenn sich die Behauptung wis-
senschaftlich nicht bestätigen ließ, genügte
der Vorbehalt, um die Kultusministerkonfe-
renz zu Beginn der 1980er Jahre zu der
Empfehlung zu veranlassen, die Gleichwer-

tigkeit der von Gesamtschu-
len verliehenen Abschlüsse
nur dann anzuerkennen,
wenn diese sich in ihrer Be-
wertungspraxis am drei-
gliedrigen System orientie-
ren und zur äußeren Fach-
leistungsdifferenzierung zu-
rückkehren. Damit war klar,
dass die Vorschläge, Stufen-
abschlüsse einzuführen und
den Aufbau von Gesamt-
schulen nach der Versuchs-
phase systemisch voranzu-
treiben, nicht mehrheitsfä-

hig waren.

Die Wendezeit Zu Beginn der 1990er Jahre
rückten die Schulstrukturen erneut in den
Blick. Ausgehend von der Beobachtung, dass
Hauptschulen in der Bundesrepublik tat-
sächlich vielerorts „ausgepowert“ waren,
verzichtete man im Zuge der Wiedervereini-
gung in den neuen Bundesländern auf deren
Einführung. Stattdessen trieb man die Ein-
richtung von Sekundarschulen mit teilinte-
grierten Haupt- und Realschulbildungsgän-
gen voran. Zudem wurde das Gymnasium
als zweite Säule flächendeckend eingeführt.
Damit war die in der DDR staatlich verord-
nete Begrenzung des Zugangs zur zweijähri-
gen Erweiterten Oberschule auf höchstens
zehn Prozent eines Altersjahrgangs auf ei-
nen Schlag beseitigt. Da von der in Aussicht
gestellten Bildungsexpansion viele profitier-
ten und die scheinbare Ähnlichkeit der west-
deutschen Gesamtschule mit der seit 1965
zehnklassig ausgebauten Polytechnischen
Oberschule genügte, um die Integrierte Ge-
samtschule als pädagogische Option auszu-
schließen, erfolgte der Systemwechsel ohne
großen schulpolitischen Streit.
Das unerwartet schwache Abschneiden deut-
scher Schülerinnen und Schüler bei der in-
ternationalen PISA-Studie sorgte am Jahres-
ende 2001 für neue Aufregung. Die Daten
belegten unmissverständlich, dass der Schul-
erfolg hierzulande noch immer eng mit Fak-
toren der sozialen Herkunft verbunden war.
Ein direkter Zusammenhang mit der Schul-
struktur ließ sich empirisch jedoch nicht

eindeutig belegen. Auffallend aber war, dass
vergleichbare Länder, die in der PISA-Spit-
zengruppe platziert waren, durchweg länge-
ren gemeinsamen Unterricht ermöglichten
und den Einzelschulen größere organisatori-
sche und pädagogische Handlungsfreiräume
gewährten. Versuche, wie in Hamburg, die
Grundschulzeit zu verlängern, scheiterten
aber am Bürgerbegehren.
Dafür wurden in fast allen Bundesländern
moderate Strukturreformen angeschoben,
die in ihren Wirkungen deutlich über das
bis dahin Konsensfähige hinausgehen. So
wurde im Sekundarbereich die Neugrün-
dung von Schulen mit zwei oder drei Bil-
dungsgängen ermöglicht, mit der Folge, dass
inzwischen auch in den westlichen Bundes-
ländern, vor allem aber in den Stadt-Staa-
ten, „Zwei-Säulen-Systeme“ etabliert sind.

Inklusion Allerdings zeigen die aktuellen
Entwicklungen auch, dass die seit den
1960er Jahren monierten sozialen Dispari-
täten fortbestehen. Nach wie vor sind die
im Sekundarschulsystem erreichbaren Ab-
schlüsse an Bildungsgänge und Schulfor-
men unterschiedlicher Wertigkeit gebun-
den, obwohl mit dem kompetenztheoreti-
schen Paradigmenwechsel in der Schulpä-
dagogik längst andere Formen der Lern-
standsdiagnose und der Leistungszertifizie-
rung möglich sind. Im Wettbewerb um leis-
tungsstarke Kinder verlieren die integrierten
Schulformen bei einer durch Inklusion ver-
unsicherten Elternschaft an Boden, wäh-
rend die Gymnasien mit der größeren Leis-
tungsheterogenität in ihrer Schülerschaft
zunehmend Schwierigkeiten haben.
Nicht zuletzt werden Lehrkräfte im Studi-
um und in den Studienseminaren noch im-
mer auf die Arbeit in einem gegliederten
Schulsystem vorbereitet. Berufsneulingen
im Sekundarbereich fällt es nach siebenjäh-
riger Ausbildungszeit häufig schwer, mit he-
terogenen Lerngruppen zu arbeiten. Es ist
darum kaum verwunderlich, wenn der der-
zeit sich in den Schulen vollziehende Gene-
rationswechsel nicht dazu beiträgt, die bil-
dungspolitisch seit 2009 priorisierte Umset-
zung der UN-Behindertenrechtskonvention
zu beschleunigen. Wir werden also die Fra-
ge nach der realisierten Bildungsgerechtig-
keit nicht los. Sie bleibt auch zukünftig Ziel
und Navigationshilfe bei der Demokratisie-
rung des Schulsystems. Hermann Veith T

Der Autor ist Professor an der
Georg-August-Universität Göttingen und

leitet dort den Arbeitsbereich Pädagogische
Sozialisationsforschung.

Zweitklässler beim Unterricht in einer Volksschule in Duisburg im Jahr 1965 © picture-alliance/dpa

Auf Drängen der
Ministerprä-

sidenten wurde
das dreigliedrige

Schulsystem
1955 festge-
schrieben.

Mathematik-Unterricht an einer Hagener Gesamtschule im Jahr 1986. © picture-alliance/dpa/Klaus Rose
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Weiterbildung zum Schnäppchenpreis
VOLKSHOCHSCHULEN Millionen Bürger nutzen die günstigen Fortbildungsangebote. Flüchtlinge lernen die deutsche Sprache. Dozenten klagen jedoch über schlechte Bezahlung

Der Bildungsbürger ist in Deutschland kei-
ne Erfindung ehrgeiziger Gelehrter, son-
dern eine etablierte Größe auch jenseits
von Schulen, Universitäten und For-
schungseinrichtungen. Seine Spur führt hi-
nein in die bisweilen etwas abseitig gelege-
nen Volkshochschulen (VHS), wo hoch-
wertige Weiterbildung zum sagenhaften
Schnäppchenpreis angeboten wird.
Das Programm der VHS hat sich in den zu-
rückliegenden Jahren stets vergrößert, die
Nachfrage ist anhaltend rege. Was sich wie
eine allseits erfreuliche Entwicklung an-
hört, hat allerdings einen Preis, den allein
die selbstständigen Honorarkräfte der Ein-
richtungen zahlen, ohne dass eine Trend-
wende in Sicht wäre. Nach Angaben der
Gewerkschaften werden die Kursleiter oft
nur auf Mindestlohnniveau entschädigt, al-
lenfalls einen Schritt von Hartz IV entfernt,
und tragen zudem die Kosten für ihre gar
nicht angestrebte Selbstständigkeit.
Alle im Bundestag vertretenen Parteien
messen der Bildung einen hohen gesell-
schaftlichen Rang zu und wollen mehr
Geld dafür ausgeben. In den Parteipro-
grammen für die Bundestagswahl wurden
die Volkshochschulen aber nur gestreift,
bei SPD, Linken und Grünen immerhin ex-
plizit erwähnt. Dabei sind die Volkshoch-
schulen nicht nur ein anerkannter Teil des

Bildungskanons, sondern auch eine Ein-
richtung von unübersehbarer Größe.

Unzufriedene Dozenten Nach einer Sta-
tistik des Deutschen Instituts für Erwachse-
nenbildung (DIE) gab es 2015 über ganz
Deutschland verteilt 905 Volkshochschu-
len mit insgesamt knapp 193.000 neben-
oder freiberuflichen Kursleitern, die zu-
sammen rund 16,7 Millionen Unterrichts-
stunden absolvierten. Allein auf Sprach-
kurse entfielen 2015 rund 8,1 Millionen
Unterrichtsstunden, knapp die Hälfte des
Gesamtprogramms.
Auf die vom Deutschen Volkshochschul-
Verband (DVV) ausgegebenen „Wahlprüf-
steine“ antworteten Union, SPD, Linke
und Grüne übereinstimmend, sie wollten
sich dafür einsetzen, dass Lehrkräfte in der
Weiterbildung angemessen bezahlt und so-
zial besser abgesichert werden. Tatsächlich
wird die Bezahlung von Gewerkschaften
und betroffenen Dozenten als prekär ge-
schildert. Die freiberuflichen Lehrkräfte an
der VHS Düsseldorf gingen kurz vor der
Bundestagswahl mit einem Brandbrief an
die Öffentlichkeit und listeten die Proble-
me aus ihrer Sicht auf. Das Honorar liege
bei 22 Euro pro Unterrichtsstunde und sei
damit „in keiner Weise angemessen“. Ge-
fordert werde eine Bezahlung, die sich an

Lehrkräften öffentlicher Schulen orientiere.
Zudem müsse die Möglichkeit einer Fest-
anstellung geschaffen werden, denn die
freie Dozententätigkeit sei von Unsicher-
heiten und Nachteilen geprägt, beinhalte
etwa die alleinige Zahlung der Beiträge für
Kranken- und Rentenversicherung sowie
den Verzicht auf eine Lohnfortzahlung bei
Krankheit. Zudem würden Vor- und Nach-
bereitung des Unterrichts gar nicht bezahlt,
Ersatz für ausgefallene Einheiten gebe es
auch nicht.
Mit der Flüchtlingskrise hat sich die Ent-
lohnung verbessert, aber nur für Integrati-
onskurse (Niveau B1), die vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) ge-
fördert und seit Juli 2016 mit 35 Euro ver-
gütet werden. Dozenten mit akademischer
Qualifikation, die Deutsch als Fremdspra-
che an kommunalen Volkshochschulen
unterrichten, darunter Kurse für Fortge-
schrittene (Niveau B2, C1 und C2), verdie-
nen nach Angaben der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW) hingegen
nur Stundensätze zwischen 20 und 23
Euro. Damit kommen VHS-Lehrer auf ein
Nettoeinkommen zwischen rund 1.000
und 1.400 Euro. Die GEW und die Dienst-
leistungsgewerkschaft Verdi fordern daher
einen Tarifvertrag für arbeitnehmerähnli-
che Dozenten an Volkshochschulen.

Um ihren Forderungen Nachdruck zu ver-
leihen, haben sich die Lehrkräfte für
Deutsch als Fremd- und Zweitsprache
(DaF/DaZ) im Mai 2016 zu einem Akti-
onsbündnis zusammengeschlossen. Sie se-
hen ihren Job als Schlüssel für eine erfolg-
reichen Ausländerintegration und verlan-
gen mehr Wertschätzung, zumal sie nicht
nur die Sprache vermittelten, sondern auch
Politik und Geschichte an heterogene

Gruppen, die im Fall von Flüchtlingen teil-
weise auch traumatisiert seien und sich in
problematischen Lebenslagen befänden.
Die Deutschkurse werden nach Angaben
des Bündnisses zu 80 Prozent von Frauen
geleitet.

Buntes Programm Die Volkshochschulen
bieten über die Sprach- und Integrations-
kurse hinaus ein weit verzweigtes Pro-

gramm an, das von Kultur- und Umwelt-
themen über die Gesundheitsfortbildung,
Psychologie und Ernährungsfragen bis hin
zu Tanz, Sport und Yoga reicht. Auch be-
rufsbezogene Angebote wie Computerlehr-
gänge, Internetnutzung, Buchhaltung, Mar-
keting, Grafikdesign oder Fotobearbeitung
werden oft nachgefragt.
Laut der VHS-Statistik sind die meisten
Kursteilnehmer zwischen 35 und 50 Jah-
ren. Es haben aber zuletzt auch mehr als
eine Million Teilnehmer im Alter von über
65 Jahren die zahlreichen Angebote ge-
nutzt. Der Statistik zufolge waren 2015 un-
ter den insgesamt rund 6,5 Millionen Teil-
nehmern rund 4,8 Millionen Frauen. Fi-
nanziert werden die Volkshochschulange-
bote unter anderem durch die Kursgebüh-
ren sowie Zuschüsse von Kommunen und
Ländern. Wer etwa an der VHS in Berlin-
Neukölln einen Computergrundkurs (Out-
look) bucht, zahlt derzeit für 16 Unter-
richtseinheiten mit je 45 Minuten insge-
samt 49,50 Euro. Claus Peter Kosfeld T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

M
ichael Heitz hält
vom Bildungsföde-
ralismus wenig:
„Ineffizient und
ungerecht“ sei die
Kleinstaaterei im

deutschen Schulwesen, höchste Zeit für
„konstruktive Änderungsvorschläge“.
Der Baden-Württemberger weiß, wo-
von er spricht. Heitz ist Lehrer an der
Sinsheimer Albert-Schweitzer-Schule
und wurde 2011 mit dem deutschen
Lehrerpreis ausgezeichnet. Der Pädago-
ge ärgert sich darüber, dass die Bundes-
länder in der Schulpolitik agieren kön-
nen, wie sie wollen. Immer wieder ha-
be er es mit Schülern zu tun, die sich
nach dem Umzug von einem Bundes-
land in ein anderes in völlig neuen
Lehrplänen zurechtfinden müssten.
„Und weil ich selbst schon in der Rolle
war, Prüfungsfragen zu erarbeiten, ha-
be ich eine Vorstellung davon, was es
bedeutet, dass in 16 Bundesländern in
jedem Fach eigene Anforderungen er-
arbeitet werden.“
Auch sei das System ungerecht, weil
die Anforderungen etwa an das Abitur
in den Bundesländern unterschiedlich
hoch seien. „Und wenn der Abschluss
irgendwo leichter ist, dann bevorzugt
das die Schulabgänger, wenn sie sich
auf zugangsbeschränkte Studienfächer
bewerben. Wer aus einem Bundesland
kommt, in dem das Abitur wirklich
schwer ist und dem dann ein paar
Zehntelpunkte fehlen, hat das Nachse-

hen. Das ist doch nicht fair.“ Auch dass
die Bezahlung von Lehrern davon ab-
hängig sei, in welchem Bundesland sie
unterrichteten, sei nicht gerecht.

Kulturhoheit Was Heitz in seiner tägli-
chen Arbeit immer wieder umtreibt, ist
eine Besonderheit, die in Artikel 30 des
Grundgesetzes festgeschrieben ist. Da-
rin heißt es, dass die Ausübung der
staatlichen Aufgaben Sache der Länder
ist – und mit der sogenannten Kultur-
hoheit liegt die Verant-
wortung für die Kultur-
und Bildungspolitik in
deren Händen.
Dabei sind die Zustän-
digkeiten nochmals ab-
gestuft: Während die
Länder zuständig sind
für die Lehrinhalte an
Schulen sowie für die
Hochschulen, obliegen
Bau und Betrieb der
Schulgebäude und Kin-
dertageseinrichtungen
den Kommunen. Ein-
heitlich geregelt ist an deutschen Schu-
len trotz bundesweiter Schulpflicht da-
mit nicht viel mehr als die Dauer der
Ferien und die Aufteilung des Schul-
jahres. Die Entscheidung über Lehrin-
halte, Lehrpläne, Schularten und Prü-
fungsanforderungen obliegt den jewei-
ligen Ländern. Sie entsenden ihre Kul-
tusminister in ein Gremium, die Kul-
tusministerkonferenz (KMK). Das Ar-

beiten in diesem Rahmen ist zäh: Die
Beschlüsse der KMK müssen einstim-
mig gefällt und später in den Landes-
parlamenten gebilligt werden. Große
Reformen sind damit schon strukturell
erschwert. Auch die Diskussion über
bundesweite Standards bei der Betreu-
ung in den Kitas, speziell der sensiblen
Gruppe der Unter-Dreijährigen, steht
unter der Maßgabe, dass darüber der
Bund nicht befinden kann.

Tradition Das Prinzip des
Bildungsföderalismus ist
alt: Es geht auf die Viel-
zahl der deutschen Klein-
staaten zurück, die tradi-
tionell ihre eigene Bil-
dungspolitik betrieben.
Auch die Gründung des
Deutschen Reiches 1871
änderte daran nichts.
Nach der Zentralisierung
der Bildungspolitik unter
den Nazis, die auch das
Schulsystem gleichschal-
teten, kehrte die Bundes-

republik wieder zu den föderalen
Strukturen in der Bildung zurück. Sie
wurden mit der Föderalismusreform
im Jahr 2006 weiter zementiert: Als
Ausgleich für verschiedene Mitwir-
kungsrechte des Bundes ließen sich die
Länder damals die klare und alleinige
Zuständigkeit in der Bildungspolitik
zusichern. Seither darf der Bund Kitas,
Schulen und Universitäten nicht dau-

erhaft fördern und in deren Angelegen-
heiten nicht mitreden.

Investitionsstau Für viele Experten ist
das rückblickend ein schlechter Deal.
Sie verweisen auf die immer weiter ge-
stiegenen Anforderungen an die Schu-
len. So kommen zur „normalen Bil-
dung“ der Schüler die Erfordernisse der
Inklusion, Ausländerintegration und
digitalen Bildung sowie der Ausbau ei-
nes verlässlichen Ganztagsschulsystems
und der U3-Betreuung.
Angesichts leerer Kassen
in vielen Ländern und
Kommunen wünschen
sich die Experten, der
Bund könnte in der Bil-
dungsförderung stärker
mitmischen.
Möglich ist das immer
nur partiell: Als der Bund
2007 den Ausbau der
U3-Betreuung beschloss,
wurde auch ein Investiti-
onsprogramm für Krip-
pen und Kindergärten
aufgelegt, weil die Kosten die unteren
Ebenen überfordert hätten.
Bildungsfachleute wünschen sich das
auch für die Schulen. Weil es überall
im Land einen großen Investitionsstau
gibt und zahlreiche Schulen in einem
schlechten baulichen Zustand sind, ha-
ben Bund und Länder nach zähem
Ringen erst im Sommer das Grundge-
setz so geändert, dass der Bund sich an

der Sanierung der Gebäude finanziell
beteiligen darf.
Zu den ökonomischen Erwägungen
kommt die Erkenntnis, dass es in Zeiten,
in denen auch für Familien Mobilität
immer wichtiger wird, kontraproduktiv
ist, wenn Umzüge mit schulpflichtigen
Kindern zu Problemen werden. Unge-
zählt sind die Checklisten in Schulbera-
tungsstellen und Informationsmöglich-
keiten in Internetforen, die verdeutli-
chen, dass der unkomplizierte Schul-

wechsel zwischen Rostock
und Regensburg oder
Dortmund und Dresden
nahezu unmöglich ist.

Zentralabitur Zwar gibt es
ein „Hamburger Abkom-
men“ zur „Vereinheitli-
chung auf dem Gebiete
des Schulwesens“, das
1964 von den Regierungs-
chefs der Länder unter-
zeichnet wurde. Aber
dann gibt es da noch die
Praxis und die macht es

möglich, dass Kinder in Berlin schon mit
fünf Jahren eingeschult werden und
dann sechs Jahre lang zur Grundschule
gehen, während Schulanfänger in Hessen
auch schon sieben Jahre alt sein können
und dann vier Jahre lang die sogenannte
Sekundarstufe I besuchen. Noch kompli-
zierter wird es mit zunehmendem Alter
der Schüler: Gymnasien gibt es zwar in
allen Bundesländern, nicht aber Haupt-

schulen, Realschulen, Gesamt- oder
Oberschulen. Und wer Abitur macht, der
kann das in den ostdeutschen Ländern
ausschließlich innerhalb von acht Jahren
tun (G8), braucht in Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und Bayern neun Jahre
(G9) und kann im Rest Deutschlands aus
Mischformen wählen.
Das verkompliziert auch die Vergleich-
barkeit der Abschlüsse. Seit Jahren be-
müht sich die Politik deshalb um natio-
nale Bildungsstandards – allerdings nur
mit mäßigem Erfolg. Seit diesem Jahr
gibt es in ausgewählten Fächern, nämlich
in Mathematik, Deutsch, Englisch und
Französisch, ein sogenanntes bundeswei-
tes Zentralabitur mit Aufgaben, die vom
Institut zur Qualitätsentwicklung im Bil-
dungswesen entwickelt wurden.
Doch dagegen laufen nun nicht zuletzt
viele Lehrer Sturm. Der Schulstoff sei
mit der Zentralisierung so ausgedünnt
worden, dass beispielsweise das mathe-
matische Vorwissen der Abiturienten für
ein Studium nicht mehr ausreiche,
schrieben gerade erst 130 Professoren
und Mathematiklehrer in einem offenen
Brief. Der Frankfurter Bildungsforscher
Hans-Peter Klein nannte das bundeswei-
te Zentralabitur denn auch „so eine Art
Realsatire“, die zu einem „Notendum-
ping“ in Deutschland und einer „Ab-
wärtsspirale“ im Bildungsniveau geführt
habe. Susanne Kailitz T

Die Autorin ist freie Journalistin
in Dresden.

Experten beklagen, dass unser föderales Bildungssystem zu sehr unterschiedlichen Schulleistungen führt, vor allem im Fach Mathematik. © picture-alliance/RelaXimages

Das ewige
Tauziehen
FÖDERALISMUS Die Bildungspolitik
ist Sache der Bundesländer. Der Bund
darf nur partiell mitbestimmten. Das
führt zu einigen Verwerfungen im
Schulalltag

»Das System
ist ungerecht,
weil die An-
forderungen

unterschiedlich
hoch sind.«

Michael Heitz, Lehrer

»Das
bundesweite
Zentralabitur

führt zu
einem Noten-

dumping.«
Hans-Peter Klein,
Bildungsforscher
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Wichtige Erkenntnisse oder Banalitäten?
FORSCHUNG PISA und andere Tests sollen zu einem besseren Bildungssystem führen – aber die Kritik daran wird lauter

Das Schul- und Bildungssystem ist ins Vi-
sier der Forschung geraten. Allein acht Ver-
gleichsstudien und Berichte zählt das Bun-
desbildungsministerium auf, die es sich
zum Ziel gesetzt haben, „gesicherte Befun-
de über die Stärken und Schwächen von
deutschen Schülerinnen und Schülern zu
erhalten“ – im nationalen und im interna-
tionalen Vergleich.
Da ist zum Beispiel die Internationale
Grundschul-Lese-Untersuchung (IGLU),
die alle fünf Jahre in 50 Ländern absolviert
wird, TIMMS wiederum untersucht das
Leistungsniveau in Mathematik und Natur-
wissenschaften von Viertklässlern, im Rah-
men von VERA schreiben die Schüler der
dritten und achten Klasse Vergleichsarbei-
ten in Deutsch und Mathematik, der IQB-
Ländervergleich testet in der vierten Klasse
die Fähigkeiten Mathematik, Deutsch be-
ziehungsweise der ersten Fremdsprache,
PIAAC untersucht die Fähigkeiten von Ju-
gendlichen und Erwachsenen im Umgang
mit mathematischen und technologieba-
sierten Problemen und ICILS die
IT-Kenntnisse von Schülern. Daneben ste-
hen Studien zu Bildungswegen von der
Kindheit bis ins hohe Alter (NEPS) oder
der „Bildungsbericht“, der eine Bestands-
aufnahme des gesamten deutschen Bil-
dungssystems liefert.
Der bekannteste und weltweit größte
Schulleistungstest ist PISA (Programme for

International Student Assessment), der alle
drei Jahre unter Federführung der Organi-
sation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD) die Fähigkeiten
15-jähriger Schüler in Mathematik, Natur-
wissenschaften und Lesen unter die Lupe
nimmt.
Bundesbildungsministerin Johanna Wanka
(CDU) zeigt sich überzeugt vom Nutzen
all dieser Untersuchungen und Studien:
„Die Vergleichsstudien machen uns die
Stärken unseres Bildungssystems deutlich.
Sie zeigen aber auch, wo die Schwachstel-
len sind und was andere Länder vielleicht
besser machen. Wichtig ist, dass diese Er-
kenntnisse in Schulen und anderen Bil-
dungseinrichtungen umgesetzt werden.“
Die Vergleichsstudien sind aber alles ande-
re als unumstritten. Vor allem gegen PISA
gab es von Anfang an Einwände und die
kritischen Stimmen sind in den vergange-
nen Jahren lauter geworden.
Cornelia Schwartz, Vorsitzende des Philo-
logenverbandes Rheinland-Pfalz, moniert,
das die PISA-Studie kaum mehr als „Bana-
litäten“ offenbare. Vor allem aber steure
PISA das deutsche Schulsystem in die fal-
sche Richtung, „indem wir ständig zurück-
gemeldet bekommen, dass wir Schüler
möglichst wenig nach Leistung trennen
sollen. Die Finnen gehen den umgekehr-
ten Weg, die richten wieder Spezialklassen
für Förderschüler ein.“ Finnland hatte

2001 bei der Veröffentlichung der ersten
Pisa-Studie als großer Gewinner und päda-
gogisches Vorzeigeland gegolten.
Auch bei der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) mehren sich kritische
Stimmen. „Die Erkenntnisse sind mehr
oder weniger immer die Gleichen“, betont
das GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoff-
mann und fordert einen neuen For-
schungsansatz. „Wir brauchen Studien, die
die Gelingensbedingungen für eine Schule,
die alle Kinder und Jugendlichen zu einer
umfassenden Bildung, Verantwortungsbe-
wusstsein und einer demokratischen
Grundhaltung führt, herausarbeiten.“

Verengte Sicht Die Beschränkung der
PISA-Studie auf Mathematik, Naturwissen-
schaften und Lesekompetenz wird von vie-
len Bildungsexperten bemängelt. Gesell-
schaftswissenschaften, musisch-künstleri-
sche Fächer oder Fremdsprachen blieben
unberücksichtigt. Dies verenge den Bil-
dungsbegriff. Kritiker führen dies darauf zu-
rück, dass es der OECD vor allem um Fähig-
keiten gehe, die auf dem Arbeitsmarkt be-
sonders stark gefragt sind und einem wirt-
schaftlichen Interessen entspringen.
Es existieren aber auch Einwände gegen die
Methodik: PISA berücksichtige nicht die
Lehrpläne in den Teilnehmerstaaten, teste
zudem die Schüler nicht nach Klassen-
sondern nach Altersstufe und das angewen-

dete Multiple-Choice-Format sei kein ver-
lässlicher Indikator für den tatsächlichen
Leistungsstand der Schüler.
Bereits vor drei Jahren rief die 2010 gegrün-
dete Gesellschaft für Bildung und Wissen
in einem offenen Brief an den verantwort-
lichen Direktor der OECD für das PISA-
Programm, Andreas Schneider, dazu auf,
den anstehenden Test-Zyklus auszusetzen.
„In der Bildungspolitik hat der dreijährige
Testzyklus von PISA die Aufmerksamkeit
auf kurzfristige Maßnahmen verlagert in
der Absicht, schnell im Ranking aufzuho-
len, obwohl die Forschung zeigt, dass
nachhaltige Veränderungen in der Bil-
dungspraxis nicht Jahre, sondern Jahrzehn-
te benötigen, um fruchtbar zu werden“,
schrieben die Verfasser des Briefes.
Im Bundesbildungsministerium weist man
stolz darauf hin, dass sich Deutschland in
den vergangenen Jahren im Pisa-Ranking
deutlich verbessert habe. Fakt ist aber auch,
dass Universitäten und Arbeitgeber zuneh-
mend mangelnde Fähigkeiten in Mathe-
matik, Naturwissenschaften und Deutsch
bei Schulabgängern beklagen. aw T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Gebildete Ungebildete
GESELLSCHAFT Der formale Bildungsgrad der Deutschen hat sich erhöht. Kritiker bemängeln aber massive Defizite

I
ch bin fast 18 und hab keine Ah-
nung von Steuern, Miete oder Versi-
cherungen. Aber ich kann ’ne Ge-
dichtsanalyse schreiben. In 4 Spra-
chen.“ Im Januar 2015 verbreitete
sich diese Twitter-Nachricht der

17-jährigen Gymnasiastin Naina aus Köln
viral in den sozialen Medien und löste ein-
mal mehr eine veritable Debatte über den
Lehrstoff an Deutschlands Schulen aus.
Selbst Bundesbildungsministerin Johanna
Wanka (CDU) sah sich zu einer Stellungs-
nahme genötigt: „Ich finde es sehr positiv,
dass Naina diese Debatte angestoßen hat.
Ich bin dafür, in der Schule stärker Alltags-
fähigkeiten zu vermitteln. Es bleibt aber
wichtig, Gedichte zu lernen und zu inter-
pretieren.“
Ob nun wissentlich oder nicht hat die jun-
ge Schülerin quasi eine moderne Variante
jener Kritik an der Schule formuliert, die
so alt ist wie Bildungsein-
richtungen selbst. „Non
scholae, sed vitae disci-
mus.“ Nicht für die Schule,
sondern für das Leben ler-
nen wir. Über den Ein-
gangsportalen vieler älterer
Schulgebäude ist dieser
Leitspruch in Latein zu le-
sen. Und mit etwas Glück
werden die Schüler dieser
Schulen auch lernen, dass
dies eine bewusste Umkeh-
rung jener Kritik des römi-
schen Philosophen Seneca
darstellt, die dieser in einem Brief an einen
Zeitgenossen bereits im ersten Jahrhundert
nach Christus formulierte: „Non vitae, sed
scholae discimus.“ Nicht für das Leben,
sondern für die Schule lernen wir, schrieb
Seneca über die römischen Philosophen-
schulen seiner Zeit.
In seinem neuen Buch „Bildung als Provo-
kation“ hinterfragt der Wiener Philosoph
Konrad Paul Liessmann, bekannt für seine
kritischen Einlassungen zur Bildungsdebat-
te, diese Diskussion über den unmittelba-
ren Nutzen von Bildung: „Ist es das was
wir unter Bildung verstehen wollen? Und
liegt das Problem nicht darin, dass Bildung
ohnehin seit langem eher an den Erforder-
nissen der Märkte und den Bedürfnissen
der Kinder und Jugendlichen als an ver-
meintlich antiquierten Inhalten und an-
geblich unbrauchbaren Kenntnissen ge-
messen wird?“

Arbeitsmarkt Einer jener Märkte, an des-
sen Erfordernissen sich das Bildungswesen
messen lassen muss, ist der Arbeitsmarkt.
Und dort gilt die einfache Regel, dass der
Grad des Bildungs- oder Ausbildungsab-
schlusses entscheidend ist, wer einen Ar-
beitsplatz findet und wer nicht. Dies wird
durch die aktuellen Zahlen des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
in Nürnberg einmal mehr bestätigt. So lag
im Jahr 2016 die Arbeitslosenquote von
Akademikern bei 2,3 Prozent und damit
deutlich unter der durchschnittlichen Ar-
beitslosenquote von 6,1 Prozent. Unter
dieser Marke liegt auch die Arbeitslosen-
quote von Menschen mit einer abgeschlos-
sen Berufsausbildung. Sie lag im vergange-
nen Jahr bei 4,2 Prozent. Die Sorgenkinder

auf dem Arbeitsmarkt sind Menschen ohne
abgeschlossene Ausbildung: Bei ihnen lag
die Arbeitslosenquote bei 19,1 Prozent.
„Bildung ist der beste Schutz vor Arbeitslo-
sigkeit“, betont Enzo Weber, Leiter des IAB-
Forschungsbereiches Prognosen und ge-
samtwirtschaftliche Analysen. „Das gilt in
Zukunft umso mehr, da die Anforderungen
in der Arbeitswelt weiter steigen werden,
nicht zuletzt durch die Digitalisierung.“
Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass
auch die Anforderungen an das Bildungs-
wesen steigen. Ein Blick in den „Bildungs-
bericht 2016“ scheint zu bestätigen, dass es
dieser Anforderung auch gerecht wird:
„Der Bildungsstand der Bevölkerung in
Deutschland hat sich in den letzten Jahr-
zehnten deutlich erhöht“, steht da zu le-
sen. So verfügten beispielsweise 2014 in
der Gruppe der 30- bis 35-Jährigen knapp
45 Prozent über die Hochschul- oder Fach-

hochschulreife. In der Al-
terskohorte der 60- bis
65-Jährigen waren es hinge-
gen gerademal 23 Prozent.
Die Autoren des Bildungs-
berichts führen dies vor al-
lem auch auf den höheren
Anteil jüngerer Frauen mit
Hochschul- oder Fachhoch-
schulreife zurück, der den
Anteil der gleichaltrigen
Männer inzwischen sogar
übersteigt. Doch reicht dies
als Erklärung aus?
Seit der Deutschen Einheit

ist der Anteil der Schüler, die die allgemei-
ne Hochschul- oder die Fachhochschulrei-
fe erwerben, sprunghaft angestiegen. Wa-
ren es 1992 noch 31 Prozent der Schüler,
stieg ihre Anteil bis zum Jahr 2000 bereits
auf 37 Prozent, 2005 auf knapp 43 Pro-
zent, 2010 auf 49 Prozent und 2015 über
53 Prozent. Das einst so elitäre Abitur wird
zunehmend zum Regelabschluss im deut-
schen Schulsystem. Und nicht nur das.
Auch der Durchschnitt der Abiturnoten hat
sich in den vergangenen Jahren ständig
verbessert. Schloss im Jahr 2006 etwa nicht
einmal jeder hundertste Abiturient mit ei-
nem Notendurchschnitt von 1,0 ab, so wa-
ren es 2014 schon 50 Prozent mehr.
Deutschlands Schüler, so könnte man an-
gesichts dieser Befunde meinen, werden
immer intelligenter. Tatsächlich arbeitete
Mitte der 1980er-Jahre der neuseeländi-
sche Politologie James R. Flynn anhand
der Ergebnisse von Intelligenztests aus 14
Industrienationen heraus, dass die IQ-Wer-
te der Menschen in der ersten drei Vierteln
des 20. Jahrhunderts von Generation zu
Generation zunahmen. Einen wissen-
schaftlichen Konsens über die Ursachen für
diesen in der Wissenschaft als Flynn-Effekt
beschriebene Phänomen gibt es nicht. Als
mögliche Erklärungen werden unter ande-
rem die Verbesserungen im Bildungswesen,
in der Ernährung und im Gesundheitswe-
sen oder die Entwicklung der Massenme-
dien genannt.
Als Erklärung für die „Inflation“ bei den
Abitur-Noten, vor der der Deutsche Philolo-
genverband seit Jahren warnt, taugt der
Flynn-Effekt nun aber wahrlich nicht.
Schon allein deshalb, weil sich innerhalb
Deutschlands deutliche Unterschiede zwi-

schen den Bundesländern zeigen. Vor allem
in Berlin, Brandenburg und Thüringen ha-
ben sich die Durchschnittsnoten im Abitur
in den vergangenen zehn Jahren auffällig
deutlich verbessert. Regionale Unterschiede
lassen sich auch bei der Zahl jener Schüler
machen, die eine Klasse wiederholen müs-
sen. Im Saarland halbierte sich deren Anteil
annähernd in der vergangenen Dekade.

PISA-Schock Einen deutlichen Zusam-
menhang stellen viele Bildungsexperten
hingegen mit den Ergebnissen mit dem so-
genannten „PISA-Schock“ von 2001 her.
Die Schulleistungsuntersuchung der Orga-
nisation für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (OECD) bescheinig-
te, dass es im Land der Dichter und Denker
nicht zum besten steht mit der Bildung.
Deutschlands Schüler im Alter von 15 Jah-
ren schnitten im Vergleich mit anderen In-
dustrienationen wie Japan, Finnland oder
Kanada bei der Lesekompetenz, in Mathe-
matik und den Naturwissenschaften nicht
nur deutlich schlechter ab, sondern lagen
sogar unterhalb des OECD-Durchschnitts.
Die Politik sah sich genötigt, auf die kra-
chende Ohrfeige für das deutsche Schulsys-

tem zu reagieren. Die Kultus- und Bil-
dungsminister in Bund und Ländern rück-
ten den Lehrplänen zu Leibe. Statt der Ver-
mittlung von Fachwissen, wurde jetzt die
Vermittlung von Kompetenzen und deren
Anwendung in den Vordergrund gestellt.
Kritiker dieser Kompetenzorientierung wie
der Didaktiker Hans Peter Klein von der
Goethe-Universität Frankfurt am Main se-
hen hierin eine Ursache für die sich verbes-
sernden Notendurchschnitte. Das Fachwis-
sen hingegen nehme bei den Schülern
ebenso ab wie das Niveau von Prüfungen.
Umgekehrt gehört Deutschland zu jenen
wenigen Ländern, die ihre Ergebnisse bei
den Pisa-Studien in den vergangenen Jah-
ren deutlich verbessern konnten.
In der Folge des PISA-Schocks und der
Mahnung der OECD, Deutschland habe im
Vergleich zu anderen führenden Industrie-
nationen zu wenige Studenten, erleichter-
ten viele Bundesländer zudem den Zugang
zum Gymnasium und zum Abitur. Die
klassische Dreiteilung des Schulsystems in
Hauptschule, Realschule und Gymnasium
wurde durch neue Schulformen erweitert
oder gar ersetzt, die einem größeren Schü-
lerkreis das Abitur ermöglichen sollten.

Das Lamento über das sinkende Niveau
der Schulabschlüsse deckt sich mit den
Klagen von Universitäten und Arbeitge-
bern. „Trotz gestiegener guter Schulab-
schlüsse steigt die Anzahl der jungen Men-
schen, die gleich zu Beginn einer Berufs-
qualifikation in Unternehmen oder Hörsä-
len mit fehlenden Grundlagenkompeten-
zen hinsichtlich Sprache und Mathematik
zu kämpfen haben“, beklagen die Autoren
einer Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung
zur „Studierfähigkeit und Ausbildungsfä-
higkeit“ aus dem Jahr 2016.

Studienabbruch Nach einer aktuellen Stu-
die des Deutschen Zentrums für Hoch-
schul- und Wissenschaftsforschung
(DZHW) bricht rund ein Drittel aller Stu-
dierenden sein Studium bereits in der
Frühphase ab und orientiert sich neu. An
den Universitäten liegt die Abbrecherquote
bei 32 Prozent, an den Fachhochschulen
bei 27 Prozent. Besonders stark betroffen
sind die mathematisch-naturwissenschaft-
lichen Studiengänge mit einer Quote von
39 Prozent an den Universitäten und 42
Prozent an den Fachhochschulen. In 30
Prozent aller Studienabbrüche seien „un-

bewältigte Leistungsanforderungen“ die
Ursache gefolgt von mangelnder Motivati-
on (17 Prozent).
So wundert es nicht, dass Hochschulen
und Betriebe sich nicht mehr auf die No-
ten der schulischen Abschlusszeugnisse ih-
rer Bewerber verlassen, sondern auf eigene
Eignungstests zurückgreifen.
Der PISA-Schock von 2001 offenbarte ein-
mal mehr, dass die schulische Laufbahn in
Deutschland massiv durch Herkunft und
Elternhaus geprägt ist – und zwar so stark
wie in nur wenig anderen Ländern. Der for-
male Bildungsgrad der Eltern ist in vielen
Fällen ausschlaggebend bei der Frage, auf
welche Schule sie ihre eigenen Kinder schi-
cken. Besonders stark betroffen von diesem
Phänomen sind Kinder aus Migrantenfami-
lien. Der Einfluss der sozialen Herkunft hat
sich seit der ersten Pisa-Studie zwar leicht
verringert, er ist im internationalen Ver-
gleich immer noch stark. Sorgen bereitet
auch die recht hohe Zahl von Jugendlichen,
die die Schule ohne Abschluss verlassen –
auch wenn dieser Anteil von acht Prozent
im Jahr 2006 auf sechs Prozent im Jahr
2014 (47.000 insgesamt) gesenkt werden
konnte. Alexander Weinlein T

»Bildung
ist der beste

Schutz gegen
Arbeitslosig-

keit.«
Enzo Weber ,

Institut für Arbeitsmarkt
und Berufsforschug
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Bildung ist kein Staatsmonopol
SCHULTRÄGER Private Einrichtungen erfreuen sich wachsender Beliebtheit. Starkes Engagement der Kirchen

Es gibt in deutschen Landen seit mehr als
400 Jahren Schulpflicht, je nach Herzog-
oder Fürstentümern früher oder später, ei-
ne allgemeine Schulpflicht für ganz
Deutschland allerdings erst seit der Wei-
marer Verfassung von 1919. Aber der Staat
hat deshalb noch kein Monopol.,Bildungs-
einrichtungen in kirchlicher oder freier
Trägerschaft haben sich gehalten und bli-
cken auf eine Tradition bis ins Mittelalter
zurück.

Schutz durch das Grundgesetz Auch
heute blühen diese privaten Bildungsstät-
ten, abgestützt durch die Verfassung. Arti-
kel 7 Absatz 4 des Grundgesetzes be-
stimmt: „Das Recht zur Errichtung von Pri-
vatschulen wird gewährleistet“. Bildung
aber kostet. Damit dieses Recht auf Privat-
schulen auch in die Wirklichkeit umgesetzt
werden kann, hat sich der Staat verpflich-
tet, Privatschulen zu subventionieren und
diese Verpflichtung hat das Bundesverfas-
sungsgericht in einer Entscheidung eigens
bekräftigt (BVerfGe 75,40,61ff.). Privat-
schulen sind de facto staatlich subventio-
nierte Schulen, wobei Höhe, Form und Kri-
terien der Subvention ja nach Bundesland
variieren Schließlich muss die Kulturho-
heit der Länder ja auch zu ihrem Recht
kommen.

Die staatliche Verpflichtung ist keine Ein-
bahnstraße für Privilegien, sie enthält auch
Auflagen für die Subventionsempfänger.
Privatschulen unterliegen den allgemeinen
Regeln der Ausbildung für die Lehrer, ha-
ben Curriculae zu erfüllen, Lehrziele zu er-
reichen, Prüfungen abzuhalten, Zeugnisse
zu erteilen. Kurzum, sie erfüllen die Schul-
pflicht, sie sind Ersatzschulen. Als solche
sind sie zu unterscheiden von Ergänzungs-
schulen, die keine Subventionen erhalten
und deshalb auch nicht den staatlichen Be-
dingungen unterliegen. Diese Ergänzungs-
schulen sind teuer, die Ersatzschulen er-
schwinglich – von Internaten abgesehen.
Allerdings fallen bei den Ersatzschulen
kleinere Kosten an, die oft von einem
Freundeskreis, also de facto von Eltern frei-
willig getragen werden. Die Ergänzungs-
schulen begrenzen sich auf bestimmte Fä-
cher (Sprachen etwa) oder bereiten ihre
Schüler auf Prüfungen an staatlichen Bil-
dungseinrichtungen vor, die dann die ent-
sprechenden Zeugnisse ausgeben. Es han-
delt sich sozusagen um strukturierte Nach-
hilfe.
Privatschulen erfreuen sich wachsender Be-
liebtheit. Die Zahl der Schüler aller Alters-
klassen und Schultypen hat sich in den
letzten zwanzig Jahren glatt auf rund
750.000 verdoppelt. Vor allem die Zahl der

Grundschulen hat sich auf fast 1.000 ver-
dreifacht. Jeder zwölfte Schüler (8,8 Pro-
zent aller Schüler) geht heute auf eine Pri-
vatschule, bei den Gymnasialschülern und
–schülerinnen sind es 11,8 Prozent, gut die
Hälfte davon besuchen katholische Schu-
len, zehn Prozent evangeli-
sche, ebenfalls zehn Prozent
freie Waldorfschulen und
die anderen gehen auf Schu-
len im Bundesverband Deut-
scher Privatschulen.

Sehr beliebt Aufgrund die-
ser Beliebtheit, die auch von
Land zu Land variiert (in
NRW und im Saarland liegt
der Anteil der Privatschüler
in Gymnasien weit über-
durchschnittlich bei 18 Pro-
zent) haben Privatschulen
mit zwei Vorurteilen zu kämpfen. Das ers-
te: Sie sind elitär und führen zu besseren
Leistungsnoten. Das mag in Einzelfällen,
besonders bei Internaten, auch stimmen.
In ihrer Gesamtheit stimmt es nicht, jeden-
falls nicht für Deutschland, auch wenn
manche internationale Studien, etwa PISA,
das nahelegen wollen. Der genauere Blick
von renommierten Bildungsforschern und
Experten wie Manfred Weiß vom Deut-

schen Institut für Internationale Pädagogi-
sche Forschung in Frankfurt am Main auf
die Vergleichsmethoden und Erhebungen
kommt zu dem Ergebnis: Die in der Öf-
fentlichkeit verbreitete These einer generel-
len und bedeutsamen Leistungsüberlegen-

heit privater Schulen fin-
det keine Bestätigung. Es
gibt keine signifikanten
Leistungsunterschiede.
Das zweite Vorurteil: Pri-
vatschulen sind Bildungs-
inseln für die Kinder von
Besserverdienenden und
zementieren soziale Un-
gleichheiten. Auch das
mag für manche Elite-In-
ternate stimmen, da kön-
nen die Kosten sich schon
mal auf 1.000 bis 2.000
Euro pro Monat summie-

ren. Für die normalen Ersatzschulen, vor
allem jene in kirchlicher Trägerschaft, trifft
es nicht zu. Hier fallen erträgliche Ausga-
ben, meist Sachkosten an für Schulbücher,
Kopien, aber auch für Verpflegung und
Hausaufgabenbetreuung. Die Kosten lie-
gen monatlich zwischen 50 und 200 Euro,
je nach Schule. Hinzu kommen hier und
da Schulgeld und bei Montessori- und
Waldorfschulen die Aufnahmegebühren

(bis zu 1.500 Euro). Anders verhält es sich
bei nicht subventionierten Ergänzungs-
schulen. Hier fallen monatliche Kosten in
Form von Schulgeld in beträchtlicher und
für viele Familien nicht erschwinglicher
Höhe (bis 800 Euro oder das Doppelte bei
Internaten) an.

Schüler aussuchen Der große Vorteil von
Privatschulen ist vor allem das Privileg,
dass diese Schulen sich ihre Schüler selbst
aussuchen können. Bewerbungen werden
eingehend geprüft und mindestens Anmel-
dungsgespräche geführt, um einzuschät-
zen, ob ein Kind zur Schule passt. Aber
auch Eignungstests oder die Teilnahme an
einem Probeunterricht werden bisweilen
gefordert. Auf diese Weise kann man einen
gewissen sozio-kulturellen Konsens steuern
und ein „Wir-Gefühl“ schaffen, was für die
Zusammenarbeit der Schule mit den Eltern
förderlich ist. Das erlaubt aber auch, die
Elternschaft intensiver und erfolgverspre-
chender an ihre Verantwortung zu erin-
nern, und zwar nicht nur in pädagogischer,
sondern auch in finanzieller Hinsicht. Die
Schule wiederum kann an ihre Pflichten
über die staatlich vorgegebene Norm erin-
nert werden, zum Beispiel die Klassengrö-
ße nicht auszuschöpfen oder Unterrichts-
ausfall zu vermeiden.

Kleinere Klassen, bessere Betreuung, Hoch-
begabtengruppen und Förderklassen – der
Wunsch, die Kinder an einer privaten
Schule anzumelden, ist verständlich und
vor allem in Nordrhein-Westfalen beson-
ders ausgeprägt. Das ergab auch eine Stu-
die des Verbandes Deutscher Privatschulen
(VDP). Demnach würden 34,1 Prozent der
Befragten aus NRW für ihre Kinder eine
private Schule einer staatlichen vorziehen.
Bundesweit waren es 30,5 Prozent.
Um sich das Schulgeld oder die Zusatzkos-
ten leisten zu können, würden 38,5 Pro-
zent der Befragten aus Nordrhein-Westfa-
len auch Bildungsgutscheine begrüßen. So
könnten auch Geringverdiener ihre Kinder
an Privatschulen anmelden. Man versteht
das im Verband als eine Anregung für die
künftige Bundesregierung, egal welcher
Couleur. Jürgen Liminiski T
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Jeder
zwölfte
Schüler

geht heute
auf eine
private
Schule.

D
ie Schullandschaft in
Deutschland entwickelt
sich zumindest qua Na-
mengebung immer viel-
fältiger. Je nach politi-
scher Provenienz wird

diese Entwicklung von manchen bedauert,
von manchen begrüßt. Kritiker sehen darin
eine zunehmende Unübersichtlichkeit,
progressive Reformer erhoffen sich davon
einen Abschied vom – wie sie sagen –
„dreigliedrigen“ Schulsystem. Letztere se-
hen mit Wohlwollen einen Trend zu einem
zweigliedrigen Schulsystem als Zwischen-
station zu einer Gesamt – beziehungsweise
Gemeinschaftsschule. Tatsächlich haben
sich auch die meisten deutschen Länder
von der Hauptschule als eigenständiger
Schulform verabschiedet – womöglich in
der Annahme, dass mit der Hauptschule
zugleich der Hauptschüler mit seinen spe-
zifischen Förderbedürfnissen abgeschafft
werden könne. Damit ist in vielen Bundes-
ländern zugleich die über Jahrzehnte hin-
weg stabilste Schulform, die Realschule, als
eigene Schulform verschwunden.

Stets mehr als dreigliedrig Das deutsche
Schulwesen war übrigens immer mehr als
dreigliedrig: In den meisten deutschen
Ländern war es inklusive Gymnasium, Re-
alschule, Hauptschule, Gesamtschule vier-
gliedrig. Mit der Abschaffung der Haupt-
schule wird es jetzt pro forma teilweise
drei- oder nur zweigliedrig. Wenn man al-
lerdings die verschiedenen Schulformen
des Förderschulwesens und des Schulwe-
sens im dualen und vollzeitschulischen Be-
rufsbildungsbereich hinzurechnet, war und
ist das deutsche Schulwesen mehr als
zehngliedrig.
Was jetzt an vermeintlicher Vielfalt bezie-
hungsweise Unübersichtlichkeit hinzuge-
kommen ist, das sind nur stets neue Na-
men für Schulformen, die mit oder ohne
Gymnasialzweig beziehungsweise mit oder
ohne Oberstufe eigentlich Gesamtschulen
en miniature sind: Gemeinschaftsschulen
(Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Sachsen-Anhalt), Werkrealschule
(Baden-Württemberg), Mittelschulen
(Sachsen), Oberschulen (Berlin, Branden-
burg, Bremen, Hessen, Niedersachsen), Se-
kundarschulen (Bremen, NRW, Sachsen-
Anhalt), Stadtteilschulen (Hamburg), Er-
weiterte Realschulen (Saarland), Realschu-
le plus (Rheinland-Pfalz), Regionale Schu-
len (Mecklenburg-Vorpommern). All diese
Namen und noch mehr finden sich im Be-
schluss der Kultusministerkonferenz
(KMK) vom 25. September 2014 mit dem
Titel „Vereinbarung über die Schularten
und Bildungsgänge im Sekundarbereich I“.
Warum in Anlehnung an die Gesamtschule
ständig neue voll- oder teilintegrierte Schul-
formen kreiert werden, ist schwer nachvoll-
ziehbar. Denn Faktum ist: Die deutsche Ge-
samtschule hat Jahrzehnte durchschlagen-
der Erfolglosigkeit hinter sich. Die Tatsache,
dass Finnland bei den ersten Pisa-Studien
als – vermeintliches – Gesamtschulland
sehr gut abgeschnitten hat, sagt wenig aus.
Viel näherliegender ist die Tatsache, dass die
deutsche Gesamtschule seit den 1970/80er
Jahren in allen einschlägigen Studien
schlecht abgeschnitten hat. Besonders ein-
drucksvoll ist hier die Studie aus den
1990er Jahren mit dem Titel „Bildungsver-
läufe und psychosoziale Entwicklung im Ju-
gendalter“ (BIJU) des Max-Planck-Instituts
für Bildungsforschung (MPIB). Für NRW et-
wa wird als Hauptergebnis festgehalten: Am
Ende der 10. Klasse liegen Gesamtschüler in
Mathematik im Vergleich mit Realschülern
um zwei, im Vergleich mit Gymnasiasten
um mehr als zwei Jahre zurück – und das
trotz einer Schülerklientel der Gesamtschu-
le, die sich von der Klientel der Realschule
weder hinsichtlich sozialer Herkunft noch
hinsichtlich intellektueller Fähigkeiten un-
terscheidet.

Solange der Pisa-Test noch nach Bundes-
ländern und nach Schulformen differen-
ziert ausgewertet wurde, konnte man auch
damit feststellen, zum Beispiel bei Pisa
2006: Die deutsche Gesamtschule rangierte
mit 477 Punkten 48 Punkte (also gut ein
Schuljahr) hinter der Realschule (525) und
mit 121 Punkten (entsprechend drei Schul-
jahren) weit hinter den Gymnasien (598).
Zudem sind Sachsen und Bayern eben oh-
ne Gesamtschulen die einzigen deutschen
Länder, die bei Pisa nahe an die internatio-
nale Pisa-Spitze herankamen. Und dass das

vormalige Bildungs-Musterland Baden-
Württemberg von 2011 bis 2016 bei Ver-
gleichstests abgestürzt ist, hat unter ande-
rem mit der dort in dieser Zeit politisch fa-
vorisierten Gemeinschaftsschule zu tun.
Die Erfolglosigkeit deutscher Gesamtschu-
len ist den Steuerzahler zudem teuer zu
stehen gekommen; sie ist nämlich 25 bis
30 Prozent teurer als Schule des geglieder-
ten Schulwesens.
Es stimmt auch nicht, Deutschlands Schul-
wesen sei nicht durchlässig. Richtig ist:
Hinsichtlich Durchlässigkeit sind zwei As-

pekte voneinander zu unterscheiden: Hori-
zontale Durchlässigkeit ist gegeben, wenn
Schüler in den Jahrgangsstufen 5 bis inklu-
sive 10 zwischen verschiedenen Schulfor-
men beliebig wechseln können. Vertikale
Durchlässigkeit ist gegeben, wenn jeder
Schulabschluss zugleich einen Anschluss
an weiterführende Bildung im Oberstufen-
und im beruflichen Bildungsbereich dar-
stellt. Letzteres ist Realität: Der Anteil der
Studienanfänger, die nicht über den Weg
des Gymnasiums an die Hochschule kom-
men, ist immer größer geworden, er hat

längst die 40-Prozent-Marke überschritten.
Die stets unter Berufung auf Pisa behaup-
tete soziale Disparität des deutschen Bil-
dungswesens ist nicht Realität; sie ist ein
Pisa-Artefakt. Man kann soziale Disparität
beziehungsweise Parität nämlich nicht mit
Pisa messen, weil Pisa Fünfzehnjährige tes-
tet und damit die vertikale Durchlässigkeit
gar nicht erst in den Blick nimmt. Eine
Langzeitstudie von Professor Helmut Fend
hat zudem 2008 nachgewiesen: Der Be-
such einer Gesamtschule oder einer inte-
grierten Förderstufe schafft keineswegs ver-

besserte soziale Aufstiegsmöglichkeiten ge-
genüber dem Besuch einer Schulform des
gegliederten Schulwesens.
Es ist außerdem wenig hilfreich, wenn
man sich in Deutschland immer wieder
auf Skandinavien beruft. Richtig ist viel-
mehr: Dänemark, Norwegen und Schwe-
den liegen seit Pisa 2006 hinter Deutsch-
land. Man nehme das Beispiel Schweden
mit seinem Gesamtschulsystem: Beklagt
wird, dass viele Schüler intellektuell unter-
fordert sind; dass die Kernfächer zu kurz
kommen; dass die Benotung zu spät ein-
setzt und dass das Leistungsprinzip ver-
nachlässigt wird. Speziell zu Finnland
muss man wissen: Finnische Schulen ha-
ben Umstände, die auf deutsche Verhält-
nisse nicht übertragbar sind. Zum einen
hat beziehungsweise hatte Finnland eine
ethnisch sehr homogene Bevölkerung, also
kaum Probleme mit der schulischen Inte-
gration von Migrantenkindern: Zum Zeit-
punkt der ersten Pisa-Studien 2000 bis
2009 hatten von den finnischen Schülern
nur 1,2 Prozent Eltern, die beide im Aus-
land geboren sind. Zum anderen sind die
Rahmenbedingungen für finnische Schu-
len optimal. Die durchschnittliche Klassen-
frequenz liegt bei 18 Schülern (in Deutsch-
land bei 23 bis 24). Ein besonderes Merk-
mal des finnischen Systems ist zudem sein
Fördersystem. Schwächere Schüler werden
in Spezialkurse aufgenommen (circa ein
Sechstel der Schüler). Finnland fällt aller-
dings bei Pisa zurück. Experten führen das
auf Sparmaßnahme im Bildungswesen, auf
einen zunehmenden Migrantenanteil und
auf eine Wende weg vom straff lehrerzen-
trierten hin zum lockereren schülerzen-
trierten Unterricht zurück.

Grundschuldauer Es hat jedenfalls keinen
Zweck, in Deutschland ständig Strukturde-
batten in Richtung Egalisierung der Schul-
formen zu führen oder immer neue Na-
men von Schulformen zu erfinden. Auch
die Frage nach der Dauer der Grundschule
muss nicht wieder und wieder diskutiert
werden; diese Frage ist eindeutig beantwor-
tet. Was den Zeitpunkt der Differenzierung
betrifft, so sagen die Fakten und alle nam-
haften Studien eindeutig aus: Sechsjährige
Grundschule bringt nichts – weder kogni-
tiv noch sozial. Deutsche Länder mit einer
längeren gemeinsamen Schulzeit wie Ber-
lin und Brandenburg mit einer sechsjähri-
gen Grundschule gehören zu den inner-
deutschen Pisa-Verlierern. Der Lernrück-
stand von Grundschülern in Berlin nach
der 6. Klasse gegenüber Schülern, die
grundständige weiterführende Schulen be-
suchen können, beträgt bis zu einem Lern-
jahr. Bislang existieren jedenfalls keinerlei
wissenschaftliche Erkenntnisse, denen zu-
folge eine Zuweisung der Schüler zu einer
weiterführenden Schule höhere Erfolgs-
quoten nach einer fünf- oder sechsjährigen
Grundschulzeit nachweisen könnte.
Alles in allem: Differenzierung nach Schul-
formen in einem vertikal durchlässigen
System, in dem es keinen Abschluss ohne
Anschluss gibt, hat seinen Sinn. Hier kön-
nen Schüler am besten gefördert werden.
Die Träume einer inneren, also rein unter-
richtlichen Differenzierung in einheitli-
chen und sehr heterogenen Klassen sind
Träume geblieben. Allerdings gibt es einen
Trend, der den Differenzierungsgrad des
deutschen Schulwesens zusätzlich gefähr-
den könnte: nämlich der Run auf die Gym-
nasien. Wenn – extrapoliert – eines Tages
alle am Gymnasium sind, dann ist keiner
mehr am Gymnasium, weil das Gymnasi-
um dann – ausgestattet mit schönem Tür-
schild – klammheimlich eine undifferen-
zierte, anspruchslose Einheitsschule gewor-
den ist. Josef Kraus T

Der Autor war Präsident des
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Haupt- und Realschulen, früher Rückgrat des Bildungssystems, werden zunehmend in andere Schulformen umgewandelt. © picture-alliance/dpa

Bunte Landschaften
SCHULFORMEN Viele Reformen sind teuer und bleiben erfolglos
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I
m Jahr 2009 fiel der Startschuss zur
Inklusion. Damals unterschrieb
Deutschland nach langem Zögern
die UN-Behindertenrechtskonventi-
on. Das gemeinsame Lernen von
Kindern mit und ohne Behinderung

wurde damit anerkanntes Menschenrecht
und die Inklusion bundesweites Bildungs-
ziel. Alle Schüler, ob mit oder ohne son-
derpädagogischen Förderbedarf, haben
seither das gleiche Recht eine Regelschule
zu besuchen.
Immer mehr Eltern machen davon Ge-
brauch. Im Schuljahr 2015/16 wurden
38 Prozent der Schüler mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf an Regelschulen un-
terrichtet. Der Anteil stieg im Vergleich zu
2008, vor der Ratifizierung der UN-Kon-
vention, um über 70 Prozent. Die Situatio-
nen in den Bundesländern weichen stark
voneinander ab. So lernen in Bremen,
Hamburg und Schleswig-Holstein mehr als
60 Prozent der Schüler mit Förderbedarf
an Regelschulen. In Hessen und Bayern
liegt der Anteil mit rund 25 Prozent weit
unter dem Bundesdurchschnitt. Insgesamt
besuchen immer noch 62 Prozent der
Schüler mit Behinderungen eine Sonder-
schule. Diese Zurückhaltung überrascht
kaum.

Selektives Schulsystem Immerhin hält
Deutschland seit Jahrzehnten an einem se-
lektiven Schulsystem fest, das Kinder früh-
zeitig nach Leistung trennt. Gemeinsames
Lernen in höheren Klassen hat eigentlich
nur an Gesamtschulen eine Tradition.
Auch hier waren Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf bis zum Start der
Inklusion meistens die Ausnahme. Für sie

gibt es schließlich Sonderschulen, speziali-
siert auf körperlich-motorische Einschrän-
kungen, geistige Behinderung oder eine
Hörschädigung. An den Förderschulen
werden die Kinder in kleinen Lerngruppen
von Sonderpädagogen unterrichtet. Dazu
gibt es anders als an „normalen“ Schulen
Unterstützung von Therapeuten und Pfle-
gekräften. Bei allen größeren und kleine-
ren Schwächen, bei aller Kritik an unglei-
chen Bildungschancen und einer Schaf-
fung von Parallelwelten,
das etablierte System funk-
tioniert. Kein Wunder also,
dass die Idee der Inklusion,
wonach Kinder unabhän-
gig von ihrer Begabung
oder einer Behinderung ge-
meinsam lernen, auf Wi-
derstand stößt.
Doch die Bedenken gegen-
über der Inklusion nur mit
konservativen Bildungsvor-
stellung zu erklären, greift
zu kurz. Auch bei den Be-
fürwortern fällt das Urteil
über die Reformbestrebungen kritisch aus.
So wie die Inklusion im Moment läuft, sei
sie zum Scheitern verurteilt, ist der Tenor.
Ist das Konzept der Schule für alle viel-
leicht nur eine hübsche Vision? Ein Men-
schenrecht auf Papier?
Wer aktuelle Debatten verfolgt, könnte die-
sen Eindruck bekommen. Kaum ein bil-
dungspolitisches Thema polarisiert so
stark. In Niedersachsen hat die neue Lan-
desregierung gerade die Inklusionsbestre-
bungen verlangsamt. In anderen Bundes-
ländern wurde mit einem Inklusions-
Stopp Wahlkampf gemacht. Auch Eltern-

initiativen und Lehrerverbände laufen
Sturm. Die Kritik: Die Politik stellt viel zu
wenig Ressourcen bereit. Darunter leidet
die individuelle Förderung der Schüler, so-
wohl von Leistungsschwachen als auch von
Leistungsstarken. Lehrer beklagen fehlende
Unterstützung, mangelnde Ausbildung
und zu hohe Arbeitsbelastung.

Sorgen ernst nehmen Die Kritik an den
Rahmenbedingungen kann Oliver Musen-

berg, Inklusionsforscher an
der Uni Hildesheim, gut
verstehen. „Die Inklusion
ist eine große Aufgabe für
ein Schulsystem, das jahr-
zehntelang erfolgreich auf
Exklusion setzte. Ein solch
radikaler Kulturwandel ge-
schieht nicht ohne Schwie-
rigkeiten“, sagt der Erzie-
hungswissenschaftler. Er
mahnt, Ängste und Sorgen
von Lehrern und Eltern
ernst zu nehmen. So müsse
zum Beispiel die Ausbil-

dung der Lehrer angepasst und mehr Stel-
len für Sonderpädagogen geschaffen wer-
den. Auch bei der Kooperation zwischen
Sonder- und Regelschulen sieht er Nach-
holbedarf. „Fehlende Ressourcen und
strukturelle Probleme dürfen nicht zu Ar-
gumenten de´rjenigen werden, die Inklusi-
on schon jetzt als gescheitert sehen und
Schüler am liebsten wieder oder weiterhin
trennen wollen“, sagt er.
Grund an dem Konzept der Inklusion in
Gänze zu zweifeln, sieht Musenberg nicht.
Sie sei nicht nur ein Menschenrecht, son-
dern ergebe auch pädagogisch Sinn. Tat-

sächlich zeigen Studien, dass von erfolgrei-
cher Inklusion durchaus alle Schüler profi-
tieren – sowohl beim methodischen Lernen
als auch bei der Entwicklung von Sozial-
kompetenzen. Voraussetzungen dafür sind
passende Konzepte mit ausreichendem Per-
sonal. Genau diese gebe es durchaus.
Schließlich sei „Inklusion“ nicht einfach
vom Himmel gefallen, erklärt Musenberg.
Bereits seit den 1970er Jahren gab es seitens
der Reformpädagogik die Forderung nach
einer Schule für Alle. Aus den theoretischen
Debatten entwickelten sich bundesweit Vor-
zeigeprojekte für gemeinsames Lernen.
Ein Beispiel dafür ist die Erich-Kästner-
Schule in Hamburg. An der Gesamtschule
lernen seit fast 30 Jahren Kinder mit und
ohne Behinderung gemeinsam. Von der
Hansestadt wurden die Integrationsklassen
lange besonders gefördert, zum Beispiel
durch zusätzliche Sonderpädagogen oder
mehr Ausgleichsstunden für die gemeinsa-
me Unterrichtsplanung. Eine Unterstüt-
zung, die die Schule erfolgreich nutzte. In
den inklusiven Lerngruppen unterrichteten
immer zwei Pädagogen gleichzeitig. Fron-
talunterricht ist eher die Ausnahme, statt-
dessen lernen die Schüler im Projektunter-
richt und mit individuellen Lernplänen.
Die Unterrichtsmaterialien werden von
Sonderschulpädagogen und Gymnasialleh-
rern gemeinsam entwickelt. Für dieses
Konzept erhielt die Schule 2014 den Jakob
Muth Preis für inklusive Schule. Großen
Anteil an dieser Auszeichnung hat der ehe-
malige Schulleiter Pit Katzer. Seit seiner
Pensionierung kämpft der Pädagoge für ei-
ne bessere Inklusion.
„Hamburg war mal ein großes Vorbild für
gemeinsames Lernen. Leider hat sich die

Situation deutlich verändert“, sagt Katzer.
Früher war die Zahl der Integrationsklas-
sen zwar begrenzt, aber es gab eine ausrei-
chende personelle Ausstattung. Inzwi-
schen hat sich der Inklusionsanteil auf
rund 66 Prozent der Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf erhöht, aber
die Personalausstattung ist nicht in glei-
chem Umfang gewachsen. Bei Schülern
mit einer Behinderung wurde die Perso-
nalzuweisung seit 2012 pro Kind um ein
Drittel gekürzt. Beim son-
derpädagogischen Förder-
bedarf Lernen, Sprache
und Verhalten sind Sonder-
pädagogen oft für bis zu
acht Klassen zuständig. Für
jedes Kind bleiben nur ein
paar Stunden, den Rest der
Zeit sind die Fachlehrer auf
sich allein gestellt – oft oh-
ne eigene sonderpädagogi-
sche Ausbildung und in
Klassen mit sehr heteroge-
ner Schülerschaft. „Viele
Kollegen arbeiten am Limit
und sind frustriert“, berichtet Katzer. Kein
reines Hamburger Problem, bundesweit
fordern Lehrerverbände mehr Unterstüt-
zung durch Sonder- und Sozialpädago-
gen.
Die fehlenden Ressourcen schrecken auch
viele Eltern von Kindern mit Behinderung
ab. Eine Folge: Sie entscheiden sich trotz
grundsätzlicher Offenheit für die Inklusion
nicht für eine Regelschule, sondern wählen
lieber die Sonderschule. Dort gibt es genug
Lehrer, Therapieräume und Pflegekräfte.
Tatsächlich bleibt der bundesweite Anteil
der Schüler im Sonderschulsystem seit

2009 ziemlich konstant. Es gibt immer
noch rund 3.000 Sonderschulen – nur 300
weniger als vor acht Jahren. Und das liegt
nicht nur daran, dass heute deutlich mehr
Förderbedarf diagnostiziert wird als noch
vor zehn Jahren.

Positive Erfahrungen Dazu passt auch,
dass in einer 2015 erschienenen Studie der
Bertelsmann Stiftung 63 Prozent der 4.500
befragten Eltern der Aussage zustimmten,

dass Kinder mit Förderbe-
darf in Sonderschulen bes-
ser gefördert werden. Und
das, obwohl die Eltern
grundsätzlich Inklusion als
positiv bewerten. Doch die
Studie enthält auch Erfreuli-
ches für die Inklusionsbe-
fürworter.. Eltern, deren
Kind eine Inklusionsklasse
besucht, sind von dem ge-
meinsamen Lernen deutlich
überzeugter als Eltern ohne
diese Erfahrungen. Die Au-
toren empfehlen deshalb ei-

nen weiteren Ausbau der Inklusion, flankiert
durch „gute schulische Rahmenbedingun-
gen“. Auch Musenburg setzt auf die Zeit.
„Die Forderungen nach mehr Ressourcen
und besserer Ausbildung sind wichtig.
Gleichzeit braucht ein Mammutprojekt wie
die Inklusion auch Zeit“, erklärt er. Positive
Erfahrungen seien dabei der beste Weg um
eine inklusive Haltung zu entwickeln –
nicht nur in der Schule, sondern auch im
alltäglichen Leben. Birk Grüling T

Der Autor ist freier Journalist mit den
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Inklusionsunterricht an einer Stuttgarter Gemeinschaftsschule. Kinder mit und ohne Behinderung lernen hier gemeinsam. © picture-alliance/dpa

Die
schwierige
Reform
INKLUSION Schüler mit und ohne För-
derbedarf sollen zusammen lernen. In
der Praxis treten dabei viele Schwierig-
keiten auf. Der Unmut bei Eltern und
Lehrern wächst

»Ein solch
radikaler

Kulturwandel
geschieht nicht
ohne Schwieri-

keiten.«
Oliver Musenberg,

Erziehungswissenschaftler

»Viele
Kollegen

arbeiten am
Limit und

sind
frustriert.«

Pit Katzer, ehem. Leiter
einer Inklusionsschule

»Das Lernfenster schließt sich nicht«
FRÜHKINDLICHE BILDUNG Angebote für Kleinkinder stehen hoch im Kurs, sei es in der Kita oder bei privaten Anbietern. Viele Fähigkeiten können aber auch im Alltag erlernt werden

Endlich sind die Poolnudeln dran. Ein
kleiner Junge – eine leuchtend gelbe
Quietscheente zwischen die ersten Zähn-
chen geklemmt – greift beherzt zu den
bunten Schlangen aus Kunststoffschaum.
Der Junge neben ihm, wenige Monate alt,
beißt neugierig in den weichen Kunststoff
hinein. Die Eltern versuchen derweil, die
Anweisungen von Kursleiterin Gigi Gäbler
zu befolgen, während sie den Nachwuchs
auf dem Arm halten und bis zur Brust im
Wasser des Schwimmbeckens stehen. Ein
Schlauch aus Schwimmnudeln und Verbin-
dungsteilen ist das Ziel, die Kinder sollen
möglichst viel selbst übernehmen.
Gerade einmal 30 Minuten dauert eine
Kurseinheit bei dem Anbieter Aquaphine
in Berlin. Die Kinder übten Koordination
und Gleichgewicht, trainierten natürliche
Reflexe, erklärt Gäbler. „Wir legen die Ba-
bys zum Beispiel auf unsere Handflächen,
das stärkt ihre Rumpfmuskulatur.“
Das Interesse an Kursen wie diesen ist
groß. „Wir haben eine lange Warteliste“,
sagt Gäbler. Schon die Eltern Neugebore-
ner sollten mehrere Wochen Wartezeit ein-
planen. Frühkindliche Bildung, also Lern-
angebote für Kinder bis ins Vorschulalter,
ist vielen Eltern wichtig – sei es im Bereich
Bewegung, in der Sprachförderung oder in
Naturwissenschaften.

Das Interesse an der Bildung auch von Ba-
bys und Kleinkindern ist vor allem seit
dem Schock, den die Ergebnisse der ersten
Pisa-Studie im Jahr 2001 auslösten, gestie-
gen. Damals hatten deutsche Schüler im
internationalen Vergleich unterdurch-
schnittlich abgeschlossen. Die Tester hatten
vor allem einen engen Zusammenhang
zwischen der sozialen Herkunft der Kinder
und ihren Chancen in der Schule festge-
stellt. Kinder aus sozial schlechter gestell-
ten Familien hatten es deutlich schwerer
als ihre Mitschüler.

Enorme Lernfähigkeit Dieser sogenannte
Pisa-Schock führte nicht nur zu Schulrefor-
men und möglicherweise zu stärkerem In-
teresse an Eltern-Kind-Kursen, sondern
auch zu noch mehr Bildungsbemühungen
in Kindertagesstätten. Und das nicht ohne
Grund. Babys und Kleinkinder sind enorm
lernfähig. „Jedes Kind kommt mit einer
riesigen Begeisterung am Entdecken auf die
Welt“, sagt Hirnforscher Gerald Hüther.
Das Hirn sei noch nicht fertig ausgebildet,
„wir müssen erstmal lernen, Mensch zu
werden“. Eine strenge genetische Determi-
niertheit, wie sie lange angenommen wur-
de, gebe es nicht.
Über das richtige Maß an Bildung für
Kleinkinder und vor allem über die richti-

gen Konzepte gibt es nach wie vor unter-
schiedliche Meinungen. „Die klassische
Schulsituation, in der die Lehrkraft Fragen
stellt und die Kinder nach Antworten su-
chen, ist bei Kleinkindern nicht zielfüh-
rend“, sagt Hedwig Gasteiger, Professorin
für Mathematikdidaktik der Universität
Osnabrück.
Lernen in Alltagssituationen – das ist Gas-
teigers Herangehensweise. Für die Pädago-
gen sei das eine große Herausforderung.
„Die Fachkräfte brauchen viel Know-how,
um zu wissen, wie sie aus einer Alltagssi-
tuation eine Lernsituation schaffen kön-
nen“, erklärt Gasteiger. Sie müssen die Kin-
der richtig einschätzen und deren Entwick-
lungsstand erkennen. Gasteiger beschreibt
dazu ein Experiment, das in einer finni-
schen Studie durchgeführt wurde: Der Er-
wachsene füttert eine Puppe mit drei Kek-
sen und ermuntert das Kind, ihn nachzu-
ahmen. „Manche Kinder füttern die Puppe
einfach mit einer unbestimmten Zahl an
Keksen, andere wählen genau drei aus.“
Die Professorin ist überzeugt, dass sich ei-
ne kind- und sachgerechte Förderung posi-
tiv auf den späteren Schulerfolg auswirken
kann. Sie habe etwa eine Studie durchge-
führt, bei der Kinder regelmäßig die klassi-
schen Brettspiele Mensch-ärgere-Dich-
nicht und Fang-den-Hut spielten. „Wir ha-

ben festgestellt, dass die Kinder noch ein
Jahr später Vorteile davon hatten.“ Durch
den Würfel erlernten die Kinder etwa, wie
sich die Zahlen unterscheiden. Sogar erste
Rechenschritte seien möglich.
Kinder, die auf diese Weise gefördert wer-
den, hätten in der Schule bessere Chancen.
In Mathematik sei es zudem schwierig,
Grundwissen später aufzuholen, weil der

Unterrichtsstoff aufeinander aufbaue.
„Wissenslücken, die am Anfang entstehen,
werden tendenziell größer, weil es kaum
Raum gibt, sie später zu schließen.“

Bildung über Bindung Doch bei allen Be-
mühungen, soziale Ungleichheiten, die
durch die Herkunft entstehen, in Kitas und
Schulen auszugleichen: „Das meiste an Bil-

dung passiert zuhause“, sagt Ulric Ritzer-
Sachs von der Onlineberatung der Bundes-
konferenz für Erziehungsberatung. Gerade
bei Kindern unter drei Jahren gelte: „Bil-
dung geht über Bindung.“ Kinder lernten
über ihre Beziehung zu den Erwachsenen.
Er erhalte immer wieder Anfragen von El-
tern, wie sie ihre Kinder so fördern könn-
ten, dass sie später keine Nachteile haben.
„Ich merke schon, dass es da eine große
Verunsicherung gibt.“ Dabei gehe es um
einfache Dinge. Bilderbücher gemeinsam
angucken, beim Treppensteigen die Stufen
zählen – diese Dinge seien genauso effek-
tiv wie teure Babykurse. Wer zu sehr auf
den Lernerfolg seines Nachwuchses dringe,
könne ihn auch überfordern, „etwa, wenn
ich ungeduldig werde, weil mein Kind ei-
nen Turm nicht so gut baut wie ein ande-
res“. Kinder könnten auch später Dinge
aufholen. „Es ist nicht so, dass sich da ein
Lernfenster schließt.“ Sandra Ketterer T

Die Autorin ist freie Journalistin in Berlin.

Brettspiele können das Lernen von Kindern fördern. © picture-alliance/Bildagentur-online

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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(K)Ein Klassenzimmer 4.0
NEUE MEDIEN Die Digitalisierung revolutioniert das Lernen. Doch im Schulalltag ist davon bislang wenig zu spüren

E
in trüber Montagmorgen in
Berlin-Biesdorf, im dritten
Stock des Otto-Nagel-Gymna-
siums paukt Klasse 8.2 Spa-
nisch. Das Thema heute: der
Imperativ. „¡Buenos días!“, be-

grüßt die Lehrerin die zwei Dutzend Schü-
ler, dann klickt sie auf ihr Laptop und hin-
ter ihr auf dem Whiteboard, einer großen
elektronischen Tafel mit Computer- und
Internetanschluss, öffnet sich eine Tabelle
mit spanischen Verben. Die Finger der Ju-
gendlichen schnippen hoch. „Tú habla!“,
„Vosotros vended!“, „Uste-
des vivan!“, rufen sie Anja
Meltonjan zu, die tippt auf
das Board und die richtige
Antwort erscheint. Dann
sollen die Schüler selbst
Aufgaben lösen. Drei Links
hat die junge Lehrerin ih-
nen per Mail geschickt, sie
führen zu verschiedenen
Lernprogrammen. Die
Achtklässler kramen in ih-
ren Rucksäcken, vor jedem
steht nun ein silbernes
Notebook. Es wird still.
Konzentriert schauen die Schüler auf ihre
Monitore, ihr Tippen erfüllt den Raum. Ob
sie die Verben korrekt gebeugt haben, wer-
ten die Programme selbst aus.
Ungewöhnliche Lernmethoden? Nicht hier
am Rand von Berlin, inmitten von Einfa-
milienhäusern und Marzahner Plattenrie-
geln. „MacBook-Unterricht“, „Kreidefreie
Schule“ – so wirbt das Otto-Nagel-Gymna-
sium auf seiner Webseite für sich, jeder der
mehr als 800 Schüler hat ein eigenes Note-
book. Den Umgang mit Hard- und Soft-
ware, die Recherche im Internet, das Erstel-
len von Präsentationen und Videos, das
lernen sie in Biesdorf genauso wie das Ver-
halten in sozialen Netzwerken wie Face-
book, Twitter und Co.

Große Ausnahme Typisch für eine deut-
sche Schule ist das nicht. Denn ausgerech-
net in hiesigen Klassenzimmern ist die di-
gitale Revolution, die doch so kräftig an
den Grundfesten unserer Lebens- und Ar-
beitswelt rüttelt, bisher kaum angekom-
men. 11,5 Schüler teilen sich hierzulande
einen Computer, wie die „International
Computer and Information Literacy Stu-
dy“ (ICILS) in einer Ende 2014 veröffent-
lichten Studie feststellte; in Norwegen
sind es 2,4. Laut einer Befragung der Ber-
telsmann-Stiftung nutzt nicht einmal jeder

zehnte Lehrer in Deutschland digitale Me-
dien; 62 Prozent der Schulen verbieten es
sogar, private Smartphones, Tablets oder
Laptops der Schüler im Unterricht zu ver-
wenden. Dabei ist die technische Ausstat-
tung der Schulen oft schlecht: Viele haben
entweder keinen oder einen viel zu langsa-
men Internetanschluss. Häufig stehen ver-
altete Rechner in einem einzigen Compu-
terkabinett herum; vom fehlenden Know-
how der Lehrer ganz zu schweigen.
Gerade unter ihnen ist die Skepsis groß:
Laut Bertelsmann-Stiftung glaubt nicht ein-

mal jeder vierte Lehrer, dass
digitale Medien dazu beitra-
gen können, die Lernergeb-
nisse der Schüler zu verbes-
sern. Nur 40 Prozent mei-
nen, dass sie die Arbeit mit
leistungsschwachen Schü-
lern erleichtern könnten.
Von den Schülern wün-
schen sich hingegen 80 Pro-
zent mehr neue Medien im
Unterricht; sie finden, dass
sie durch Lernapps, Online-
Recherche oder moderne
Präsentationsprogramme

aktiver und aufmerksamer sind.
„Wir laufen hinterher“, konstatierte Birgit
Eickelmann, Erziehungswissenschaftlerin
an der Uni Paderborn und eine der ICILS-
Autorinnen, im September in Berlin, wo
sie im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung
eine Expertise zur Digitalisierung vorstellte.
Länder wie Dänemark, Österreich oder die
Niederlande seien deutlich weiter, sowohl
was die technische Ausstattung, als auch
was die Fähigkeit der Schüler, digitale Me-
dien kritisch zu nutzen und technisch zu
verstehen, angehe. So verfügten fast
30 Prozent der 14-Jährigen hierzulande
kaum über computer- und informations-

bezogene Kompetenzen, darunter beson-
ders viele Jugendliche aus sozial benachtei-
ligten Familien.
Ein „sträfliches Versäumnis“, meint Gesche
Joost, seit 2014 Digital-Botschafterin der
Bundesregierung bei der Europäischen
Union. „90 Prozent der Teenager besitzen
ein Smartphone, aber sie gehen völlig un-
begleitet in das digitale Zeitalter“, kritisiert
die Berliner Professorin. Sie hält das Ver-
mitteln von digitalen Fähigkeiten an Schu-
len nicht nur für essentiell, um den wach-
senden Fachkräftebedarf in der IT-Branche
zu decken. „Irgendwann wird es möglich
sein, online zu wählen, auch die Verwal-
tung wird zunehmend digitalisiert. Wenn
ich nicht begreife, was da passiert, ist mir
die bürgerschaftliche Teilhabe an der Ge-
sellschaft verwehrt“, argumentiert Joost. Sie
plädiert deshalb dafür, schon Grundschü-
lern in spielerischer Form digitale Kompe-
tenzen zu vermitteln. Der Beirat „Junge Di-
gitale Wirtschaft“ beim Bundeswirtschafts-
ministerium geht noch weiter: Er fordert,
an Grundschulen ein verpflichtendes
Schulfach „Digitalkunde“ oder „Informa-
tik“ einzuführen.
Das jedoch findet der frühere Präsident des
Lehrerverbands, Josef Kraus, selbst lange
Leiter eines Gymnasiums, „zu früh“. Es rei-
che, wenn digitales Lernen „in vernünfti-
gem Umfang“ in den weiterbildenden
Schulen stattfinde, schrieb er im Frühjahr
im „Weser Kurier“. Im NDR-Radio warnte
er zuvor, dass der zwischenmenschliche
Diskurs unter einer „Totaldigitalisierung
des Unterrichts“ leiden werde und Schüler
sich nur noch „Häppchen-Informationen
und Häppchen-Wissen“ aneigneten.
Sorgen, die Bundesbildungsministerin Jo-
hanna Wanka (CDU) offenbar nicht teilt.
Sie hat den Bundesländern vor einem Jahr
zwischen 2018 und 2022 fünf Milliarden

Euro in Aussicht gestellt, damit sie Schulen
mit digitaler Technik ausstatten und diese
pädagogische Konzepte für den Einsatz
neuer Medien entwickeln können. Eine
kräftige Finanzspritze für die – laut Grund-
gesetz allein zuständigen – Länder, die ih-
nen helfen soll, den von Experten auf 2,8
Milliarden Euro pro Jahr geschätzten Ge-
samtinvestitionsbedarf zu schultern. Doch
so groß der Jubel von Erfurt bis Hannover
war, inzwischen ist völlig unklar, wann das
Geld ankommt und ob überhaupt. Denn
über Finanzierung und Eckpunkte der
Bund-Länder-Vereinbarung muss erst eine
– wie auch immer zusammengesetzte –
neue Koalition verhandeln.

In Eigeninitiative Lutz Seele, seit 1991
Schulleiter des Otto-Nagel-Gymnasiums,
hat gar nicht erst auf staatliche Initiativen
gewartet, sondern seine Schule mehr oder
weniger im Alleingang ins Zeitalter 4.0 ge-

hievt. 2008 überzeugte der energische Mitt-
fünfziger Eltern und Lehrer von seiner Idee
einer digitalen Schule. Er kämpfte bei den
zuständigen Behörden um High-Speed-In-
ternetzugänge und stellte ein Medienkon-
zept auf die Beine, hinter dem heute alle
Beteiligten stehen. Die Eltern finanzieren
weite Teile der Investitionen über den
Lernmittelverein mit; sie stimmten auch
zu, ihren Kindern ein eigenes MacBook zu
kaufen – mit 900 Euro pro Kind nicht ge-
rade ein billiger Spaß. Verpflichten kann
Seele sie zu dieser Anschaffung nicht, da
Computer anders als Bücher laut Gesetz
nicht als Lernmittel gelten. „Ohne das En-
gagement der Eltern, Lehrer und Schüler
würde das alles nicht gehen“, sagt Seele
und berichtet sichtlich stolz von Schülern,
die für Eltern und Lehrer iOS- und Word
Press-Workshops anbieten, und von all
Freiwilligen, die Hard- und Software in
Schuss halten. Zweiflern hält der Schullei-

ter entgegen: „Vier Fähigkeiten werden bei
uns nie abgeschafft: Lesen, Schreiben,
Rechnen und Denken.“
Und auch der Spaß kommt in Biesdorf
nicht zu kurz. Im Spanisch-Block der 8.2
läuft jetzt ein YouTube-Video auf dem
Whiteboard. Ein gewisser Tomás erklärt
den Jugendlichen mit viel Witz die Tücken
der spanischen Objektpronomen. Sie ki-
chern. Dann aber wird es noch mal Ernst:
30 Minuten haben die Gymnasiasten Zeit,
um auf ihren Laptops ein Lernvideo oder
ein Lernplakat zum spanischen Imperativ
zu erstellen. Tabellen, Grafiken, selbst er-
fundene „Eselsbrücken“ – die Schüler sol-
len sich das Thema selbst erschließen.
Schnell tun sie sich in Zweiergruppen zu-
sammen, die Videoproduzenten treffen
sich auf dem Flur. Eine schwierige Aufgabe
für die Achtklässler? „Nein“, sagt die Lehre-
rin und lächelt ein wenig amüsiert. „Das
machen die hier ständig.“ Johanna Metz T

Das Lernen mit Whiteboard und eigenen Laptops gehört am Otto-Nagel-Gymnasium in Berlin-Biesdorf seit fast zehn Jahren zum pädagogischen Konzept – in Deutschland noch eine Ausnahme. © Team Redaktion Otto-Nagel-Gymnasium

Lehrerausbildung mit Hilfe von Google
LOBBYISMUS LobbyControl und GEW sehen Neutralität der Schulen gefährdet

Von Google gesponserte Minicomputer,
mit Hilfe von Pharmakonzernen top aus-
gestattete Labore für den Chemieunterricht
oder Lehrbücher, in denen Erkenntnisse
aus der „Praxis“ enthalten sind – eingefügt
von Wirtschaftsverbänden. Was manche als
dringend benötigte Unterstützung für den
klammen Bildungshaushalt ansehen, lässt
beim Verein LobbyControl die Alarmglo-
cken läuten. Lobbyisten hätten die Schule
als Handlungsfeld für sich entdeckt, sie er-
stellten Unterrichtsmaterialien, veranstalte-
ten Schulwettbewerbe und bildeten Lehrer
fort, heißt es in einem vom Verein vorge-
legten Diskussionspapier. Bei den Lobby-
aktivitäten gehe es nicht um Erkenntnis
oder Bildung, sondern um Meinungsma-
che, wird kritisiert.

Richtlinien Panikmache oder berechtigte
Ängste? Design-Professorin Gesche Joost,
Digital-Botschafterin der Bundesregierung
bei der EU-Kommission, warnt vor pau-
schalen Aussagen wie „die ganzen Unter-
nehmen sind alle nur böse“. Unternehmen
sollten, meint Joost, spenden und unter-
stützen dürfen. „Man muss aber Richtlini-
en dafür festlegen.“ Joost findet es „schwie-
rig“, wenn Apple eine ganze Schule mit
Soft- und Hardware ausstattet. „Wenn es
aber eine Allianz verschiedener Unterneh-
men gäbe, warum nicht?“
Auch viele Bildungspolitiker auf Landes-
ebene haben wenig Berührungsängste,
wenn es um Unterstützung von Seiten der
Wirtschaft geht. In Berlin werden nach
Aussage der Senatsverwaltung für Bildung

in diesem Jahr hundert Lehrkräfte durch
das Fraunhofer Institut IAIS zum „Roberta-
Teacher“ ausgebildet. „Uns ist bekannt,
dass das IAIS, mit dem wir eine Kooperati-
on haben, Google als Sponsor hat“, sagt
Beate Stoffers, Sprecherin von Bildungsse-
natorin Sandra Scheeres (SPD). Problema-
tisch findet sie das nicht.
Elena Schedlbauer, Sprecherin im CSU-ge-
führten bayrischen Kultusministerium, ver-
weist auf das im Schulgesetz Bayerns gere-
gelte Werbeverbot, von dem es jedoch Aus-
nahmen gebe. Laut Schulordnung könne
„in geeigneter Weise darauf hingewiesen

werden, wenn die Schule durch erhebliche
Zuwendungen Dritter bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben unterstützt wird oder die Her-
stellung oder Anschaffung von Gegenstän-
den ermöglicht wird, die für die Erziehung
und den Unterricht förderlich sind“, sagt
Schedlbauer.
In Nordrhein-Westfalen, heißt es aus dem
FDP-geführten Schulministerium auf An-
frage von „Das Parlament“, seien die Schu-
len in Sachen Kooperation und Sponsoring
durch die Wirtschaft eigenverantwortlich.
Entsprechende Verträge könnten die Schul-
leitungen, nach Zustimmung der Schul-
konferenz, abschließen. Als Handreichung
bietet das Ministerium eine Broschüre mit
dem Titel „Schulsponsoring heute. Leitfa-
den für Schulen, Schulträger und Unter-
nehmen“ an.

Schieflage Rene Scheppler von der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW) kritisiert, dass die Verantwortung in
dieser Frage oft allein auf Lehrer abgewälzt
werde. Dies sei sowohl angesichts der
Quantität als auch der Qualität der lobby-
istischen und werbenden Einflussnahme
mehr als fahrlässig. Die Lehrerkollegien
seien in ihrer zunehmenden Aufgabenfülle
ohnehin überlastet. Er warnt, wenn man
Lehrer „mit der Gatekeeperfunktion gegen-
über professionellen Marketing- und Lob-
byagenturen alleine lässt, muss man sich
nicht wundern, wenn wir hier absehbar in
eine demokratische Schieflage geraten hin-
sichtlich der Neutralität und Unabhängig-
keit von Schulen“. Götz Hausding T

Tablets im Unterricht: Knappe Kassen
machen Sponsoring attraktiv.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Die Teenager
gehen völlig
unbegleitet

in das
digitale

Zeitalter.«
Gesche Joost, Digital-

Botschafterin bei der EU



Improvisieren und die Ausfälle verwalten
LEHRERMANGEL Die Bundesländer lassen sich Einiges einfallen, locken mit Beamtenstatus oder führen »unangenehme« Gespräche mit Teilzeitkräften

Wer in Deutschland ein Kind im schul-
pflichtigen Alter hat, der weiß: Die wahre
Spannung zu Beginn eines jeden neuen
Schuljahres liegt nicht im Stundenplan
oder bei der Frage nach dem Banknach-
barn. Viel interessanter ist: Wird wohl ein
Lehrer vor der Klasse stehen?
In immer mehr Schulen ist das längst
nicht ausgemacht. Denn es herrscht Leh-
rermangel. Regelmäßig kommen kurz vor
Schuljahresbeginn Schreckensmeldungen
aus den Bundesländern, dass viele Lehrer-
stellen nicht besetzt werden können. Ge-
naue Zahlen gibt es nicht, aber Schätzun-
gen: Auf rund 2.000 fehlende Lehrer al-
lein an den Grundschulen im Land sum-
mierte sich eine Umfrage des Nachrich-
tenmagazins „Spiegel“ bei den Kultusmi-
nisterien der Bundesländer von Oktober.

Dramatische Lage im Osten Besonders
schlecht ist die Lage in Ostdeutschland,
wo nach dem Geburtenknick Anfang der
1990er Jahre beim pädagogischen Perso-
nal lange gespart wurde. Nun sind die
Kollegien oft überaltert und Nachwuchs
fehlt. Die Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW) stellte deshalb zu
Beginn des Schuljahres 2017/18 fest, die
Lage an den Schulen sei „so zugespitzt
wie seit zehn Jahren nicht“. Der Verband

Bildung und Erziehung warnte, man
steuere „sehenden Auges in einen päda-
gogischen Notstand“.
In den Prognosen der Kultusministerkon-
ferenz, nach denen sich die Länder in ih-
rer Schulplanung richten, sieht zwar alles
gut aus: In ihrer letzten Berechnung aus
dem Jahr 2013 heißt es, in den westdeut-
schen Flächenländern sinken die Schüler-
zahlen bis 2025 anhaltend auf 7,6 Millio-
nen. Das sind 1,6 Millionen weniger
Schüler als noch 2011. Im Osten bleibt
die Schülerzahl weitgehend auf dem heu-
tigen Niveau von rund 1,4 Millionen.
Experten sehen das allerdings anders. Es
werde alles noch viel schlimmer kommen
als bisher, warnte die Bertelsmann-Stif-
tung im Spätsommer. Berechnungen der
Bildungsforscher Klaus Klemm und Dirk
Zorn zufolge wird die Zahl der Schüler
viel stärker ansteigen. In ihrer Studie
heißt es, im Jahr 2025 werde es rund 8,3
Millionen Schüler geben – das ist deut-
lich mehr, als die Kultusminister bisher
prognostiziert haben. Der Grund seien
steigende Geburtenzahlen und Zuwande-
rung: „Das Zeitalter sinkender Schüler-
zahlen ist zu Ende.“ Für die Schulen habe
diese Entwicklung dramatische Folgen:
Allein an den Grundschulen würden in
den nächsten acht Jahren fast 25.000

neue Lehrer gebraucht, heißt es. Weitere
2.700 benötige man für die Klassen 5 bis
10.
Bei Pädagogen, die schon jetzt mit dem
Lehrermangel kämpfen, lösen diese Aus-
sichten nur noch Kopfschütteln aus. Frau
M., eine Dresdner Schulleiterin, die ihren
Namen nicht in der Zeitung lesen möch-
te, erzählt, sie wisse regelmäßig bis nach
dem Beginn des Schuljahres nicht, mit
wie vielen Lehrerinnen und Lehrern sie

planen könne. „Wenn jemand in Rente
geht, dauerkrank ist oder schwanger wird,
wissen wir nicht, ob und wann es Ersatz
gibt. Mit Glück kommt jemand zu Beginn
des Schuljahres oder es gibt wenigstens
eine Zusage für einen späteren Zeitpunkt.
Wenn wir Pech haben, müssen wir Aus-
fälle monatelang überbrücken und haben
Klassen, für die es einfach keine Klassen-
lehrer gibt.“ Dann würden Stundenpläne
zusammengestrichen, Förderunterricht

oder Projektangebote müssten entfallen.
Dass der Lehrermangel sich schon jetzt
auf die Qualität des Unterrichts auswirkt,
wissen im Grunde alle Beteiligten – auch
wenn die Kultusminister traditionell ein
Geheimnis daraus machen, wie viel Un-
terricht an deutschen Schulen deswegen
wirklich ausfällt. In der Statistik der Kul-
tusministerien ist in aller Regel die Rede
von rund zwei bis drei Prozent der Stun-
den, die ausfallen würden. Eine große
Umfrage von „Zeit“ und „ZeitOnline“
kommt auf gut fünf Prozent Unterrichts-
ausfall, dazu komme noch einmal genau-
so viel Vertretungsunterricht. Das bestä-
tigt die Schätzung des Philologenverban-
des, nach der an Deutschlands Schulen
jede Woche rund eine Million Stunden
ausfallen, also rund acht Prozent des Un-
terrichts.

Reaktion der Länder Die Maßnahmen
der Länder gegen den Lehrermangel sind
unterschiedlich – aber nur selten eine
wirkliche Problemlösung. So hat Thürin-
gen sich gerade entschieden, Lehrer wie-
der zu verbeamten. In Baden-Württem-
berg werden Pädagogen in Teilzeit „unan-
genehme Gespräche“ angekündigt, zu-
dem bemüht man sich, Oberschul- und
Gymnasiallehrer dazu zu bewegen, an

Grundschulen zu unterrichten, Lehrer aus
der Rente zurückzuholen oder Personal
von einer Schulart zur anderen abzuord-
nen. Diskutiert werden auch Reformen
bei der Lehrerbildung (Text oben).
Die verbreitetste Maßnahme für mehr
Personal ist deshalb die Einstellung von
Quereinsteigern. Das heißt: Es kommen
Akademiker zum Teil ohne jede didakti-
sche oder pädagogische Vorbildung an
die Schulen. Das trifft auf drei Viertel der
Neueinstellungen in Chemnitz zu, in
ganz Sachsen lag die Quote bei mehr als
50 Prozent. In vielen Fällen hatten die
Quereinsteiger keine Zeit mehr für eine
Qualifizierung, selbst vorbereitende
Crashkurse gab es nicht. Die Lösung: Im-
provisation mit Hilfe erfahrener Kollegen.
Frau M., die Direktorin, macht sich je-
denfalls keine Illusionen mehr. „Wir war-
nen seit Jahren vor dieser Situation, aber
passiert ist nichts. Also machen wir weiter
mit dem, was wir haben. Mehr geht
nicht.“ Susanne Kailitz T

Schülerdemo vor dem Thüringer Landtag in Erfurt © picture-alliance/dpa
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E
inen besseren Beruf als Lehrer
könne er sich gar nicht vorstel-
len, erzählt Jürgen Herzfeld,
der seinen richtigen Namen
nicht in der Zeitung lesen
möchte. Der Mittvierziger hat

lange als Angestellter in einem Medienbe-
trieb in Berlin gearbeitet. Jetzt will er den
Job an den Nagel hängen. Stattdessen inte-
ressiert ihn ein Quereinstieg in den Lehrer-
beruf, am liebsten an einer Grundschule.
Als Schulfach schwebt ihm Lebenskunde
vor. „Da kann man die Kinder mit Experi-
menten und Vorträgen begeistern“, stellt er
sich vor. Von seiner pädagogischen Eig-
nung ist er überzeugt. Seine Nichten hin-
gen ihm an den Lippen, und überhaupt
könne er mit Kindern gut umgehen. Vom
Schuldienst erhofft er sich familienfreund-
lichere Arbeitszeiten. Sein Sohn wurde im
vergangenen Jahr eingeschult. „Wir hätten
beide nachmittags frei und immer gleich-
zeitig Ferien“, schwärmt Herzfeld.
Ob seine Begeisterung dem Alltag an der
Schule auf Dauer standhält? Allein ist
Herzfeld mit seinem Wunsch jedenfalls
nicht. Der Quereinstieg in den Lehrerberuf
wird derzeit unter Akademikern in Berlin
heiß diskutiert. Dahinter steht ein dramati-
scher Lehrermangel in der Hauptstadt, der
sich seit Jahren verstärkt. Zwar klagen auch
Baden-Württemberg, Bayern und Nord-
rhein-Westfalen über eine wachsende Zahl
offener Stellen. Aber in Berlin, wie auch in
Sachsen, sind die Zahlen erschreckend. In
der Hauptstadt mussten in diesem Schul-
jahr 40 Prozent der Lehrerstellen von
Quereinsteigern besetzt werden. In Sach-
sen waren es mehr als 50 Prozent.

Falsche Prognosen Die Gründe für den
Lehrermangel in vielen Ländern sind viel-
fältig. Zu den geburtenstarken Jahrgängen
kamen falsche Wachstumsprognosen.
Mancherorts stieg der Bedarf aufgrund bil-
dungspolitischer Entscheidungen wie
Ganztagsunterricht und Inklusion. Dazu
zogen mehr Menschen aus dem Ausland
hinzu, außerdem im Jahr 2015 hunderttau-
sende Kinder, die als Flüchtlinge nach
Deutschland kamen.
Vor dem Lehrermangel habe die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW)
frühzeitig gewarnt, stellt der stellvertreten-
de Vorsitzende der GEW, Andreas Keller,
fest. Es sei aber müßig, den Ländern vorzu-
werfen, dass sie diese Entwicklung ver-
schlafen haben. „Wir müssen mit dem
Mangel umgehen – und in dieser Notlage
sind Quereinsteiger notwendig“, sagt Kel-
ler. „Zugleich aber müssen wir gewährleis-
ten, dass die Qualität der Lehrerausbildung
nicht sinkt.“
Prinzipiell gibt es sechs verschiedene Lehr-
amtstypen, je nachdem, an welcher Schule
später gelehrt wird: Grundschule, weiter-
führende Schulen der Sekundarstufen 1
oder 2, Berufsschulen und Förderschulen.
Die GEW möchte durchsetzen, dass Quer-
einsteiger „nachqualifiziert“ werden, dass
sie also berufsbegleitend ein Lehramtsstu-
dium absolvieren. Und sie appelliert an
die Länder, schnell mehr Studienplätze für
Lehrer zu schaffen.
Mancherorts geschieht das schon. Berliner
Universitäten etwa haben die Zahl der Stu-
dienplätze für das Lehramt an Grundschu-
len um ein Drittel angehoben. Abgesehen
davon, dass es noch einige Jahre dauern
wird, bis der Effekt eintritt: Ausreichen
wird das wohl nicht. Eine Berechnung der
Bertelsmann-Stiftung kommt auf dramati-
sche Zahlen – bis 2025 soll es 1,1 Millio-
nen mehr Schüler geben, als die Kultusmi-
nisterkonferenz erwartet hat. 50.000 Lehrer
würden dann fehlen.

Nur noch zwei Lehrämter? Vor diesem
Hintergrund setzt sich die GEW für eine
Reform und Modernisierung der Lehrerbil-
dung ein. Dazu gehört auch die Digitalisie-

rung. „In den Curricula kommt die digitale
Bildung nicht vor. Wichtig ist uns, dass sie
in die Lehrerbildung hineingehört – und
zwar nicht im Rahmen eines Zusatzfachs
Informatik, sondern fächerübergreifend“,
betont Keller. Außerdem solle Schluss sein
mit der Zersplitterung der Lehrerbildung in
viele unterschiedliche Schulformen. „Un-
ser Vorschlag ist eine Stufenlehrerausbil-
dung mit nur noch zwei Lehrämtern: Pri-
marstufe und Sekundarstufe.“ Die Verein-
fachung hätte auch den Vorteil, dass Lehrer
flexibler einsetzbar wären.
Der Deutsche Philologenverband, der
Gymnasiallehrer vertritt, ist dagegen, die
Trennung in der Lehrerausbildung aufzu-
weichen. „Die fachliche Qualifikation ist
uns sehr wichtig“, erklärt Thomas Langer,
Vorsitzender der Jungen Philologen und

Lehrer an einem Gymnasium in Leipzig.
„Für Lehrer in Grund- und Oberschule
muss der Schwerpunkt stärker auf den pä-
dagogischen Fähigkeiten liegen. Am Gym-
nasium hingegen benötigen wir Lehrer für
die Wissenschaftspropädeutik, also Lehrer,
die in der Lage sind, die Studierfähigkeit
der Absolventen herzustellen.“
Ryan Plocher hält dagegen. „Wir bilden all-
zu oft nur noch Studienräte für Gymnasien
aus, statt Lehrer für alle“, kritisiert Plocher,
der seit vier Jahren an einer Gemein-
schaftsschule mit Oberstufe in Berlin-Neu-
kölln lehrt. Er war einer der Letzten in Ber-
lin, der ein zweijähriges Referendariat –
heute heißt es „Vorbereitungsdienst“ – ab-
solvierte. Heute sind es nur noch 18 Mo-
nate. Der unter Lehrern legendäre „Praxis-
schock“ sei aber auch bei ihm nicht ausge-

blieben. „Nach dem Referendariat wurde
ich Klassenlehrer einer siebten Klasse. Da-
rauf hat mich niemand vorbereitet. Das
war eine echte Feuerprobe.“

Inklusion ist anstrengend Vor allem die
Inklusion nötigt dem jungen Lehrer, der
sich in der GEW engagiert, große Anstren-
gungen ab. „Meinen Unterricht muss ich
um meine Schüler mit Förderbedarf herum
konzipieren“, erklärt er. In dieser Hinsicht
hätte er sich im Studium eine bessere Qua-
lifizierung gewünscht. „Alle Lehrkräfte
brauchen heute eine Grundqualifizierung
in Sachen Inklusion“, bekräftigt GEW-Vize
Keller. Sie sei nicht allein für die Integrati-
on von Menschen mit und ohne Behinde-
rung wichtig, sondern der zunehmend he-
terogenen Schülerschaft geschuldet. Zum

einen steige der Anteil der Kinder mit Zu-
wanderungshintergrund, zum anderen be-
suchten im Zuge der Inklusion immer
mehr Schüler mit Förderbedarf eine allge-
meine Schule. „Wenn wir perspektivisch,
wie es die UN-Behindertenrechtskonventi-
on vorsieht, kein separates System von För-
derschulen mehr haben werden, werden
wir Sonderpädagogen an allen Schulen
brauchen“, so Keller.
Die GEW fordert mehr Programme zur
Unterstützung von Berufseinsteigern, in
denen sie lernen, ihre Zeit besser einzutei-
len, mit Belastungen umzugehen und das
in der Ausbildung Gelernte im Schulalltag
anzuwenden. Der Philologe Thomas Lan-
ger hingegen meint, das derzeitige Studi-
um ermögliche ausreichend Praxiserfah-
rungen. Er wendet sich aber auch gegen ei-

ne weitere Schrumpfung des Vorberei-
tungsdienstes, der vielerorts bereits von 24
auf 18 Monate verkürzt wurde. Ein „Turbo-
Referendariat“ von 12 Monaten Dauer, wie
es in Sachsen vorübergehend eingeführt
wurde? „Der völlig falsche Weg.“

Praxisnahe Ausbildung Die Ausbildung
zum Lehrer ist aufwändig. Lehramtsanwär-
ter müssen mindestens zwei Unterrichtsfä-
cher studieren, dazu kommen pädagogi-
sche Fächer wie Fachdidaktik und Erzie-
hungswissenschaften. Das Studium wird
mit Bachelor und Master oder erstem
Staatsexamen abgeschlossen. Anschließend
absolvieren die angehenden Lehrer an ei-
ner Schule den Vorbereitungsdienst, also
das Referendariat. Orientierungspraktika
am Anfang des Studiums sowie studienbe-
gleitende Praktika, während derer die
angehenden Lehrer ihre Berufseignung
selbst überprüfen können, sind in den
meisten Bundesländern Pflicht. Am Ende
des Referendariats legen die angehenden
Lehrer ihre Prüfung zum zweiten Staatsexa-
men ab.
Quereinsteiger hingegen müssen einen
akademischen Abschluss haben, aber keine
pädagogische Ausbildung. Wo Not
herrscht, werden sie derzeit eingestellt und
im Schnellverfahren nachqualifiziert. Vo-
raussetzung ist ein Masterabschluss in ei-
nem gesuchten Fach, meistens sind das na-
turwissenschaftliche Fächer oder Mathema-
tik. Sie werden dann quasi berufsbeglei-
tend zum Lehrer ausgebildet. In Sachsen
etwa geht es nach einer dreimonatigen Ein-
stiegsfortbildung direkt in den Vorberei-
tungsdienst. Nebenbei besuchen sie Semi-
nare mit pädagogischen und fachlichen In-
halten. Nach anderthalb bis zwei Jahren
schließen die Quereinsteiger ihr Referenda-
riat mit der Prüfung zum zweiten Staats-
examen ab.
Eine Dauerlösung kann das nicht sein, das
ist allen Akteuren klar. Ein Quereinstieg ist
nicht nur eine ungeheure Belastung für die
neuen Lehrer, die im Hauruck-Verfahren in
den Unterricht eingesteuert werden, son-
dern schlägt auch auf die Motivation der
angehenden Lehrkräfte. Wenn ein Quer-
einstieg ohne weiteres möglich ist, warum
dann überhaupt das vergleichsweise auf-
wendige Lehramtsstudium absolvieren?

Lehrermangel anders lösen Die Lehrer-
ausbildung in ihrer jetzigen Form sei im
internationalen Vergleich spitze, betont
Heinz-Peter Meidinger, Präsident des Deut-
schen Lehrerverbands (DL) und Schulleiter
eines bayerischen Gymnasiums. Den Pra-
xisanteil hält er für ausreichend, hingegen
hake es an der Betreuung der Praktikanten.
„Es gibt einfach zu wenige Personalressour-
cen dafür.“ Um den Praxisschock angehen-
der Lehrer zu dämpfen, bringt Meidinger
eine andere Option ins Spiel. Er plädiert
für einen Eignungstest – am besten noch
vor Studienbeginn. Im Rahmen eines sol-
chen Assessments könne der junge Mensch
selbst ausloten, ob er die persönlichen Vo-
raussetzungen für den Lehrerberuf mit-
bringt, so der DL-Präsident. „Ist er stressre-
sistent? Verfügt er über genügend Selbstbe-
wusstsein und eine ausreichend stabile
Persönlichkeit, die dem starken Druck der
Kinder und Jugendlichen im Klassenraum
standhält?“
Die Rahmenbedingungen für die Ausbil-
dung zu verändern, um auf den Lehrer-
mangel zu reagieren, hält der Lehrervertre-
ter für falsch. Er sieht die Bundesländer in
der Pflicht, langfristig die Lehrerversorgung
sicherzustellen – und damit die Qualität
der deutschen Bildung. Denn: „Je höher an
einer Schule der Anteil derjenigen ist, die
keine qualifizierte Lehrerausbildung ha-
ben, desto schlechter sind die Lernergeb-
nisse an der Schule.“ Mirko Heinemann T

Der Autor ist freier Journalist in Berlin.

Aufwändiges Studium: Angehende Lehrer müssen nicht nur zwei Unterrichtsfächer studieren, sondern auch Fachdidaktik und Erziehungswissenschaften. © picture-alliance/ZB

Im Praxisschock
LEHRERAUSBILDUNG Der Druck an den Schulen steigt. Muss eine Reform her?
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»Reformen wurden sträflich vernachlässigt«
INTERVIEW Thomas Hellmann, Experte bei der Bertelsmann-Stiftung, sieht schwere Versäumnisse der EU-Staaten im Bildungsbereich

Herr Hellmann, in einer Studie hat
die Bertelsmann-Stiftung die Reformbe-
mühungen der EU-Mitgliedstaaten in
sechs Politikfeldern, darunter auch der
Bildungspolitik, untersucht. Zu welchen
Ergebnissen sind Sie gekommen?
Unser Reform Barometer beruht auf einer
Expertenbefragung, an der rund 1.050 So-
zialforscher aus ganz Europa teilgenom-
men haben. Sie waren aufgefordert, Re-
formbedarfe und -aktivitäten sowie erwar-
tete Effekte im Zeitraum von Juli 2014 bis
Januar 2016 einzuschätzen. Gezeigt hat
sich, dass Europas Regierungen das Politik-
feld Bildung ziemlich vernachlässigt ha-
ben. Sie haben trotz drängenden Reform-
bedarfs viel zu wenig getan, um faire und
gleiche Bildungschancen für alle Bevölke-
rungsgruppen zu gewährleisten.

Wo liegen die größten Probleme?
Die EU-Mitgliedstaaten haben vor allem
den Bereich „Lebenslanges Lernen“ sträf-
lich vernachlässigt. In zehn Ländern konn-
ten die Experten diesbezüglich überhaupt
keine Reformbemühungen berichten. Au-
ßerdem hängt nicht nur in Deutschland,

sondern auch in vielen anderen europäi-
schen Staaten der Lernerfolg von Schülern
und ihr Zugang zu Bildung weiterhin stark
von der sozialen Herkunft ab. Insgesamt
wurde hier nur knapp ein Drittel des Re-
formbedarfs adressiert. In sechs Ländern –
Kroatien, Finnland, Griechenland, Ungarn,
Slowakei und Spanien – haben die Regie-
rungen überhaupt nichts getan, um für
mehr Durchlässigkeit der Bildungssysteme
zu sorgen. Das ist alarmierend; schließlich
führt ein Mangel an sozialer Aufwärtsmo-

bilität im Bildungssektor dazu, dass die so-
ziale Kluft zunimmt und Armutskarrieren
fast sicher weitervererbt werden.

Wie steht Deutschland im europäischen
Vergleich da?
Bildung ist in Deutschland das Politikfeld,
in dem die Experten die größte Reformlü-
cke sehen. Nach Einschätzung der Befrag-
ten wurde nur knapp ein Fünftel des Re-
formbedarfs angegangen. Dabei wird drin-
gender Bedarf in zahlreichen Punkten gese-

hen. Vor allem geht es darum, die Unab-
hängigkeit des Bildungserfolgs vom sozia-
len Hintergrund der Schüler zu gewährleis-
ten, Flüchtlinge besser ins Bildungssystem
zu integrieren und die finanzielle sowie
personelle Ausstattung im Bereich der
frühkindlichen Bildung zu verbessern.
Zwar sind die formalen Zugangschancen in
den vergangenen Jahren – insbesondere
bei der frühkindlichen Bildung – verbessert
worden, doch besteht in Deutschland wei-
terhin ein deutlicher Nachholbedarf, auch
faktisch gleiche Bildungschancen für sozial
benachteiligte Kinder zu gewährleisten.

Sie haben die Flüchtlinge angespro-
chen: Ist ihr Zugang zu (Aus-)Bildung in
Europa tatsächlich so schlecht?
Die Experten stellen den Regierungen in
auch diesem Punkt kein gutes Zeugnis aus.
Gerade bei den EU-15-Staaten, also jenen,
die schon vor der sogenannten Ost-Erwei-
terung im Jahr 2004 Mitglied waren, sehen
sie bei der Integration von Migranten und
Flüchtlingen eine große Notwendigkeit,
mehr zu tun. Bei den Ländern, die nach
2004 beigetreten sind, ist der Reformdruck
geringer, weil dort auch die Flüchtlingszah-
len geringer sind. Insgesamt muss man sa-
gen: Der Zustrom von Millionen Flüchtlin-
gen in die EU hat zwar einen wachsenden
Bedarf an Integrationsbemühungen ausge-
löst, doch die Eingliederung von Migran-
ten in die Gesellschaft stellt schon seit

Gründung der EU eine große Herausforde-
rung für Europas Regierungen dar.

Welche Länder fallen in der Studie
besonders positiv auf?
Da sticht insbesondere Malta hervor. Die
dortige Regierung hat ein „Alternatives
Lernprogramm“ zur Reduktion der Anzahl
an Schulabbrechern eingeführt sowie kos-
tenfreie Kinderbetreuungseinrichtungen.
Außerdem wurde die Ausbildung von Vor-
schullehrern verbessert. Abend- und On-
linekurse wurden etabliert, um ein flexi-
bles Studieren zu ermöglichen. Malta war
aber nicht nur sehr aktiv in Sachen Bil-
dung, vielmehr wird auch die Qualität der
umgesetzten Neuerungen von den Exper-
ten sehr positiv bewertet.

Besonders schlecht kommt dagegen
Großbritannien weg. Warum?
Die dortigen Experten gehen davon aus,
dass die umgesetzten Maßnahmen keine
Verbesserung, sondern eher eine leichte
Verschlechterung mit Blick auf die Gewäh-
rung gleicher Bildungschancen darstellen.
In diesem Zusammenhang wird beispiels-
weise die Einführung beziehungsweise
drastische Erhöhung von Studiengebühren
genannt, da sie junge Menschen aus sozial
benachteiligten Familien davon abhalten
können, ein Studium aufzunehmen.

Das Gespräch führte Johanna Metz. T

> STICHWORT
Europäische Union und Bildungspolitik

> Kompetenzen Jeder EU-Mitgliedstaat legt seine nationale
Bildungs- und Ausbildungspolitik selbst fest, dennoch hat die
europäische Kooperation in Bildungsfragen immer mehr an Be-
deutung gewonnen. Basis ist heute der „Strategische Rahmen
– allgemeine und berufliche Bildung 2020“.

> Ziele Die EU will nationale Maßnahmen unterstützen und bei
der Bewältigung gemeinsamer Herausforderungen helfen. Da-
zu gehören alternde Gesellschaften, Qualifikationsdefizite der
Arbeitnehmer und technologische Entwicklungen.

> Meilensteine Mit dem Bologna-Prozess von 1999 wurde bis
zum Jahr 2010 ein einheitlicher Hochschulraum in der EU ge-
schaffen, Studiengänge- und abschlüsse wurden harmonisiert
(siehe Text oben). ©
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

S
ebastian Reißig hat in den ver-
gangenen Monaten viele Bewer-
bungsgespräche geführt. Für den
Verein „Aktion Zivilcourage“,
der im sächsischen Pirna politi-
sche Bildungsarbeit an Schulen

und mit Kommunen leistet, suchte er Ver-
stärkung für das Beraterteam. Bei den Be-
werbungen habe er weniger Wert auf Stu-
dienabschlüsse und Noten gelegt, sagt der
39-Jährige: „Mich interessiert vor allem,
welche praktischen Erfahrungen die Leute
haben und was sie schon gemacht haben,
sei es studienbegleitend oder ehrenamt-
lich.“ Ob jemand einen Bachelor oder
Master hat, sei für ihn nicht entscheidend.
„Wenn einer als Zimmermann arbeiten
will, reicht es nicht, dass er nur theoretisch
weiß, wie die Sache mit dem Nagel funk-
tioniert. Ähnlich ist es in unserem Bereich
– den Umgang mit Menschen und die Ver-
mittlung von Wissen lernt man nicht in
der Vorlesung. Das muss man machen.“
Dass häufig für den Job nicht entschei-
dend ist, in welchen Vorlesungen jemand
war, weiß Reißig aus eigener Erfahrung.
Nach dem Mittelschulabschluss machte er
eine Maler- und Lackierer-Lehre, dann Fa-
chabitur. Daneben gründete er die „Aktion
Zivilcourage“, deren Geschäftsführer er seit
2001 ist. Von 2008 bis 2015 studierte er
berufsbegleitend Sozialmanagement – und
sagt, dass dieser Bachelorabschluss ihm ge-
nau das gebracht habe, „was ich in mei-
nem Job wissen muss“. Irgendwann könne
er sich vorstellen, noch einen Master zu
machen, „dann würde ich vermutlich Be-
triebswirtschaftslehrer studieren, weil ich
da ziemlich sicher noch Sachen lernen
kann, die mir in der Arbeit weiterhelfen“.
Mit dieser sehr klaren Berufsbezogenheit
seines Studiums und der Abwägung, ob
ein Master überhaupt noch sinnvoll sein
könnte, ist Reißig die Ausnahme. Nach ei-
ner Umfrage des HIS Instituts für
Hochschulforschung schließen drei von
vier Universitäts-Absolventen und mehr
als jeder zweite Fachhochschulabsolvent
an ihren Bachelorabschluss nahezu naht-
los ein Masterstudium an. Zur Begründung
heißt es, die Neu-Akademiker rechneten
sich mit ihrem Bachelorabschluss keine
ausreichenden Chancen auf dem Arbeits-
markt aus.

Nicht optimal So ging es auch Yvonne
Bonfert. Die 30-Jährige ist seit 2016 Refe-
rentin bei der „Aktion Zivilcourage“ und
vermittelt in Workshops, wie Konflikte ge-
waltfrei gelöst werden können. Sie habe ei-
gentlich immer gewusst, dass sie Projekte
im Bereich der kulturellen und politischen
Bildung betreuen wolle, sagt Bonfert. Aber
nach dem Bachelor in Germanistik, Litera-
tur und Kulturwissenschaft habe sie nicht
das Gefühl gehabt, optimal auf den Job
vorbereitet zu sein. Nach gerade einmal
drei Jahren Studium „in einem Bereich, in
dem die Jobs ja ohnehin nicht auf der
Straße liegen“, sei es für sie keine Frage ge-
wesen, sofort ein Masterstudium anzuhän-
gen. In dieser Zeit habe sie auch viele Prak-
tika absolviert – in Museen, bei Festivals
und verschiedenen Initiativen und Projek-
ten.
Bonfert ist überzeugt, dass genau diese Mi-
schung sie auf ihren Job gut vorbereitet
hat. „Im Studium habe ich gelernt, mich
immer wieder in neue Dinge einzugraben
und dranzubleiben. Durch die praktische
Arbeit wusste ich, wie man Veranstaltun-
gen organisiert und gut kommuniziert –
und genau das ist heute wichtig für die
Dinge, die ich tue.“
Genau das hatten Bildungspolitiker aus
Europa eigentlich auch auf dem Schirm,
als sie Ende der 1990er Jahre die soge-
nannte Bologna-Reform auf den Weg

brachten. Zuvor hatte das Studium in
Deutschland aus nur einer Phase bestan-
den: Zwar war auf das Grundstudium eine
Prüfung gefolgt, einen wirklichen Ab-
schluss aber gab es erst nach etwa neun Se-
mestern mit Diplom, Magister oder Staats-
examen. Das Ende dieser Struktur wurde
1998 mit einer Erklärung der Bildungsmi-
nister von Frankreich, Deutschland, Italien
und Großbritannien „zur Harmonisierung
der Architektur der europäischen Hoch-
schulbildung“ eingeläutet. Darin wurde
ein zweistufiges System berufsqualifizie-
render Studienabschlüsse geplant; im Aus-
land erworbene Studienleistungen sollten
einfacher anerkannt werden können.

Ein Jahr später wurde die „Bologna-Erklä-
rung“ unterzeichnet, die dieses Ziel kon-
kretisierte. So sollte ein System aus Bache-
lor- und Masterabschlüssen zu leicht ver-
ständlichen und vergleichbaren Abschlüs-
sen führen. Das Leistungspunktesystem
„European Credit Transfer System (ECTS)
sollte Studienleistungen vergleichbar ma-
chen und für eine leichtere Anerkennung
von Prüfungs- und Testergebnissen sorgen,
die im Ausland erworben wurden.

Hohe Erwartungen All das, so der Plan,
würde die räumliche und kulturelle Mobi-
lität zwischen Hochschulen und Bildungs-
gängen in ganz Europa fördern und den

europäischen Hochschulraum attraktiver
machen. In der Bundesrepublik Deutsch-
land hegte man zudem die Hoffnung, mit
dem neuen System die Zahl der Studienab-
brecher zu reduzieren und überlange Stu-
dienzeiten einzudämmen – immer wieder
war in den 1990er Jahren die Klage laut
geworden, die deutschen Absolventen sei-
en im internationalen Vergleich zu alt, ihre
Hochschul-Ausbildung zu weit entfernt
von den praktischen Bedürfnissen späterer
Arbeitgeber.
Fast 20 Jahre nach dem Beginn dieses Re-
formprozesses ist zwar der allergrößte Teil
der deutschen Studiengänge auf Bachelor
und Master umgestellt. Glückseligkeit aber

herrscht nicht. Hatten die Bildungspoliti-
ker damals gedacht, der Bachelor werde
sich als gut akzeptierter Abschluss etablie-
ren und nur etwa ein Drittel der Studieren-
den daran einen Master anhängen, so mag
sich die Mehrheit der Bachelorabsolventen
nicht darauf verlassen, damit auch wirklich
einen guten Job zu finden.
Nach wie vor hängt dem Bachelor der Ruf
an, nicht mehr als ein Schmalspur-Ab-
schluss zu sein – auch wenn die Studie
„Karrierewege für Bachelorabsolventen“,
die im Jahr 2015 vom Institut der deut-
schen Wirtschaft und dem Stifterverband
für die Deutsche Wissenschaft herausgege-
ben wurde, Absolventen mit Bachelorab-
schluss gute Berufschancen bescheinigte.
So hieß es darin, ihnen stünden bei der
Mehrheit der deutschen Unternehmen fast
alle Bereiche offen und auch die Einstiegs-
gehälter orientierten sich deutlich weniger
an der Art des Abschlusses als vielmehr an
den Anforderungen der Position.

Unzufrieden Doch dieser Befund steht in
krassem Gegensatz zu den Klagen etwa des
Deutschen Industrie- und Handelskam-
mertags. Der veröffentlichte ebenfalls 2015
eine Studie, wonach die Wirtschaft mit der
Qualität der Bachelor-Absolventen zuneh-
mend unzufrieden ist. Die nämlich seien
mehrheitlich nicht gut auf den Arbeits-
markt vorbereitet. Man leide an einer
„Überakademisierung“; vor allem Firmen
der Tourismuswirtschaft und Service-Be-
triebe seien von den praktischen Fähigkei-
ten der Bachelor-Absolventen enttäuscht.
Und auch in den Unis ist man mit der
neuen Struktur noch immer nicht warm
geworden. So beklagen viele wie der Präsi-
dent der Universität Hamburg, Dieter Len-
zen, im neuen System fehle die „Persön-
lichkeitsbildung“. Die Absolventen seien
nach nur drei Jahren im Hörsaal zu jung
und unerfahren, heißt es von vielen, und
nicht richtig auf die Arbeitswelt vorberei-
tet. Hier aber liegt auch eine grundsätzli-
che Crux: Nach wie vor soll ein Studium
nicht nur auf einen konkreten Job, son-
dern auch auf eine Tätigkeit in Wissen-
schaft und Forschung vorbereiten. Und
wer jüngere Absolventen will, muss damit
leben, dass ihnen Lebenserfahrung fehlt.
Die Studenten selbst klagen über eine ex-
treme Verschulung des Studiums, zu große
Anforderungen und eine hohe Prüfungs-
belastung. Denn anders als im alten Di-
plom- und Magistersystem werden seit der
Bologna-Reform häufig einzelne Lehrver-
anstaltungen mit Prüfungen abgeschlos-
sen, sodass die Zahl studienbegleitender
Test immens zugenommen hat. Dies führ-
te 2009/10 zu massiven Protesten der Stu-
dentenschaft, in deren Folge viele Wissen-
schaftsminister und Hochschulen für eine
geringere Prüfungsbelastung plädierten.
Auch nicht wirklich erfüllt hat sich die
Hoffnung, es werde mit Bologna deutlich
einfacher, im Ausland zu studieren – nach
wie vor ist die Anerkennung von Studien-
leistungen im Ausland schwierig. Zudem
hat sich der straffe Zeitplan von sechs Se-
mestern für ein Bachelor-Studium nicht
wirklich als mobilitätsfördernd erwiesen.
Der Bologna-Prozess sei „krachend ge-
scheitert“, attestierten daher vergangenes
Jahr rund 1.000 Wissenschaftler in einer
Erhebung im Auftrag des Deutschen Hoch-
schulverbands: Rund drei Viertel der be-
fragten Professoren sagten, die Neuerun-
gen hätten mehr Bürokratie gebracht und
die Lehre unflexibler gemacht; 62 Prozent
erklärten, die Studenten könnten „kein
selbständiges Denken“ ausbilden. Nicht al-
les an dieser Kritik lässt sich mit Blick auf
den Arbeitsmarkt belegen: Einen guten Ruf
aber hat die Bologna-Reform auch nach all
den Jahren nicht. Susanne Kailitz T

Im Dschungel der akademischen (Berufs-)Ausbildung ist nicht immer leicht zu erkennen, welcher Schritt zum Erfolg führt: ein Wegwei-
ser auf einer Messe zum Thema Studium im In- und Ausland © picture-alliance/dpa Themendienst / Franziska Gabbert

Viele Klagen
STUDIUM Die »Bologna«-Reform stößt auf breite Kritik

EU-FÖRDERPROGRAMME

Erasmus Plus
Das von 2014 bis 2020 laufende Ge-
samtprogramm „Erasmus Plus für Bil-
dung, Jugend und Sport“ ist mit einem
Budget in Höhe von 14,8 Milliarden Euro
ausgestattet. Mehr als vier Millionen
Menschen profitieren von den EU-Mit-
teln. Das auf sieben Jahre ausgelegte
Programm soll Kompetenzen und Be-
schäftigungsfähigkeit verbessern und die
Modernisierung der Systeme der allge-
meinen und beruflichen Bildung und der
Kinder- und Jugendhilfe voranbringen.
Erasmus Plus hat 2014 das Programm
für Lebenslanges Lernen abgelöst. Zwei
Millionen Studierende können Dank
Erasmus Plus im Ausland studieren oder
sich fortbilden. 650.000 Berufsschüler
sowie Auszubildende erhalten Stipen-
dien, um im Ausland zu lernen, sich fort-
zubilden oder zu arbeiten. 800.000 Lehr-
kräfte an Schulen und Hochschulen oder
anderen Bildungseinrichtungen können
im Ausland unterrichten oder sich fort-
bilden. 200.000 Studenten, die einen
kompletten Masterstudiengang in einem
anderen Land absolvieren, profitieren
von einem Garantie-Instrument für Stu-
diendarlehen. Mehr als 500.000 junge
Menschen können im Ausland Freiwilli-
gendienst leisten oder an einem Jugend-
austausch teilnehmen. Das Programm
Erasmus Plus verteilt sich auf die unten
aufgeführten sechs Bereiche. Weitere In-
formationen finden sich auch unter:
www.erasmusplus.de.

Hochschulbildung
Praktika sind, anders als im alten Eras-
mus-Programm, bereits ab einer Dauer
von zwei Monaten möglich und können
während und nach Abschluss des Studi-
ums gefördert werden. Studenten kön-
nen jetzt mehrfach, in jedem Studienzy-
klus (Bachelor, Master, Doktorat) bis zu
zwölf Monate lang gefördert werden.
Studierende, die ihr gesamtes Masterstu-
dium im europäischen Ausland absolvie-
ren, können dies seit Mitte 2015 mit ei-
nem zinsgünstigen Bankdarlehen tun.

Schulische Bildung
Das „Comenius-Programm“ unterstützt
den internationalen Austausch von Schü-
lern, Lehrern und Partnerschulen. Es zielt
auf die Fortbildung von Lehrkräften,
Schulleitern sowie pädagogischem Fach-
personal an Schulen und vorschulischen
Einrichtungen ab. Die Maßnahmen müs-
sen in einem Programmstaat stattfinden
und können von zwei Tagen bis zwei
Monaten dauern. Mit dem Programm
„eTwinning“ können Schulen unkompli-
ziert Partnerschulen für gemeinsame
Lernaktivitäten finden.

Berufliche Bildung
„Leonardo da Vinci“ heißt das Unterpro-
gramm für die berufliche Bildung. Es un-
terstützt die europäische Zusammenar-
beit von Unternehmen, Berufsschulen,
Kammern, Sozialpartnern und Bildungs-
einrichtungen. Durch die Teilnahme an
„Leonardo da Vinci“-Projekten können
Auszubildende, Schüler beruflicher Schu-
len, Lehrkräfte und Ausbilder ihre fachli-
chen, sprachlichen und interkulturellen
Kompetenzen erweitern und so ihre
Chancen am Arbeitsmarkt erhöhen.

Erwachsenenbildung
Eine Fortbildung im Ausland über das
Programm „Grundtvig“ erweitert die
praktischen Kompetenzen von Lehrkräf-
ten um die Komponente der internationa-
len Erfahrung. Zielgruppe des Programms
sind öffentliche oder private Einrichtun-
gen, die im weitesten Sinn in der Erwach-
senenbildung tätig sind. Hierunter fallen
unter anderem Bildungseinrichtungen,
Volkshochschulen, Vereine, Verbände,
Stiftungen und Hochschulen.

Jugend in Aktion
Das Programm soll europäische Jugend-
begegnungen ermöglichen und ist offen
für junge Menschen im Alter zwischen
13 und 30 Jahren. Insbesondere diejeni-
gen, die sonst wenig Gelegenheit zum
Austausch und zur Begegnung haben,
sollen von einer Teilnahme profitieren.
Besondere Aufmerksamkeit wird darauf
gelegt, diejenigen Mobilitäts-Vorhaben
zu unterstützen, die Flüchtlinge, Asylsu-
chende und Migranten einbeziehen.

Sport
Ein besonderer Schwerpunkt liegt hier
auf Projekten, die sich mit dem Breiten-
sport befassen. Es geht aber auch um
die Bekämpfung von Doping an der Ba-
sis, insbesondere im Freizeitbereich – bei
Amateursport und Fitness. Eine weitere
Zielstellung ist die Sensibilisierung von
Akteuren, die an der Bekämpfung von
Spielmanipulationen beteiligt sind. Es
soll zudem ein Bewusstsein für den ge-
sundheitlichen Nutzen körperlicher Betä-
tigung geschaffen werden. hau T
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D
er Frage, wie sich Er-
kenntnisse aus der Quan-
tenwissenschaft praktisch
nutzen lassen, wollen
Forscher in Ulm und
Stuttgart nachgehen.

Chemiker sind dabei, Ingenieure, Lebens-
wissenschaftler und Physiker – ein multi-
disziplinäres Projekt, das Forschende der
beiden Universitäten sowie des Max-
Planck-Zentrums für Festkörperforschung
zusammenbringen soll. „Im Fokus stehen
biomedizinische sowie diagnostische An-
wendungen mit hochleistungsfähigen Sen-
soren oder optimierten bildgebenden Ver-
fahren“, beschreibt die Uni Ulm das Ziel.
Das Forschungsvorhaben gehört zu den
noch 88 Projekten von 41 Hochschulen,
die im Zuge der „Exzellenzstrategie“ von
Bund und Ländern um eine Förderung als
Exzellenzcluster im Wettbewerb stehen.
Nach einer ersten Runde, in der die Skiz-
zen von 195 Vorhaben von einem interna-
tionalen Expertengremium gesiebt wurden,
haben die Forschenden nun bis Februar
2018 Zeit, ihren Vollantrag einzureichen.
Eine Entscheidung steht dann nach der Be-
gutachtung im September 2018 an. Ab
1. Januar 2019 fließt Geld: 45 bis 50 Exzel-
lenzcluster sollen dann zwischen 3,5 und
zehn Millionen Euro pro Jahr erhalten.
Mit der „Exzellenzstrategie“ setzen Bund
und Länder die „Exzellenzinitiative“ fort.
Seit 2006 wurden in zwei Runden so be-
reits 4,6 Milliarden Euro in die universitä-
re Forschung investiert. Ab 2019 sollen
dann jährlich mehr als 500 Millionen
Euro in den Wissenschaftsstandort
Deutschland fließen. 75 Prozent davon
trägt der Bund, 25 Prozent das jeweilige
Land, in dem die geförderte Institution
sitzt. Ziel war und ist es, ausgewählte deut-
sche Universitäten beziehungsweise Ver-

bünde international konkurrenzfähig zu
machen und die Spitzenforschung an den
Hochschulen voranzutreiben.
Die ursprüngliche Exzellenzstrategie, 2005
und 2009 mit einer Verwaltungsvereinba-
rung zwischen Bund und Ländern besie-
gelt, basierte auf drei Förderlinien genann-
ten Säulen: Exzellenzcluster, Graduierten-
schulen und Zukunftskonzepte. Mit Exzel-
lenzclustern, aktuell sind es 43, wird die
Forschung in breiter angelegten Themen-
feldern auch über eine Universität hinaus
unterstützt und die Profilbildung geför-
dert. Die Idee hinter Graduiertenschulen
(aktuell: 45) war die gezielte Förderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses. Dok-
toranden und Doktorandinnen sollte so
gezielt und unter idealen Bedingungen zur
Forschung geführt werden. Universitäre
Gesamtstrategien wurden im Rahmen der
Förderung von Zukunftskonzepten finan-
ziell belohnt. Die ausgezeichneten Univer-
sitäten galten als Elite-Universitäten und
konnten sich über zusätzliche Millionen
freuen. Aktuell gibt es elf Elite-Universitä-
ten (siehe Grafik).

Positives Fazit Die beteiligten Institutio-
nen zogen ein positives Fazit der Exzel-
lenzstrategie. Die Deutsche Forschungsge-
meinschaft (DFG) und der Wissenschafts-
rat resümierten, dass die zusätzlich ins Sys-
tem gepumpten Mittel wirkten. Sowohl
die Leistungsfähigkeit und Sichtbarkeit der
universitären Forschung als auch deren
Rahmenbedingungen hätten sich verbes-
sert, hieß es in einem 2015 erschienenen
Bericht. Etwas reserviert, doch ebenfalls
mit positivem Grundtenor äußerte sich die
Internationale Expertenkommission zur
Evaluation der Exzellenzinitiative unter
Vorsitz von Dieter Imboden. Die Exzel-
lenzinitiative habe „eine neue Dynamik in

das deutsche Universitätssystem gebracht“.
Ebenfalls positive Wirkungen sah der Im-
boden-Bericht bei der Internationalisie-
rung der Forschung. Imboden und sein
Team empfahlen, die Initiative in modifi-
zierter Form fortzusetzen. Auf die geson-
derte Förderung der Graduiertenschulen
sollte künftig verzichtet, die Unterstützung
für Cluster hingegen offener und länger-
fristiger gestaltet werden. Auch die Förde-
rung herausragender Universitäten sollte
nach Ansicht der Gutachter neu gestaltet
werden. Im Fokus sollten vergangene Leis-
tung stehen und nicht Zukunftskonzepte.
Statt Hochschulen in einem Wettbewerbs-
verfahren auszuwählen, schlugen sie vor,
über einen Zeitraum von sieben bis acht
Jahren eine jährliche Prämie an die zehn
besten Universitäten des Landes zu vertei-
len. Als Maßstäbe verwies die Kommission
beispielsweise auf eingeworbene DFG-
Drittmittel und gewonnene Preise.

Dauerhafte Förderung Auch Bund und
Länder stellten sich 2016 final hinter die
Idee, die gemeinsame Förderung fortzuset-
zen und griffen Vorschläge der Imboden-
Kommission auf. Die eigenständige Förde-
rung der Graduiertenschulen ist Geschich-
te. Die Höhe der Fördersummen für Clus-
ter ist variabler, was die Förderung kleine-
rer Fächer und Universitäten erleichtern
soll. Bei den Exzellenzunis weichen Bund
und Länder aber vom Kommissionsvor-
schlag ab. Um überhaupt Exzellenzuniver-
sität zu werden, muss eine einzelne Hoch-
schule mindestens zwei Cluster im Wett-
bewerb durchsetzen und dann ein Kon-
zept vorlegen. Wird die Uni dann aber als
eine der elf Exzellenzuniversitäten ausge-
wählt, winkt ab November 2019 eine dau-
erhafte Förderung, sofern die Uni eine alle
sieben Jahre stattfindende Evaluierung

übersteht. Ab 2026 dürfen bis zu vier wei-
tere Universitäten prämiert werden.
Auf Letzteres hatte vor allem Hamburg ge-
drängt. Das Bundesland befürchtete, dass
mit einer zu schnellen Festlegung auf die

elf Exzellenzuniversitäten keine Chancen
für weitere Aufsteiger bestünden. Verhand-
lungsmacht hatte das Land schon deswe-
gen, weil in Fragen dieser Forschungsför-
derung Einstimmigkeit zwischen Bund

und Ländern herrschen muss. Das sieht
das Grundgesetz vor.

Prekärer Nachwuchs Unumstritten ist die
Exzellenz-Förderung nicht. Kritiker befürch-
ten eine Zwei-Klassen-Gesellschaft der Unis
sowie eine Vernachlässigung der Lehre. Die
Imboden-Kommission wies in ihrem Be-
richt außerdem auf kritische Effekte der Ex-
zellenzinitiative auf den wissenschaftlichen
Nachwuchs hin. So seien zahlreiche Post-
Doc-Stellen für Jung-Akademiker entstan-
den. Dies führe aber gegebenenfalls dazu,
dass „die endgültige Entscheidung über eine
akademische Karriere“ hinausgezögert wer-
de, obwohl die Zahl der verfügbaren Profes-
suren überschaubar sei. Je später diese Ent-
scheidung getroffen werde, desto schwerer
seien die Wissenschaftler aber in den nicht-
akademischen Arbeitsmarkt zu vermitteln.
Die Situation, so die Kommission, sei
„nicht ganz frei von Zynismus“, profitierten
Unis doch davon, dass viele junge Men-
schen sich in der Hoffnung auf eine Uni-
Karriere darauf einließen, „die produktivs-
ten Jahre ihres Lebens auf schlecht bezahl-
ten und befristeten PostDoc-Stellen zu ver-
bringen“. Bund und Länder verabschiedeten
als Reaktion darauf 2016 ein „Programm
zur Förderung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses“, das unter anderem die internatio-
nal verbreitete sogenannte Tenure-Track-
Professur als Karriereweg neben der klassi-
schen Berufung verstärkt etablieren soll.
Ziel ist es, bis 2032 1.000 Laufbahn-Profes-
suren zu unterstützen.
Abseits der Forschung bleibt die Grundfi-
nanzierung der Unis ein Problem – trotz
diverser Hochschulpakte, die Bund und
Länder auf den Weg gebracht haben. Ob
Bund und Länder nach 2023 auch in die-
sem Bereich weiter gemeinsam vorgehen,
ist noch offen. Sören Christian Reimer T

Mosaik im Hauptgebäude der Ludwig-Maximilians-Universität München: Die Hochschule in der bayrischen Landeshauptstadt erhält seit Jahren Millionen aus den Exzellenz-Förder-
töpfen von Bund und Ländern. © picture-alliance/SZ Photo

Der lange
Weg zur
Exzellenz
FORSCHUNG Mit Milliardensummen
wollen Bund und Länder die univer-
sitäre Forschung stärken. Exzellenz-
universitäten sollen künftig dauerhaft
gefördert werden

Spitzenreiter Deutschland darf sich nicht ausruhen
MINT-FÄCHER Technische und naturwissenschaftliche Studiengänge erfreuen sich größter Beliebtheit. Trotzdem verstummt die Klage über den Fachkräftemangel nicht

Die Nachricht war nicht nur gut, sie war
hervorragend. Als die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) kürzlich ihren Bil-
dungsbericht 2017 vorlegte, durfte sich
Deutschland über einen ersten Platz freu-
en. Jährlich vergleicht die OECD den Bil-
dungssektor ihrer 35 Mitgliedsstaaten und
einiger Partnerländer. In den sogenannten
MINT-Studiengängen (Mathematik, Infor-
matik, Naturwissenschaft und Technik) ist
Deutschland Spitzenreiter: 37 Prozent al-
ler Studienabsolventen erlangten 2015 ih-
ren Abschluss in einem MINT-Fach. Auf
Platz zwei und drei folgten Indien und
Südkorea mit jeweils rund 30 Prozent
MINT-Absolventen; im internationalen
Durchschnitt lag die MINT-Quote bei
27 Prozent. „Gute Nachrichten für das
Hightechland Deutschland“, kommen-
tierte Bundesbildungsministerin Johanna
Wanka (CDU).
Seit Jahren bemühen sich Akteure aus Po-
litik und Zivilgesellschaft, bei Schülerin-
nen und Schülern das Interesse für Tech-

nik und Naturwissenschaften zu wecken.
Das hat Wirkung gezeigt. Doch trotz der
positiven Entwicklung – die Anzahl der
MINT-Studienanfänger steigt weiterhin
stetig an – reißen die Warnungen vor dem
Fachkräftemangel nicht ab. Ende Septem-
ber waren laut dem MINT-Herbstreport,
einer Untersuchung des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln, in MINT-Berufen
deutschlandweit 469.300 Stellen unbe-
setzt. Zwar werden in dieser Statistik so-
wohl Arbeitsplätze für Akademiker als
auch solche für Ausbildungsberufe ge-
zählt. Trotzdem scheinen die Zahlen so
gar nicht zu der erfreulichen OECD-Mel-
dung zu passen. Woran liegt das?

Es reicht nicht Wer eine Antwort sucht,
muss näher hinschauen. Beispiel IT-Bran-
che: Im Wintersemester 2016/17 began-
nen mehr als 37.000 Studenten ein Infor-
matikstudium. Das entspricht einem Plus
von 2,9 Prozent im Vergleich zum Vor-
jahr. Laut Branchenverband Bitkom reicht
das aber noch immer nicht aus: „Ange-

sichts des weiter steigenden Bedarfs an IT-
Spezialisten und der schon heute 55.000
fehlenden Fachkräfte müssen wir noch
stärker für die Informatik trommeln“, sagt
Juliane Petrich, Bitkom-Leiterin Bildung.
Sie verweist auf die zahlrei-
chen Branchen jenseits des
IT-Sektors, in denen Infor-
matiker exzellente Berufs-
chancen haben: Das reiche
„vom Automobilbau über
Gesundheit bis zum Ban-
ken- und Versicherungswe-
sen“.
Ein Problem der Informa-
tikstudiengänge ist die ho-
he Abbrecherquote. Laut
Bitkom geben rund die
Hälfte der Studienanfänger
das Fach wieder auf – „so-
dass letztlich nur ein Bruchteil derjenigen
Studierenden, die ein Informatikstudium
begonnen haben, dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stehen“. Und noch eine Zahl
macht dem Verband Sorgen. Es fehlen

nämlich nicht nur die Absolventen von
Universitäten und Hochschulen. Im
MINT-Herbstreport heißt es: „In den zu-
rückliegenden Jahren hat sich die Struktur
der MINT-Lücke verändert. Der Anteil der

nichtakademischen Be-
rufskategorien (Facharbei-
ter, Meister, Techniker) an
der gesamten MINT-Ar-
beitskräftelücke ist […]
gestiegen.“
Auch bei den Ingenieuren
warnt man davor, sich an-
gesichts der OECD-Zahlen
entspannt zurückzuleh-
nen. Von einem „Mangel“
könne man aktuell nicht
sprechen, eher von einem
„gesunden Arbeitsmarkt“,
erklärt Lars Funk vom Ver-

ein Deutscher Ingenieure (VDI). Angebot
und Nachfrage passen gut zueinander.
Zwar suchen die Unternehmen weiterhin
händeringend – über 80.000 Stellen sind
offen –, aber die hohen Absolventenzah-

len haben insgesamt zu einer Entspan-
nung des Arbeitsmarkts geführt. Der VDI
geht allerdings nicht davon aus, dass es
dabei bleibt. Einerseits werden bald viele
Ingenieure aus den geburtenstarken Jahr-
gängen in Rente gehen, „andererseits
rechnen wir damit, dass im Zuge des digi-
talen und technologischen Fortschritts
der Ingenieurbedarf weiter steigt“.

Zu wenig Frauen Es braucht also, trotz in-
ternationaler Spitzenposition, mittelfris-
tig noch mehr MINT-Nachwuchs. Woher
nehmen? Eine – diesmal weniger erfreuli-
che – Zahl aus dem OECD-Bericht könn-
te darauf eine Antwort liefern. Denn beim
Frauenanteil liegt Deutschland internatio-
nal weiterhin zurück. Frauen seien „un-
terrepräsentiert“, sie machen „nur 28 Pro-
zent der Studienanfänger“ in den MINT-
Fächern aus, konstatiert die OECD. Für
Ulrike Struwe, Leiterin der Geschäftsstelle
„Nationaler Pakt für Frauen in MINT-Be-
rufen“ und Geschäftsführerin des Kompe-
tenzzentrums „Technik-Diversity-Chan-

cengleichheit“, liegt hier die große gesell-
schaftliche Aufgabe für die kommenden
Jahre. Das Potential sei noch lange nicht
ausgeschöpft. Zwar ist der Frauenanteil in
einzelnen Fächern – etwa bei den
Textilingenieuren oder in der Bioinfor-

matik – bereits hoch. In anderen Fächern
dagegen bleiben Männer weitgehend un-
ter sich. „Im Fach Elektrotechnik liegt der
Anteil der Studentinnen unter 20 Pro-
zent.“ Manche MINT-Studiengänge, so
Struwe, seien in Deutschland für Frauen
immer noch keine Selbstverständlichkeit.
„Da muss sich kulturell noch viel verän-
dern.“ Astrid Herbold T

Die Autorin arbeitet
als freie Journalistin.
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Beim Döner geht
es um die Wurst

Alarmierende Kunde aus dem Eu-
ropäischen Parlament: Der Um-
weltausschuss erwägt, dem Dö-
ner die Lizenz zu entziehen. Für

Nachtschwärmer, Straßenesser und mit
dem Besteck Ungeübte ist das keine gute
Nachricht, für den Wirtschaftsstandort
Berlin wäre es eine ausgemachte Katastro-
phe. Der Grund, warum der uns Berlinern
ans Herz gewachsenen Volksspeise der
Garaus droht, heißt Phosphat. Es wird
herzhaft-knackigen Fleischerzeugnissen
beigemengt, die auch ohne Kern und Kno-
chen bestehen müssen: Döner eben, wie
auch deutsche Brat- und Brühwürstchen
aller Art. Phosphat ist das, was die Wurst
im Innersten zusammenhält. Wie man die
Sache auch dreht und wendet: Ohne
Phosphat würde der Dönerklops in sich
zusammenfallen, außen hart und saftig
brutzelnd zwar, dass einem das Wasser im
Munde zusammenfließen mag, doch in-
nen roh und ungenießbar weich. Will
Brüssel uns das in einem Akt lukullischer
Engherzigkeit zumuten? Ein bald zwei-
hundertjähriges Symbol deutsch-türki-
scher Beziehungen stünde auf dem Spiel.
„Unser Mittagsmahl nahmen wir ganz tür-
kisch beim Kiebabtschi ein“, schrieb Hel-
muth von Moltke in sein Tagebuch, als er
1836 als Militärberater im Osmanischen
Reich weilte. Dann wurde dem preußi-
schen Offizier auf einer hölzernen Scheibe
der „Kiebab“ gereicht - kleine Stückchen
Hammelfleisch, am Spieß gebraten und in
Brotteig eingewickelt. Das Urteil des späte-
ren Generalfeldmarschalls: „Ein sehr gu-
tes, schmackhaftes Gericht.“
Auch wir wollen es uns nochmal munden
lassen und sagen mampfend, zwiebel-
streuend dann: Adieu Döner! Güle güle!
Wir wern dir nie vajessen! Was uns bleibt
ist ein Hauch von deinem Duft und er-
höhte Blutfettwerte. Alexander Heinrich T

VOR 45 JAHREN...

Das Präsidium
wird weiblicher
13.12.1972: Annemarie Renger zur
Bundestagspräsidentin gewählt. Die
Formulierung klang etwas ungelenk.
„Frau Präsident, ich übermittle Ihnen
die Wünsche des Hauses“, sprach Alters-
präsident Ludwig Erhard (CDU) die ers-
te Frau an der Spitze des Bundestages
nach deren Wahl an. Auch im Plenar-
protokoll vom 13. Dezember 1972 ist
von „Präsident Frau Renger“ die Rede.

Gemeint ist die SPD-Politikerin Anne-
marie Renger, die erste Bundestagspräsi-
dentin der Geschichte.
Von SPD-Urgestein Herbert Wehner vor-
geschlagen, wurde sie von 438 der 516
Abgeordneten gewählt. „Die Wahl einer
Frau (…) für dieses Amt“, begann Ren-
ger ihre erste Rede als Bundestagspräsi-
dentin, „hat verständlicherweise einiges
Aufsehen erregt. Das Erstmalige und
mithin Ungewohnte gerät in die Gefahr,
zum Einmaligen und Besonderen erho-
ben zu werden.“ Eine Vorstellung, die
der damals 53-Jährigen nicht gefiel.
Frauen im Bundestag sollten – auch
wenn sie „zahlenmäßig nicht so stark
vertreten sind, wie es ihre Rolle in Staat
und Gesellschaft erfordern würde“ – kei-
ne Ausnahmestellung wünschen. Als ers-
te Frau im Amt hoffte sie dazu beitragen
zu können, „Vorurteile abzubauen, die
einer unbefangenen Beurteilung der Rol-
le der Frau in unserer Gesellschaft noch
immer entgegenstehen“.
In ihre Rolle fand sich Renger schnell
ein. Kaum ein Jahr im Amt, galt sie dank
ihres präsidialen Stils als populärste
deutsche Politikerin. Vier Jahre stand sie
an der Spitze des Parlaments, bis zu ih-
rem Ausscheiden aus dem Bundestag
1990 blieb sie Vizepräsidentin. Renger
starb im Jahr 2008. Benjamin Stahl T

Bundestagspräsidentin Annemarie
Renger (SPD) 1974 im Bonner Parlamen
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Parlament“ erscheint am 18.
Dezember.

Arabische Nachwuchstalente gesucht
IPS Mit einem Stipendium vier Wochen hinter die Kulissen des Bundestags blicken

Arabische Nachwuchstalente, die sich in
ihren Heimatländern aktiv für demokrati-
sche Grundwerte engagieren, sind eingela-
den, im September 2018 vier Wochen hin-
ter die Kulissen des Deutschen Bundestages
in Berlin zu blicken: Im Rahmen des Inter-
nationalen Parlamentsstipendiums (IPS)
für arabische Staaten werden die Teilneh-
mer das parlamentarische System der Bun-
desrepublik kennenlernen. Eine Woche
werden sie zudem als Praktikanten in ei-
nem Wahlkreisbüro eines Abgeordneten
verbringen.
Bewerber müssen die Staatsangehörigkeit
eines arabischen Landes besitzen, zu Be-

ginn des Stipendiums jünger als 35 Jahre
sein, ein Hochschulstudium abgeschlossen
haben und über sehr gute Kenntnisse der
deutschen Sprache verfügen. Vorausgesetzt
wird zudem Interesse an politischen Zu-
sammenhängen und politisches bezie-
hungsweise gesellschaftliches Engagement.
Bewerbungsschluss ist der 31. Januar 2018.
Das IPS-Programm für arabische Staaten
wurde in Folge des „Arabischen Frühlings“
ins Leben gerufen. 2012 kamen die ersten
Stipendiaten nach Berlin. Der „große Bru-
der“ des Sonderprogramms, das IPS-Regel-
angebot, gibt es bereits seit 1986. In die-
sem Rahmen werden jährlich bis zu

120 Stipendien an junge Menschen verge-
ben, die für fünf Monate das politische Le-
ben in Berlin kennenlernen. Für das Regel-
programm im kommenden Jahr (1. März
bis 31. Juli) sind die Bewerbungsfristen be-
reits abgelaufen.
Details zu den Bewerbungsmodalitäten
für das IPS-Programm für arabische Staa-
ten sind auf der Seite des Bundestags unter
www.bundestag.de/ips_arabisch zu fin-
den. Bewerbungen sind an die jeweilige
deutsche Vertretung im Land zu schicken.
Informationen zum Regelprogramm des
IPS sind auf www.bundestag.de/ips abruf-
bar. DP T

Adventszeit
im Bundestag
WEIHNACHTEN Pünktlich zur Adventszeit
hat der Bundestag Weihnachtsbäume und
einen Adventskranz bekommen. Seit ver-
gangener Woche schmücken sie Gebäude
des Parlaments.
Eine Tanne aus dem Naturpark Schwalm-
Nette steht am Westportal des Paul-Löbe-
Hauses. Bundestagsvizepräsident Thomas
Oppermann (SPD) nahm den Baum entge-
gen. Dabei waren Schüler der Katholischen
Grundschule Lobberich, die den Baum-
schmuck gebastelt hatten. Oppermann
hob die bunten Figuren hervor: „Jeder ist
anders besonders“, das symbolisierten die
Figuren, sagte er. Der Weihnachtsbaum für
den Bundestag kommt alljährlich aus ei-
nem anderen Naturpark Deutschlands. Seit
15 Jahren gibt es diese Tradition.
An der Spreeseite des Löbe-Hauses steht
ein Weihnachtsbaum, den die Deutsche
Lebenshilfe an Oppermann übergeben hat.
Der Chor der Lebenshilfe Hannover prä-
sentierte Weihnachtslieder.
Ein Wichern-Adventskranz schmückt die
Abgeordnetenlobby im Reichstagsgebäude.
Bundestagsvizepräsident Hans-Peter Fried-
rich (CSU) nahm den Kranz von Ulrich Li-
lie, Präsident der Diakonie Deutschland,
entgegen. Der Adventskranz bringe „ein
bisschen Frieden in diesen angespannten
politischen Zeiten“, sagte Friedrich. Der
Kranz ist eine Spende des Evangelischen
Johannesstifts Berlin. eb T

ORTSTERMIN: DIE BIBLIOTHEK DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES

»Wir nehmen eine Lotsenfunktion wahr«
Die Digitalisierung schreitet unaufhaltsam voran. Auch
im Bereich des Bibliothekswesens. Anpassungsfähigkeit
ist daher gefragt, wie Holger Scheerer, Leiter der Biblio-
thek des Deutschen Bundestages im Elisabeth-Lüders-
Haus bestätigt. „Wir können nicht mehr mit dem Selbst-
verständnis einer Bibliothek aus den 1990er Jahren über-
leben. Dann würden wir zu einem Buchmuseum werden
und unsere Existenzberechtigung verlieren“, sagt Scheerer.
Stattdessen wird das Medienangebot angepasst – dem
Trend entsprechend: weg vom Buch, hin zum elektroni-
schen Medium. Vor zehn Jahren, so der Bibliotheksleiter,
habe man noch davon gesprochen, dass elektronische An-
gebote „den Printbestand ergänzen“. Heute stehe man auf
„zwei gleichberechtigten Beinen“. Dabei sei das elektroni-
sche Angebot das aktuellere und auch das dynamischere,
sagt Scheerer und wagt einen Blick in die Zukunft: „In
zehn oder zwanzig Jahren wird man vermutlich sagen:
Wir haben überwiegend elektronische Informationen,
aber selbstverständlich auch Printangebote.“
Die Veränderungen lassen sich auch in Zahlen ausdrü-
cken: Gab es 2010 noch 80.000 Buchausleihen pro Jahr,

liegt die Zahl derzeit bei 35.000. Kompensiert wird das
Ganze jedoch durch hohe Online-Zugriffe. Oft werde „für
den schnellen Blick in ein Medium“ der elektronische
Weg genutzt. Wer es genauer wissen will, leiht das Buch
dann aus. Das Problem dabei: Vieles erscheint gar nicht
mehr in Papierform. „Solche Publikationen weisen wir
aber auch über unseren Katalog nach und ermöglichen
über einen Link den Zugang auf den Volltext“, erläutert
Scheerer. Katalogisiert wird also nach wie vor. „Jetzt aber
eben auch die Medien, die wir elektronisch in unserem
Besitz haben und bei denen wir die Benutzung lizensiert
haben.“ Jeder Mitarbeiter in den Abgeordnetenbüros kön-
ne über das Intranet direkt auf die Texte zugreifen, sagt
der Bibliotheksleiter. „Das ist so einfach und selbsterklä-
rend, dass eine extra Schulung nicht nötig ist.“
Welche Rolle bleibt also noch den Bibliotheksmitarbei-
tern? Scheerer sieht sich und seine Kollegen als Lotsen,
die in der Informationsvielfalt gebraucht werden – auch
um seriöse von unseriösen Quellen zu trennen. „Wir neh-
men unsere Lotsenfunktion wahr, indem wir eine Aus-
wahl treffen, was wir anbieten“, sagt er.

Wir – das sind auch die 15 Fachreferenten, die darüber
entscheiden, welche Bücher neu angeschafft werden. Da-
runter sind Juristen, Ökonomen, Politologen, Soziologen
und Pharmazeuten – Scheerer selbst ist Historiker. „Da-
mit decken wir alle Wissensgebiete ab, die für den parla-
mentarisch-politischen Betrieb relevant sind.“ Die Parla-
mentsbibliothek hat derzeit einen Gesamtbestand von
1,5 Millionen Büchern – davon 30.000 elektronische Bü-
cher –, der um jährlich 24.000 „bibliografische Einhei-
ten“, die katalogisiert werden, wächst.
Auf Anfrage stellen die „Lotsen“ aber auch Informations-
pakete zusammen. „Das ist ein Service, der immer wichti-
ger wird, für den wir aber noch intensiver als noch vor
Jahren werben müssen.“ Es scheint offenbar nötig, das et-
was antiquierte Bild der verstaubten Bibliotheken gerade-
zurücken. „Wir müssen unser neues Selbstverständnis
ganz anders an das Publikum bringen. Gerade zu Beginn
einer neuen Legislaturperiode.“ Die Bundestagsabgeord-
neten dürfen also demnächst mit informierenden Anru-
fen und sogar – wenn Sie es wünschen – mit Besuchen
von Bibliotheksmitarbeitern rechnen. Götz Hausding T

Blick in den Lesesaal der Parlamentsbibliothek, die sich im Marie-Elisabeth-Lüders Haus (oben rechts) befindet. © Deutscher Bundestag/Joerg F. Mu¨ller/Stephan Klonk/Marco Urban

PERSONALIA

>Hermann Schwörer †
Bundestagsabgeordneter 1958-1994,
CDU
Hermann Schwörer starb am 23. November
im Alter von 95 Jahren. Der Unternehmer aus
Sigmaringen schloss sich 1951 der CDU an
und war von 1957 bis 1968 Vorsitzender des
dortigen Kreisverbands. Schwörer wirkte im
Finanz- und im Wirtschaftsausschuss mit.

>Theo Magin
Bundestagsabgeordneter 1980-1994,
CDU
Am 15. Dezember wird Theo Magin 85 Jah-
re alt. Der Bürgermeister Schifferstadts von
(1971-1975) saß von 1968 bis 1980 im
rheinland-pfälzischen Landtag. Im Bundes-
tag wirkte er im Städtebauausschuss mit.

>Peter Kurt Würzbach
Bundestagsabgeordneter 1976-2002,
CDU
Peter Kurt Würzbach wird am 15. Dezember
80 Jahre alt. Der Oberstleutnant schloss sich
1963 der CDU an und war von 1997 bis 2000
Landesvorsitzender in Schleswig-Holstein.
Würzbach, von 1982 bis 1988 Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesverteidi-
gungsminister, saß im Verteidigungsausschuss.

>Gernot Fischer
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
SPD
Gernot Fischer wird am 15. Dezember
80 Jahre alt. Der Jurist aus Osthofen/Kreis Al-
zey-Worms trat 1960 der SPD bei und enga-
gierte sich ab 1969 kommunalpolitisch. Von
1987 bis 2003 war er Wormser Oberbürger-
meister. Fischer saß im Rechtsausschuss.

>Bernhard Vogel
Bundestagsabgeordneter 1965-1967,
CDU
Am 19. Dezember wird Bernhard Vogel
85 Jahre alt. 1960 trat er der CDU bei und
war von 1976 bis 1988 rheinland-pfälzischer
sowie von 1992 bis 2003 thüringischer Mi-
nisterpräsident. Im Bundestag gehörte Vogel
dem Wahlprüfungsausschuss an.

>Manfred Lahnstein
Bundestagsabgeordneter 1983, SPD
Manfred Lahnstein wird am 20. Dezember
80 Jahre alt. Der Diplom-Kaufmann, SPD-
Mitglied seit 1959, war von 1977 bis 1980
Staatssekretär im Bundesfinanzministerium
und im Jahr 1982 Bundesfinanzminister.

>Marlene Rupprecht
Bundestagsabgeordnete 1996-2013,
SPD
Am 20. Dezember wird Marlene Rupprecht
70 Jahre alt. Die Lehrerin aus Tuchenbach/
Kreis Fürth trat 1983 der SPD bei und ge-
hörte von 1992 bis 2014 dem Kreistag in
Fürth an. Rupprecht, von 2003 bis 2013
Kinderbeauftragte der Bundestagsfraktion,
engagierte sich im Familienausschuss.

>Wolfgang Weng
Bundestagsabgeordneter 1983-1998,
FDP
Am 21. Dezember wird Wolfgang Weng
75 Jahre alt. Der Apotheker aus Gerlingen trat
1970 der FDP bei. Er war von 1982 bis 1999
sowie 2002 bis 2008 Mitglied des Landesvor-
stands in Baden-Württemberg. Dem dortigen
Landtag gehörte er von 1980 bis 1983 an.
Weng war von 1987 bis 1998 Vize-Vorsitzen-
der und von 1985 bis 1998 haushaltspoliti-
scher Sprecher der Bundestagsfraktion.

>Manfred Such
Bundestagsabgeordneter 1989/90,
1994-1998, Bündnis 90/Die Grünen
Manfred Such wird am 21. Dezember
5 Jahre alt. Der Kriminalbeamte aus Werl
trat 1984 der Partei Die Grünen bei und ge-
hörte von 1992 bis 1994 dem NRW-Landes-
vorstand an. Such saß im Innenausschuss.

>Peter Paterna
Bundestagsabgeordneter 1976-1994,
SPD
Am 22. Dezember wird Peter Paterna
80 Jahre alt. Der Lehrer aus Hamburg, SPD-
Mitglied seit 1962, war Direktkandidat des
Wahlkreises Hamburg-Eimsbüttel. Paterna
saß im Ausschuss für Post- und Telekommu-
nikation, den er von 1987 bis 1994 leitete.

>Josef Bugl
Bundestagsabgeordneter 1980-1987,
CDU
Am 24. Dezember wird Josef Bugl 85 Jahre
alt. Der promovierte Naturwissenschaftler
aus Mannheim trat 1975 der CDU bei. Bugl
wirkte im Forschungsausschuss mit.

>Christian Müller
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Christian Müller wird am 24. Dezember
70 Jahre alt.. Der Ingenieur aus Zittau trat
1990 der SPD bei und übernahm 1991 den
Vorsitz des Unterbezirks Neiße. Müller war
von 1995 bis 2002 stellvertretender Vorsit-
zender des Wirtschaftsausschusses.

>Antje Blumenthal
Bundestagsabgeordnete 2001-2009,
CDU
Am 25. Dezember wird Antje Blumenthal
70 Jahre alt. Die Finanzbeamtin aus Ham-
burg, CDU-Mitglied seit 1965, gehörte
1986/87 und von 1989 bis 2001 der dorti-
gen Bürgerschaft an. Im Bundestag wirkte
sie im Familienausschuss mit. bmh T
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Schulen und Unis
Wer ist in Deutschland dafür zuständig?

Im folgenden Text geht es um 
Schulen und Unis in Deutschland.

Also um Orte, an denen Menschen 
eine Ausbildung bekommen.

Über Schulen und Unis wird in 
Deutschland viel gesprochen.

Eine wichtige Frage dabei ist: 
Wer soll für sie zuständig sein?

Wer soll also die Regeln 
für die Schulen und Unis machen?

Und wer soll dafür bezahlen?

Schulen und Unis sind wichtig
Es gibt einen Grund dafür, dass man 
über Schulen und Unis so viel spricht.

Denn: 
Dort bekommt man eine Ausbildung. 
Und eine gute Ausbildung ist wichtig.

Durch sie kann man die Welt besser 
verstehen.

Man hat mehr Möglichkeiten im Leben.

Man bekommt oft 
interessantere Berufe. 
Und auch Berufe, 
mit denen man mehr verdient.

Oft hört man die Aussage: 
Für Deutschland ist Ausbildung 
wichtiger als für viele andere Länder.

Denn: Das wichtigste Gut von vielen 
Ländern sind Boden-Schätze. 
Zum Beispiel Erd-Öl. 
Viele Menschen arbeiten in Berufen, 
die damit zu haben.

Deutschland hat aber nur 
sehr wenige Boden-Schätze.

Das wichtigste Gut bei uns ist dafür 
Wissen und eine gute Ausbildung. 
Denn in Deutschland gibt es 
besonders viele Berufe, für die man 
beides braucht.

Schulen und Unis regeln
In Deutschland sind Schulen und 
Unis auf besondere Weise geregelt.

Und zwar so:

Deutschland ist aufgeteilt 
in 16 Bundes-Länder. 
Das sind zum Beispiel: 
Bayern, Berlin und Hessen.

Und jedes Bundes-Land ist für seine 
Schulen und Unis selbst zuständig.

Jedes Bundes-Land kann sie so regeln, 
wie es das möchte.

leicht  

erklärt!



Schulen und Unis  •  Wer ist in Deutschland dafür zuständig?

Über den Bundes-Ländern steht in 
Deutschland: der Bund.

Mit diesem Wort fasst man 
mehrere Einrichtungen zusammen. 
Sie kümmern sich um Dinge, 
die ganz Deutschland betreffen.

Zum Bund gehören 
zum Beispiel der Bundes-Tag. 
Außerdem auch die Bundes-Regierung. 
Das sind die Politiker, 
die das Land leiten. 
Ihr Chef ist die Bundes-Kanzlerin 
oder der Bundes-Kanzler.

Wenn Dinge für ganz Deutschland 
geregelt werden, sagt man auch: 
Der Bund ist dafür zuständig.

Wenig Zusammenarbeit

Bei Schulen und Unis hat der Bund 
aber kaum etwas zu sagen.

Dazu steht auch etwas 
im Grund-Gesetz. 
Das ist ein besonders wichtiges Gesetz. 
Darin stehen die wichtigsten Regeln 
für Deutschland.

Im Grund-Gesetz steht:

Wenn es um Unis geht, dürfen die 
Bundes-Länder nur bei ganz 
bestimmten Projekten mit dem Bund 
zusammenarbeiten.

Und wenn es um Schulen geht, 
dürfen sie fast gar nicht mit ihm 
zusammenarbeiten.

Der Bund darf also zum Beispiel nicht 
so einfach Lehrer an Schulen bezahlen. 
Oder Schulen Geld für Bücher geben. 
Oder für Computer.

Kultus-Minister-Konferenz

Jedes Bundes-Land ist zwar für seine 
eigenen Schulen und Unis zuständig. 
Sie arbeiten aber trotzdem zusammen.

Und zwar in der: 
Kultus-Minister-Konferenz. 
Abgekürzt nennt man sie: KMK.

In der KMK treffen sich regelmäßig 
Politiker von den Bundes-Ländern.

Dann sprechen sie zum Beispiel über 
Regeln für Schulen und Unis, die in 
allen Bundes-Ländern gelten sollen.

Die KMK macht aber keine Gesetze. 
Sie macht nur Vorschläge.

Die einzelnen Bundes-Länder 
müssen dann entscheiden, ob sie aus 
den Vorschlägen Gesetze machen.

Unterschiede

Die Bundes-Länder sind bei Schulen 
und Unis also selbstständig.

Darum sind Schulen und Unis in 
jedem Bundes-Land anders geregelt.

Hier ein paar Beispiele, 
was das genau bedeutet:

Unterschiedliche Schul-Arten

In jedem Bundes-Land gibt es 
Schul-Arten, die ähnlich, 
aber trotzdem verschieden sind.

Sie heißen beispielsweise 
unterschiedlich.

In Sachsen gibt es zum Beispiel 
Ober-Schulen. 
In Hessen gibt es 
Haupt-Schulen und Real-Schulen. 
Im Saarland gibt es 
Gemeinschafts-Schulen.

Grund-Schulen und das Gymnasium 
gibt es in jedem Bundes-Land. 
Aber auch sie unterscheiden sich von 
Bundes-Land zu Bundes-Land.

In manchen Bundes-Ländern kommt 
man mit 5 Jahren in die Schule, 
in anderen erst mit 6 Jahren.  
Oft gibt es an den Schulen auch 
unterschiedliche Fächer.

Und es gibt noch andere Unterschiede.



Unterschiedlicher Unterrichts-Stoff

In jedem Bundes-Land gibt es auch 
andere Lehr-Pläne.

Das sind Texte. 
In ihnen steht zum Beispiel, was die 
Schüler in ihrer Schul-Zeit lernen sollen. 
Und was sie am Ende können sollen.

Die Schüler lernen also nicht 
in jedem Bundes-Land das Gleiche.

Unterschiedliche Prüfungen

Am Ende von der Schul-Zeit gibt es 
meist Abschluss-Prüfungen.

In jedem Bundes-Land funktionieren 
die Abschluss-Prüfungen anders.

Es gibt unterschiedliche Regeln. 
Und die Aufgaben sind auch oft anders.

Besonders häufig hört man das 
zum Beispiel vom Abitur.

Das ist die höchste Abschluss-Prüfung, 
die es an Schulen gibt. 
Mit dem Abitur darf man an einer 
Uni studieren.

Was gut ist an 
unterschiedlichen Regeln

An der Selbstständigkeit von den 
Bundes-Ländern sind einige Dinge gut.

Hier ein paar Beispiele dafür.

Mischung

Es gibt viele verschiedene Ideen, 
wie man die besten Schulen und 
Unis bekommt. 
Manche Ideen widersprechen sich.

Zum Beispiel:

Eine Idee lautet: 
Es soll nur eine Schul-Art geben. 
Die sollen alle Schüler besuchen.

Eine andere Idee lautet: 
Es soll verschiedene Schul-Arten geben. 
Jeder Schüler soll auf eine Schul-Art, 
die zu ihm passt.

Weil die Bundes-Länder selbstständig 
sind, geht Folgendes:

Jedes Bundes-Land kann andere Ideen 
ausprobieren.

Dadurch gibt es eine Mischung 
von verschiedenen Ideen.

So kann man herausfinden, 
was am besten funktioniert.

Ideen austauschen

Wenn eine Idee in einem Bundes-Land 
gut funktioniert, dann können andere 
Bundes-Länder sie auch benutzen.

Das ist dann gut für die Schulen und 
Unis in ganz Deutschland.

Lage vor Ort

Jede Gegend in Deutschland ist anders.

Und für jede Gegend braucht man 
die passenden Schulen.

Die Verantwortlichen 
in den Bundes-Ländern sind 
sehr nah dran an den Schulen.

Sie können gut entscheiden, 
was die Schulen vor Ort brauchen.

Und dann können sie 
ihre Regeln anpassen.

Was ist gut an 
gemeinsamen Regeln

Manche Menschen fordern:

In ganz Deutschland soll man Schulen 
und Unis auf die gleiche Art regeln.

Die Bundes-Länder sollen also nicht 
mehr dafür zuständig sein. 
Der Bund soll sich darum kümmern.

Auch daran wären 
verschiedene Dinge gut.

Hier ein paar Beispiele dafür.
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Schulen und Unis  •  Wer ist in Deutschland dafür zuständig?

Vergleichbare Schulen

Gleiche Regeln in ganz Deutschland 
bedeuten zum Beispiel:
• Alle Schüler lernen das Gleiche.
•  Alle Schüler machen die gleichen 

Abschluss-Prüfungen.

Jeder Schüler hat dann die gleiche 
Chance auf eine gute Ausbildung.
Es kommt nicht darauf an,
wo in Deutschland er lebt.

Und nach der Schule haben alle
Schüler ein ähnliches Wissen.
Zum Beispiel,
wenn sie ein Studium beginnen.
Oder eine Ausbildung.

Bund könnte mit Geld helfen

Für die Schulen und Unis
in Deutschland gibt es
viele Herausforderungen.

Zum Beispiel:

•  In den letzten Jahren sind viele 
Menschen aus anderen Ländern 
nach Deutschland gekommen.
Sie müssen Deutsch lernen.
Und man muss schauen, dass sie
im Schul-Unterricht mitkommen.

•  Menschen mit und ohne
Behinderung sollen in die gleichen 
Schulen gehen.

•  In Schulen sollen mehr Computer 
benutzt werden.

•  Immer mehr Schulen sollen den 
ganzen Tag off en haben.
Nicht nur am Vormittag.

Diese Dinge kosten viel Geld.

Die Bundes-Länder haben im Moment
aber nicht genug Geld dafür.

Wenn sie mit dem Bund
zusammenarbeiten dürften,
könnte er Geld dazugeben.

Dann könnte man die
Herausforderungen
schneller erledigen.

Ideen für die Zukunft

Auch weiterhin sprechen die Menschen
über die Zukunft von Schulen und Unis.

Es gibt dafür verschiedene Ideen.

Manche Menschen sagen:
Man soll die Selbstständigkeit von 
den Bundes-Ländern ganz abschaff en.

Eine andere Idee ist:
Die Bundes-Länder sollen bei Schulen 
und Unis noch selbstständiger werden.
Der Bund soll dabei gar nicht mehr
mit ihnen zusammenarbeiten dürfen.

Vielleicht wird es eine Mischung aus 
diesen beiden Ideen geben:

Die Bundes-Länder sind auch weiter 
für Schulen und Unis verantwortlich.

Aber:
Sie könnten mit dem Bund
zusammenarbeiten.
Er könnte sie unterstützen.
Zum Beispiel mit Geld.

Außerdem könnten Bundes-Länder 
noch enger zusammenarbeiten.
Damit ihre Schulen vergleichbarer 
werden.

leicht 
erklärt!


